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Die Nächsten bitte! 

Der Untergang der Regierung Schröder/Clement und der Zerfall der Sozialdemokratie 


N ormalerweise beschäftigen wir uns 
in dieser Zeitung nicht mit Parteien, 
Wahlkämpfen und mit einer Form von Po¬ 
litik, die in Parlamenten und Medien aus¬ 
getragen wird. Das langweilt uns, das ist 
selten mehr als schlechtes Theater, auf 
das wir herzlich wenig Einfluss haben. 
Das Stück, welches seit dem 22. Mai 2005 
(seit der NRW-Landtagswahl) auf dem 
Spielplan steht, klingt allerdings viel 
versprechend. Eine 
Tragödie von klassi¬ 
schem Format: Ein 
Kanzler wird vom 
Vorsitzenden 
seiner Partei 
gezwungen, in 
eine Schlacht 
zu ziehen, die 
sein politi¬ 
sches Ende 
bedeuten 
wird. Und der 
vom Hofe gejagte 
Bruder des Herr¬ 
schers - Oskar La¬ 
fontaine - taucht 
plötzlich wieder 
auf. In seinem Gewand ein Dolch. So oder 
so ähnlich lautet die Dramaturgie für den 
Sommer. 


Die Lust am Untergang 

Die Selbstauflösung der Sozialdemokra¬ 
tie ist mittlerweile so weit voran ge¬ 
schritten, dass ihre Strategen sogar den 
Verlust der lieb gewonnenen Regie¬ 
rungsmacht vorziehen, bevor sie vollends 
ihren Einfluss auf die arbeitende Bevöl¬ 
kerung verlieren. So erklärt sich Münte¬ 
ferings rhetorischer Schwenk in Richtung 
Klassenkampf und Globalisierungskritik 
im NRW-Wahlkampf, der seine Fortset¬ 
zung in der Forderung nach einer neuen 
Reichensteuer findet (die natürlich nie 
zu Stande kommen wird). 

Dieser vordergründige Schwenk ist 
ein Eingeständnis des kompletten Schei- 
terns. 1998 ist die SPD angetreten, Tony 
Blair zu kopieren. Der hatte aus der La- 


bour-Party ein „New Labour" gezimmert. 
Modern wollte man sein. Weg von diesem 
alten - inzwischen anscheinend peinlich 
gewordenen - Mief der traditionellen Ar¬ 
beiterbewegung. Waren auf der Insel 
nicht alle Zechen geschlossen und der 
letzte britische Autohersteller vor der Ab¬ 
wicklung? Arbeiter¬ 


klasse? Wozu sich noch die Hände 
schmutzig machen? Lag die Zukunft 
nicht im Internet? Aufgeweckte junge 
Menschen, die Arbeit als eine Art verlän¬ 
gerte Party sahen, die sich zum Abend¬ 
essen kurz eine Pizza kommen ließen, 
zum Nachtisch eine Speed-Tablette 
schluckten, um weiter bis nach Mitter¬ 
nacht am neuen Web-Auftritt der Start- 
up-Firma zu basteln. Heute können wir 
darüber lachen. „Neue Mitte" hieß diese 
Schicht, die von der SPD umworben wur¬ 
de. Nach dem New-Economy-Crash von 
2001 ging die SPD daran, mit Hartz I bis 
IV eine neue Unterschicht zu erschaffen, 
in die nicht wenige aus der „neuen Mit¬ 
te" inzwischen abgerutscht sind. 

Die Drecksarbeit machen und 
verschwinden 

Die SPD hat in den vergangenen Jahren 


brav alle Konzepte umgesetzt, die im ifo- 
Institut und anderen Denkpanzern der 
deutschen Wirtschaft ausgeheckt wur¬ 
den: Schaffung einer Niedriglohn-Kaste 
unterhalb der traditionellen Lohnarbei¬ 
terschaft, Verschleudern von kommuna¬ 
lem und staatlichem Eigentum, Senkung 
der Arbeitslosigkeit durch Aushungern 
der Arbeitslosen auf Sozialhilfe-Niveau 
und Zermürben in 
unsinnigen Maß¬ 
nahmen. Renten 
werden zum Lot¬ 
teriespiel, in¬ 
dem sie 
durch Fonds 
gesichert 
werden, und 
medizinische 
Versorgung 
zum Luxus. Das 
Ganze, um die 
Lohnnebenko¬ 
sten zu senken. 

Der Preis ist 
die Auflösung 
der traditionel¬ 
len Sozialdemo¬ 
kratie. Dabei ist die Sozialdemokratie 
keineswegs mit der SPD zu verwechseln. 
Die Sozialdemokratie lebt seit spätestens 
1905 von einer strategischen Arbeitstei¬ 
lung zwischen einem unpolitischen (All¬ 
gemeinen) Deutschen Gewerkschafts¬ 
bund, der für tarifliche Belange zustän¬ 
dig ist, und der Sozialdemokratischen 
Partei, die durch ständige Reformen in 
der Gesetzgebung die staatliche Fürsorge 
für das Wohlergehen der Arbeiterklasse 
ausbauen sollte. Theoretisch. Praktisch 
bestand die Aufgabe der Sozialdemokra¬ 
tie in der Ausgrenzung radikaler Ele¬ 
mente aus der Arbeiterschaft und der 
Modernisierung kapitalistischer Herr¬ 
schaft. Beide Gebilde (DGB und SPD) sind 
zu diesem Zweck streng zentralistisch ge¬ 
führt, auf oberster Ebene vernetzt und 
seit 100 Jahren bis in die kleinste Orts¬ 
gruppe untrennbar miteinander verfilzt. 

Fortsetzung auf Seite 3 



Hosen runter! 

Die Bundesagentur für Arbeit schnüffelt in der Intimsphäre ihrer „Kunden" 


J etzt mal ehrlich - sorgt die Bundes¬ 
agentur für Arbeit, vormals nur Ar¬ 
beitsamt genannt, nicht für ihre Mitar¬ 
beiter? Da mussten die armen Jobver¬ 
mittler noch letztes Jahr eine Reform 
über sich ergehen lassen und im Rah¬ 
men der neuen Hartz-Gesetze Millionen 
von ALG-II-Anträgen in die Computer 
hauen. Und was für langweilige Fragen 
sie da bearbeiten mussten: Haben Sie 
ein Sparbuch? Wie viel Geld haben Sie 
unter der Matratze? Leben Sie in einer 
Bedarfsgemeinschaft? Wie groß ist Ihre 
Wohnung? Alles Fragen, die die Mitar¬ 
beiter der Arbeitsagentur auch bequem 
per Computer selber beantworten könn¬ 
ten. Die Behörden arbeiten ja zusam¬ 
men, und das Bankgeheimnis wurde für 
den Normalbürger ebenfalls aufgelöst. 
Langweiliger Job, langweilige Fragen. 

Da kommt doch das 47-seitige Fach¬ 
konzept „Beschäftigungsorientiertes 
Fallmanagement", von der Bundesagen¬ 
tur jetzt an die Fallmanager, vormals ei¬ 
gentlich verbeamtete Arbeitsvermittler, 
verschickt, gerade zur rechten Zeit. 
Jetzt darf der Fallmanager in einer neu¬ 
en Fragebogenaktion die Langzeitar¬ 
beitslosen so richtig ausfragen - bis ins 
intimste Detail. Sind Sie in einem Ver¬ 
ein? Kommen Sie mit Ihrem Nachbarn 
zurecht? Haben Sie Freunde? Was ma¬ 
chen Sie mit denen? Wie verbringen Sie 
Ihre Freizeit? Wie ist das so mit Ihrer 
Freundin / Ihrem Freund?, usw. Jetzt 
macht der Job dem Jobvermittler wie¬ 
der so richtig Spaß. Gibt es doch nichts 


schöneres, als in der Schmutzwäsche 
von anderen zu wühlen. Das sind Natu¬ 
rinstinkte, schützt die Jobvermittler vor 
Mobbing durch andere Jobvermittler - 
jetzt kann man ja in der Mittagspause 
über seine Langzeitarbeitslosen herzie¬ 
hen. 


Arbeitslosigkeit ist keine 
Krankheit 

Was wie eine Satire klingt, ist leider kei¬ 
ne Satire. Das neue beschäftigungs¬ 
orientierte Fallmanagement macht den 
nächsten Besuch beim Fallmanager zum 
Seelentrip. Mit dem neuen Fragenkata¬ 
log, der jetzt den Bediensteten der 
Bundesagentur für Arbeit in die Hand 
gedrückt wurde, soll nicht die Fachkom¬ 
petenz eines arbeitslosen Menschen 
festgehalten werden, sondern auch die 
privatesten und intimsten Details. Er¬ 
fasst werden soll nicht nur die „Fami¬ 
lienkonstellation" und die „Beziehungs¬ 
stärke", sondern auch die „Frustations- 
toleranz" und der „Gesundheitszu¬ 
stand". Akribisch werden alle Daten von 
Krankheiten, Behandlungen und Arzt¬ 
besuchen erfasst. Datenschutz? Fehlan¬ 
zeige! Recht auf eine Privatsphäre? Fehl¬ 
anzeige! „Die Langzeitarbeitslosen sind 
zur Mitarbeit verpflichtet", heißt es la¬ 
pidar aus der Bundesagentur. Auf die 
Frage, was denn mit den persönlichen 
Daten passiert, kam nur die Antwort, 
dass „man sie nur im Interesse der Kun¬ 
den verwendet." (Auf meine Frage, da 


ich Kunde — also König — bin, ob ich im 
Interesse der Gleichbehandlung von 
meinem Jobvermittler ebenfalls intime 
Details erfragen darf? Schließlich möch¬ 
te man doch schon gerne wissen, ob 
mein Fallmanager seelisch in der Lage 
ist, mir einen Job zu vermitteln, wurde 
das Telefonat abrupt beendet.) Die Au¬ 
toren des Fragenkatalogs stammen nicht 
nur aus dem Haus der Arbeitsagentur. 
Mitgeschrieben haben auch der Paritäti¬ 
sche Wohlfahrtsverband, die Diakonie 
und Sozialdezernenten verschiedener 
Kommunen, also genau jene, die Nutz¬ 
nießer der 1-Euro-Jobs sind. Was für ein 
Zufall! 

Die Spitzelei der Bundesagentur für 
Arbeit stellt jeden arbeitslosen Men¬ 
schen unter Generalverdacht. Menschen 
ohne Arbeit sind Menschen, die keinen 
Job haben. Sie sind nicht krank, sie ha¬ 
ben keine psychischen Probleme, son¬ 
dern keinen Job. Arbeitslosigkeit ist kei¬ 
ne therapierbare Krankheit. Arbeitslo¬ 
sigkeit ist die Folge des kapitalistischen 
Systems. Und das ist krank. Nicht zu ver¬ 
gessen die Autoren, die sich ein solches 
„Beschäftigungsorientiertes Fallma¬ 
nagement" ausgedacht haben. Und da¬ 
bei haben die Macher eines solchen Fra¬ 
genkatalogs eines vergessen: Man kann 
noch so viele Fragen beantworten - Jobs 
für das Heer von Arbeitslosen entstehen 
dadurch nicht. Die entstehen erst, wenn 
wir das System therapiert haben. 

Anna Homburg 


Catwalk 



Radikale Beharrlichkeit 

Seit 33 Jahren erscheint die 
Graswurzetrevolution (GWR), die 
„Monatszeitung für eine 
gewaltfreie, herrschaftslose 
Gesellschaft", die damit die 
"dienstälteste" Publikation in 
der deutschsprachigen 
anarchistischen 
Presselandschaft ist. Nun kam 
die Nr. 300 - mit einem 
Jubiläumscomic - heraus. 

Weiter so! 
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Seit über einem Jahr streiken 
die Arbeiterinnen von Caballito 
(Pferd/Rüggeberg) im 
baskischen Vitoria (DA 
berichtete). Nun kommen sie 
nach Deutschland, um den 
Fabrikeignern die Erfüllung 
ihrer Forderungen nahe zu 
legen. Der Starttermin für diese 
internationale Arbeiter-Aktion 
ist voraussichtlich der 12. Juli 
2005. Zielpunkt ist Marienheide 
(nahe Gummersbach in NRW), 
wo Pferd/Rüggeberg seinen 
Stammsitz hat. Machen wir dem 
Pferd endlich Beine! Aktuelles 
und Hintergründe unter 
www.fau.org/caballito 



Kauf Dich glücklich! 

Neu bei FAU-MAT: Entwicklung 
der revolutionären 
syndikalistischen 
Arbeiterbewegung in 
Deutschland. Eine Broschüre 
über die Geschichte des 
organisierten 
(Anarcho)Syndikalismus in 
Deutschland von den Anfängen 
in den 1890er Jahren bis zum 
Jahr 1929. Die einzige diese 
Thematik in ihrer Gesamtheit 
umfassende und von der FAUD 
überhaupt autorisierte Arbeit. 
Broschüre, 56 Seiten, für zwei 
Euro erhältlich beim FAU- 
Materialienvertrieb. 
www.fau.org/fau-mat 
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FAU-licker 


+++ die OG Dresden wurde auf dem 
Regionaltreffen Ost am 9. April offiziell in 
die FAU aufgenommen. Kontakt: s.u. +++ 
+++ Mitte Mai fand der jährliche FAU- 
Kongress in Weeze statt +++ mehr als 70 
Delegierte der Ortsgruppen und Syndikate 
nahmen teil +++ neben den 
organisatorischen Fragen lag der 
inhaltliche Schwerpunkt auf einer Vielzahl 
von Arbeitsgruppen +++ auf dem Treffen 
der Bildungssyndikate wurde die 
Fierausgabe einer DA-Sondernummer zum 
Thema Bildung und die Einrichtung einer 
neuen Website www.bildungssyndikat.de 
beschlossen +++ die AG Gewerkschaftliche 
Strategien diskutierte die Erfahrungen 
unserer Kämpfe der vergangenen Jahre und 
versuchte anhand von Erfolgen und 
Mißerfolgen eine Strategie für die Zukunft 
zu entwickeln. In diesem Zusammenhang 
werden Broschüren, z.B. zur Hilfestellung 
beim Aufbau von Betriebsgruppen 
herausgeben +++ die AG Elektronische 
Vernetzung bereitete die Umstellung des 
FAU-Extranet vor, unserer internen 
Diskussions- und Informationsplattform 
+++ die AG Syndikalistische Arbeit in 
Europa beschäftigte sich mit dem Versuch, 
die neue EU-Verfassung einzuführen, der 
weiteren Verschärfung der Privatisierung, 
dem Ausbau der Festung Europa und der 
zunehmenden Militarisierung +++in der 
Arbeitsgruppe DA wurden Fragen nach der 
Zielgruppe, dem gewünschten Inhalt und 
der Form der Zusammenarbeit der 
Redaktionen besprochen, zwei Konzepte 
werden dazu vorbereitet +++ der Antrag auf 
den Austritt der FAU aus der 
Internationalen Arbeiterinnen Assoziation 
(IAA) fand zwar eine Mehrheit bei den 
Delegierten (2/3), da diese Mehrheit aber 
nicht ausreichend war, wird ein Referendum 
zur Befragung aller Mitglieder durchgeführt 
+++ Dank der hervorragenden Organisation 
durch die Geschäftskommission der FAU war 
der Kongress effektiv und hat Spaß 
gemacht +++ 


M it der letzten Ausgabe verabschiedete sich die Schlussredaktion aus Berlin. Nun begrüßen euch die 
neuen Redaktionen. Ihre Aufgaben für das nächste Jahr sind breit gestreut: die Kulturredaktion 
bleibt in Bielefeld, Zeitlupe und Letzte Seite kommen aus Berlin, der Hintergrund wird in Münster 
erstellt, für Betrieb und Gesellschaft ist Frankfurt/M. zuständig. Die Titelseite hat Köln übernom¬ 
men, Globales liefern Berlin und Düsseldorf, die gesammelten Werke bringt dann das Layout in Dortmund in 
eine ansprechende Form, und die Abos werden in Leipzig verwaltet. Dezentraler geht's kaum - außer bei der 
Graswurzelrevolution (GWR). 

Der möchten wir an dieser Stelle ganz herzlich gratulieren. Die Genossinnen haben in 33 Jahren 300 Aus¬ 
gaben der Zeitung herausgebracht. Eine beachtliche Kontinuität! 

Den libertären Zeitungen werden auch künftig die Themen nicht ausgehen. Bald stehen Wahlen an, aber 
wer hat in dieser Gesellschaft schon eine Wahl. Pest oder Cholera, Merkel oder Schröder, oder einen neuen La¬ 
fontaine mit braunen Sprüchen, eigentlich egal. Die EU-Verfassung ist gescheitert und schon werden neue Plä¬ 
ne zur Ausbeutung der Menschheit geschmiedet. Teile der US-Politik haben erkannt, dass Guantanamo vielleicht 
doch menschenverachtend ist, und in Nordkorea regiert immer noch ein Verrückter, der mit Atombomben droht 
- oder war das doch Washington? Oder Brüssel? 

Über Neues, Interessantes sowie die üblichen Schweinereien informiert euch die neue DA. Der Staat rea¬ 
giert auf Widerstand mit Prozessen. Repression kostet eine Menge Geld, gleichzeitig wird arbeitslosen Menschen 
ein anständiger Lebensunterhalt verwehrt, für sie sind Ein-Euro-Jobs angesagt. Und wer sich wehrt, wird vor 
Gericht gestellt, wie die Genossen aus Magdeburg. Mehr zu diesen Themen ebenfalls in dieser DA. Der Öffent¬ 
liche Dienst hat mal wieder sein Streikpotenzial entdeckt, aber natürlich nicht ausgeschöpft. Weiterhin ver¬ 
dient die Lufthansa Geld mit deportation-tickets und verklagt den Organisator einer Online-Demonstration. 

Hunderttausende Schülerinnen in Frankreich zeigten, dass sie die geplante Reform des Schulwesens nicht 
hinnehmen werden - der Staat antwortet mit den üblichen Mitteln. Anarchisten und Syndikalisten besetzten 
in Modena ein Haus als Wohnraum für zwei tunesische Familien und einen Studenten. Auf unorthodoxe und 
durchaus erfolgreiche Art wehrten sich anarchistische Gruppen in Athen gegen den Abbau von Grundrechten. 
Eine Sammlung ihrer Beutestücke ist auf Indymedia Athen zu bewundern. Dies und Informationen zu vielen 
weiteren Ereignissen findet ihr auf den nächsten Seiten. 



Syndikate, Ortsgruppen und Kontakte der freien arbeiter/innen-Union (FflU-Iflfl) 


Region Nord - 

Bremen .FRU-IRA Lokrlföderrtion Bremen, 

Postfach 10 56 74, 28056 Bremen, www.fau- 
bremen.de.vu 

Syndikat der Lohnabhängigen und Erwerbslosen (SLE- 
FflU), sle-hb@fau.org, c/o FPU Bremen 
Bielefeld .... c/o »Umweltzentrum«,flugust-Bebel-Str. 16,33602 Bie¬ 
lefeld; Treffen jeden 1. und 3. Dienstag im Monat, 19.30 
Uhr, faubi@fau.org, www.fau-bielefeld.de.vu 
Flensburg .... c/o Hafermarkt 6, 24943 Flensburg 
Hamburg .... FHU-IflH Ortsgruppe und GNLL/FflU Hamburg, Fettstraße 
23, 20357 Hamburg. Offenes Treffen jeden Freitag, 

19.00 Uhr, fauhh@fau.org 

Hannover . . . . UJZ Korn, Kornstraße 28-30, 30167 Hannover. Treffen je¬ 
den Dienstag, 21.00 Uhr, letzten Dienstag im Monat offe¬ 
ner Abend ab 20.00 Uhr, fauh@fau.org, Tiermedizinisches 
Syndikat, tiermedizin@fau.org 

Osnabrück . . . FHU-IflH Osnabrück, Postfach 1925, 49009 Osnabrück 
Treffen: Cafe „Mano Negra", Alte Münze 12, jeden Don¬ 
nerstag, 17.00 Uhr Allgemeines Syndikat, 19.00 Uhr Bil¬ 
dungssyndikat, fauos@fau.org 


Region West - 

Bochum.Kontakt über FAU Dortmund, faudo@fau.org, öffentli¬ 

ches Treffen: Jeden dritten Donnerstag im Monat ab 
19.00 Uhr Thekenabend im Sozialen Zentrum Bochum, 
Rottstr. 31 

Bonn. Lokalföderation FAU-IAH Bonn, »FAU-Laden«, Wolfstr. 

10 Hinterhaus, 53111 Bonn, Tel. 0228/9637775, 
faubn@fau.org, offenes Treffen oder Veranstaltungen 
bzw. Volxküche, freitags 21 Uhr, »FAU-Laden« Allgemei¬ 
nes Syndikat c/o FAU-IAH Bonn 

Dortmund .... c/o »Langer August«, Braunschweiger Str.22, 44145 
Dortmund, faudo@fau.org. 
www.fau.org/ortsgruppen/dortmund 

Duisburg . . . . FAU - Duisburg Lokalföderotion, Querstr.38, 47178 Duis¬ 
burg, öffentliches Treffen: Jeden ersten Donnerstag im 
Monat um 21.00 Uhr in der Kneipe "DJÄZZ", Börsenstr.ll, 
Info-Telefon und SMS: 0179 325 86 48, faudu@fau.org, 
http://www.fau-duisburg.tk 

Düsseldorf . . . FAU Düsseldorf, Allgemeines Syndikat, Postfach 10 24 

04, 40015 Düsseldorf, faud@fau.org, Fax: 01212-5-110- 


29-174, Fon/SMS: 0179-32 586 48, www.fau.org/orts- 
gruppen/duesseldorf oder www.free.de/asti 
Köln . Allgemeines Syndikat und Arbeitslosen-Syndikat c/o In¬ 

foladen »LC 36« Ludolf-Camphausen Str.36, 50672 Köln, 
donnerstags um 20:30 Uhr, ask@fau.org 
Krefeld . 02151/394270 

Moers .c/o »Barrikade«, Bismarckstr. 41 A, 47443 Moers, fau- 

mo@fau.org 

Münster.FHU und Bildungssyndikat c/o Infoladen »Bankrott«, 

Dahlweg 64, 48153 Münster; faums@fau.org, 


www.fau.org/ortsgruppen/muenster, Treffen jeden 
Dienstag 19 Uhr 


Region Ost - 

Altenburg .... fauabg@fau.org 

Berlin .Straßburger Str. 38, 10405 Berlin, faub@fau.org, Tel.: 


030 - 287 008 04, Fax: 030 - 287 00 13, 
www.fau.org/ortsgruppen/berlin , offenes Büro Diens¬ 
tags 14.00 - 20.00 Uhr 

Allgemeines Syndikat, 2. und 4. Mittwoch im Monat 19 Uhr, 
Bildungssyndikat, 1. und 3. Mittwoch im Monat 20 Uhr, 
bsy-b@fau.org 

Kultursyndikat, 1. und 3. Donnerstag im Monat 20 Uhr, 
ksy-b@fau.org 

GNLL-Berlin-Brandenburg, Treffen jeden letzten Donners¬ 
tag im Monat 20 Uhr, faugrs@fau.org 


Döbeln.Kontakt über FHU Leipzig, faudl@fau.org, Tel.: 0177- 

3531231 

Dresden.FHU Dresden, c/o Stadtteilladen, Rudolfstr. 7, 01097 

Dresden, offen: freitags 16-20h, fau-dd@gnuviech.info 
Göttingen . . . FAU-IAH Göttingen, c/o Buchladen „Rote Straße", Niko¬ 
laikirchhof 7, 37073 Göttingen 

Gransee.FHU-IHA Ortsgruppe und GNLL/FHU Landwirtschaft Berlin- 

Brandenburg, faugrs@fau.org 
c/o Th. Beckmann, Dorfstr. 13, 16775 Wolfsruh 
Halle/Saale ... c/o Ludwigstr. 37, 06110 Halle/Saale, ebenfalls GNLL-KON- 
TAKT 

Leipzig.c/o „Libelle", Kolonnadenstr. 199, 04109 Leipzig. Jeden 

1. Donnerstag im Monat, faul@fau.org 
Magdeburg ... FHU Magdeburg, faumd@fau.org, c/o „Bloue Welt Ar¬ 
chiv", Thiemstrasse 13, 39104 Magdeburg 
Strelitz .Kontakt: 0171/9547879 


Schwerin .... Kontakt über Leipzig, fausn@fau.org 

Region Süd - 

Dachou .Kontakt über München 

Frankfurt/M. . c/o DFG/VK, Mühlgasse 13, 60486 Frankfurt/Main, 
Sonntags 19 Uhr, fauffm2@fau.org 

Freiburg.FHU-Ortsgruppe, ec/o Infoladen Freiburg KTS, Baslerstr. 

103, 79100 Freiburg, faufr@fau.org, Treffen jeden Mitt¬ 


woch gegen 20 Uhr im autonomen Zentrum KTS 
Gießen/Wetzlor FHU Ortsgruppe und Bildungssyndikat, c/o „Infoloden 


Gießen", Alter Wetzlarer Weg 44, 35392 Gießen, 
faugi@arcor.de, faugi2@fau.org, www.ak44de.vu, jeden 
Montag 19.00 Uhr Treffen des Allgemeinen Syndikats und 
des Bildungssyndikats 

München .... Schwanthaler Str. 139 (Rg), 80339 München, 0173 - 
4048195, info@fau-muenchen.de 

Tübingen .... c/o Infoladen »Grenzenlos«, Schellingstr. 6, 

72072 Tübingen 

Wiesbaden . . . GNLL-KONTHKT, über Frankfurt/Main 

Schweiz - 

FHU-CH.Postfach 580, CH-8037 Zürich 


Bundesweite Branchen-Koordinationen - 

Bildungssyndikate: bsy-public-info@list.fau.org, www.fau.org/syndika- 
te/bsy2 

GNLL/FHU Landwirtschaft: Berlin-Brandenburg, über Gransee, 
gnll@fau.org 

GNLL/FHU Naturkostindustrie: über Hamburg 

Regionalkoordinationen - 

Nord: Osnabrück | West: Münster | Ost: Leipzig | Süd: München 

Geschäftskommission der FAU-IAH - 

Wolfstr. 10, 53111 Bonn, Tel.: 0228 - 9637775, geko@fau.org 

Internationales Sekretariat der FAU-IHA - 

c/FAU Bonn, is@fou.org 

Internationale Arbeiter/Innen-Hssoziation (IAH) 
IRR/IWR/AIT-Sekretariat, Box 1977, Vika 0121, N - Oslo (Norge), 
secretariado@iwo-ait.org, http://www.iwo-ait.org 
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Fortsetzung „Die Nächsten bitte!" von 
Seite 1 


Drum Linkspartei, drum Linkspar¬ 
tei, wo Dein Platz, Genosse, ist.... 

Die Kontrolle über die arbeitende Bevölke¬ 
rung und eine Meinungsführerschaft über 
den proletarischen Stammtisch waren stets 
die entscheidenden Argumente, welche die 
Sozialdemokratie für die Herrschaft attraktiv 
machten. Der DGB stellte den Betriebsfrieden 
her, und die Sozis konnten - wie seit 1998 zu 
beobachten - „Reformen" durchpeitschen, 
von denen das bürgerliche Lager nicht zu 
träumen gewagt hätte. Die Gründung der 
„Wahlalternative Arbeit und soziale Gerech¬ 
tigkeit" und ihre Verschmelzung mit der PDS 
stellt nunmehr einen Versuch dar, die Ero¬ 
sion der Sozialdemokratie aufzuhalten und 
ihre versprengten Teile neu zu sammeln. Die 
Motoren sind mittlere bis untere IG-Metall- 
Apparatschiks und diverse Trotzkisten, die 
sich am Ziel ihrer Unterwanderungsbemü¬ 
hungen sehen. Ein passabler Erfolg dieser 
Sammlungsbewegung der Empörten und Ent¬ 
täuschten kann bei der nächsten Wahl durch¬ 
aus glücken, dann wird sich das Rad der ewi¬ 
gen Wiederkehr in Gang setzen: ein bisschen 
Fundamentalopposition, schleichende Spal¬ 
tung der Parlamentsfraktion von der Partei¬ 
basis, Korruption der Stars durch den Parla¬ 
ments- und Medienbetrieb, Verrat an Prinzi¬ 
pien und Glaubwürdigkeit, um an die Macht 


und nicht zuletzt an die Fleischtöpfe zu kom¬ 
men. (Das alles hat die PDS im Osten schon 
hinter sich.) 


Opel und Alg II - das Ende einer 
Ära 

Das Scheitern der Regierung Schröder/Cle¬ 
ment wird durch zwei Ereignisse markiert: 
den wilden Streik bei Opel im Herbst 2004 
und die Proteste gegen die Zusammenlegung 
der Arbeitslosen- und Sozialhilfe (Montags¬ 
demos im Sommer 2004 und Agenturschluss 
am 3.1.2005). 

Der Opelstreik machte deutlich, dass die 
Schraube aus unbezahlter Mehrarbeit, Abbau 
von erkämpften Rechten inzwischen soweit 
angezogen wurde, dass die Folgen unkalku¬ 
lierbar geworden sind, wenn trotz all der Op¬ 
fer weitere Massenentlassungen angeordnet 
werden. 

Ein Indiz für diese Einschätzung ist der 
überstürzte Verkauf der Siemens-Handy- 
Sparte im Mai 2005. Die Konzernleitung ver¬ 
suchte erst gar nicht, die übliche Erpres- 
sungs-Sachzwang-Schraubzwinge (Lohnver¬ 
zicht, sonst Abwanderung ins Ausland) in 
Stellung zu bringen und mit dem DGB ins Ge¬ 
schäft zu kommen. Lieber ganz schnell weg, 
soweit wie irgend möglich: Verkauf nach Tai¬ 
wan an den Mitkonkurrenten BenQ. 

Die Umsetzung von Hartz IV und Alg II ist 
zwar oberflächlich geglückt; hinter den Ku¬ 
lissen klappt allerdings nicht viel. Mit 14,6 


Milliarden wird der Bundeshaushalt von der 
Agentur für Arbeit in einer gigantischen 
Weise strapaziert (2004 betrug der Zuschuss 
noch 5,8 Mrd.). Die Zahlen resultieren zum 
einen daraus, dass die „Reform" von oben ge¬ 
gen die Verwaltung durchgepeitscht wurde, 
dass die Programme, Routinen, Richtlinien 
nicht eingeübt waren und mangelhaft funk¬ 
tionierten. In Köln gab es etliche Personen, 
die gleichzeitig zum Überbrückungsgeld (als 
neue Selbständige) Alg II erhielten, obwohl 
sie dieses nicht beantragt hatten. In Berlin 
wiederum sind Alg-II-Anträge einfach verlo¬ 
ren gegangen. 

Generell war die Bewilligung für die er¬ 
sten Alg-II-Monate (abgesehen von Pannen) 
äußert leicht zu bekommen, was nur zum Teil 
mit der Überlastung der Verwaltung zu er¬ 
klären ist. Dahinter steckte auch das Kalkül, 
den Druck aus der Sache zu nehmen. Wenn 
Anfang Januar 2005 Tausende ohne Geld ge¬ 
blieben wären, hätte sich ein Gegenstück 
zum Opel-Streik auf dem Arbeitslosen-Sektor 
herausbilden können. Die argentinischen Pi- 
queteros zogen als Schreckgespenster durch 
die Lande. 


Die kirgisische Lektion 

Der SPD-Vordenker der 90er Jahre, Peter 
Glotz, formuliert dieses ungute Gefühl, das 
die Herrschenden inzwischen beschleicht, in 
einer erstaunlichen These: „Tatsache ist: Die 
deutsche Disziplin und Ruhe könnten trüge¬ 


risch sein. Eine neue RAF, die Roland Berger 
beflirchtet, ist nicht in Sicht. Aber wenn irgend¬ 
wo 200 empörte Arbeiter, die entlassen werden 
sollen, obwohl der Konzern insgesamt schwar¬ 
ze Zahlen schreibt, alles kurz und klein schla¬ 
gen, kann ein einziger Gewaltausbruch dieser 
Art einen Flächenbrand auslösen, wie einst der 
unpolitische Mordversuch an Rudi Dutschke zu 
Ostern 1968. Das ist die „kirgisische Lektion"; 
der kirgisische Widerstand ist die Reaktion auf 
den ukrainischen Widerstand, der in Osteuro¬ 
pa noch manchen Umsturz auslösen dürfte. 
Deutschland ist nicht Kirgisien, Deutschland 
ist ein Rechtsstaat und hat eine funktionie¬ 
rende Staatsmaschine und eine gute Polizei. 
Aber wird das reichen?“ (Zitat FAZ, 20. Mai 
2005) 

Wir wissen nicht, welche Drogen Profes¬ 
sor Glotz nimmt, wenn er sich nach Feier¬ 
abend an seinen Computer setzt und auf Vi¬ 
sionen wartet. Immerhin formuliert er - ver¬ 
mutlich unbewusst - das zentrale Problem, 
welches hinter dem Neuwahltheater 2005 
steckt. Regierung und Opposition haben kei¬ 
nen Plan mehr. Sie haben alles versucht. Es 
hat nichts gebracht. Auch die neue Links¬ 
partei kann die vermeintlich goldenen Jahre 
des rheinischen Kapitalismus nicht zurük- 
kholen. Die Zahlen werden steigen: Arbeits¬ 
losigkeit, Schulden, Armut, Kriminalität. Und 
nun bekommen sie es mit der Angst zu tun. 
Wir sind am Ende. Die Nächsten, bitte! 

Heiner Stuhlfauth 


Deportation.class versus Lufthansa 

Online-Demonstration verursacht Staatsanwaltschaft und Polizei Kopfschmerzen 


D reizehntausend Teilnehmer demonstrier¬ 
ten im Juni 2001 im Rahmen der Depor¬ 
tation.class-Kampagne gegen die Geschäfte¬ 
macherei und aktive Beteiligung der Luft¬ 
hansa an Abschiebungen. Das Novum: Sie ta¬ 
ten es im Internet. Ihr Ziel: Die Blockade der 
Lufthansa-Server während einer Aktionärs¬ 
hauptversammlung durch verstärkte Zugriffe 
auf die Webseiten des Konzerns. Als Vorbild 
für die in Deutschland in dieser Größenor- 
dung bisher einzigartige Aktion dienten den 
Initiatoren u.a. Aktivitäten der italienischen 
Gruppe Netstrike sowie die Arbeiten von Ri¬ 
cardo Dominguez, einem Mitglied des New 
Yorker Electronic Disturbance Theater. Do¬ 
minguez, der auch diese Aktion unterstützte, 
hatte bereits 1998 eine Reihe virtueller Sit- 
Ins auf mexikanischen Regierungs-Servern 
zur Unterstützung der Zapatisten organisiert. 

Heute, ziemlich genau 4 Jahre später, 
steht Andreas Vogel von der Initiative Liber- 
tad als einziger der Aufrufer und Beteiligten 
vor Gericht. Am 14. Juni begann in Frankfurt 
der Prozeß. Warum so spät und warum über¬ 
haupt? 

Bei der Beschäftigung mit diesen Fragen 
wird schnell deutlich, daß Polizei und Staats¬ 
anwaltschaft sich sowohl bei der Ermittlung 
als auch bei der Eröffnung des Verfahrens 
schwer taten. Mühe haben sie sich gegeben, 
um schlußendlich doch noch zu einem Prä- 
zedenzurteil für derartige Aktionen im Inter¬ 
net zu kommen. In einem Gespräch mit der 
DA skizzierte Andreas die Entwicklung bis 
zum 1. Prozeßtag. 

Demnach gestaltete sich bereits die An¬ 
meldung der Demonstration abenteuerlich. 


Ein erster Versuch, die Demo beim Ord¬ 
nungsamt Köln unter Bekanntgabe des De¬ 
moleiters und der ungefähr erwarteten An¬ 
zahl der Teilnehmer anzumelden, wurde ig¬ 
noriert. Erst auf Nachfrage äußerte man sich 
bei der Kölner Behörde. Man habe die An¬ 
meldung zwar erhalten, aber man sei nicht 
zuständig, schon gar nicht für virtuelle De¬ 
monstrationen, hieß es. Aber auch das zu¬ 
ständige Polizeipräsidium in Köln reagierte 
nicht auf die Anmeldung. Es gab weder Ein¬ 
wände, noch wurden Verfügungen oder Auf¬ 
lagen erlassen. Da in Deutschland keine Ge¬ 
nehmigungspflicht für Demonstrationen be¬ 
steht, betrachteten die Veranstalter die Sache 
fortan als erledigt. Aus den Akten zum Pro¬ 
zeß geht klar hervor, daß spätestens hier das 
große Kopfzerbrechen über den Umgang mit 
einer solchen Aktion bei den Behörden be¬ 
gann. Von der Abteilung Analyse bis hin zu 
Abteilungen, von deren Existenz Otto Nor¬ 
malbürger keine Kenntnis hat, landete die 
Anmeldung auf diversen Schreibtischen des 
Präsidiums. 

Schon im Vorfeld der Demo äußerte sich 
das Bundesjustizministerium, wenn auch 
fachlich nicht sonderlich qualifiziert. Terro¬ 
rismus sei dies, mindestens aber Computer¬ 
sabotage! Mit dem Hinweis darauf, daß so 
etwas mit bis zu 5 Jahren Haft geahndet wer¬ 
den könne, riet das Ministerium der Luft¬ 
hansa zur Anzeige. 

Die Lufthansa ließ sich diese Chance 
nicht entgehen. Ihre Anzeige löste die Ein¬ 
leitung des Ermittlungsverfahrens wegen 
Computersabotage, Eindringen in fremde Da¬ 
tennetze und Nötigung aus. Ganze 4 Monate 


dauerte es, bis sich Staatsanwaltschaft, BKA 
und andere im Oktober auf die Begründung 
zur Durchsuchung der Räumlichkeiten von 
Libertad, den Privatwohnungen von Andreas, 
seiner Lebensgefährtin sowie dem presse¬ 


rechtlich Verantwortlichen (ViSdP) der De- 
portation.class-Kampagnenzeitung geeinigt 
hatten. 

Lieber den Spatz in der Hand als die Tau¬ 
be auf dem Dach, dachte sich wohl das BKA 
und riet auf Grund der geringen Chancen vor 
Gericht, die beiden ersten Ermittlungspunk¬ 
te fallen zu lassen, um überhaupt zu einer 
Anklageerhebung und Verurteilung in die¬ 
sem Fall zu gelangen. Das für eine Anklage 
gegen den ViSdP der Deportation.class-Zei- 
tung zuständige Amtsgericht hatte offenbar 
keine Lust, sich mit dem Fall weiter zu be¬ 
schäftigen. Das Ermittlungsverfahren gegen 
ihn wurde eingestellt. 

Auch heute, 4 Jahre später, Verwirrung 
im Gerichtssaal. Der Leiter der Staatsschutz¬ 
abteilung in Frankfurt, Brandt, antwortete 
auf die Frage, warum es erst nach der Online¬ 


Demonstration zur Ermittlung gekommen sei, 
er habe die Sache zwar auf den Seiten von Li¬ 
bertad, deren Betreiber Herr Vogel ist, regel¬ 
mäßig verfolgt, hätte aber darüber hinaus 
nicht tätig werden können. Die Vorbereitung 
zu Straftaten allein sei ja schließlich noch 
keine Straftat. Nicht nur den anwesenden Ju¬ 
risten entlockte diese Erklärung ob des baren 
Unsinns ein Schmunzeln. Bombardierte die 
Staatsanwaltschaft den Angeklagten zuvor 
mit diversen Angeboten zur Einstellung des 


Verfahrens, soll der Prozess nun fortgesetzt 
werden. Der Angeklagte hatte die Einstellung 
des Verfahrens gegen die Anerkennung einer 
geringen Schuld abgelehnt, um ein Präze- 
denzurteil mit Auswirkungen auf ähnlich ge¬ 
lagerten Aktionen zu verhindern. 

Am 1. Juli wird es zunächst mit der Aus¬ 
sage eines Anwaltes weitergehen, der die Ak¬ 
tivisten zuvor beraten und ihnen die juristi¬ 
sche Unbedenklichkeit der Online-Demon¬ 
stration bestätigt hatte. Weitere Beweisan¬ 
träge stehen noch im Raum, so z.B. die La¬ 
dung des Bundesinnenministers Otto Schily 
zur Abschiebepraxis und der Rolle der Luft¬ 
hansa. Immerhin kamen in Europa bisher 8 
Menschen bei Abschiebungen um, zwei da¬ 
von bei Abschiebungen mit Lufthansa-Flü- 
gen. 



Kolumne Durruti 




B isher hielt ich Privatisierung immer für ein 
Instrument zur Überführung leicht ver¬ 
staubter, aber leidlich funktionierender staat¬ 
licher Dienstleistungsstrukturen (Post, Telefon, 
Bahnverkehr) in hochglanzpoliertes Chaos mit 
beschäftigungstherapeutischem Nebeneffekt. 
So empfiehlt es sich längst, Brieftauben zu 
züchten, die aktuellen Billig-Vorwahlnummern 
mindestens einmal die Woche mit Freunden zu 
diskutieren und in der verbleibenden Freizeit 
vorm Lidl-Markt rumzuhängen, um günstige Zugtickets zu ergattern. Tut man das alles, 
hat man eine geringe Chance, sein Leben nur unwesentlich teurer fortzuführen als vor 
der Privatisierung. 

Dass in derselben auch eine echte Chance liegen könnte, wurde mir erst klar, als der 


Kanzler zur Neuwahl aufrief, und damit den Weg frei machte für den lang erwarteten 
Fortsetzungssplatter „Nightmare on Reichstag - CDU Reloaded". Denn gerade, wenn dann 
alles (dank Bundesratsmehrheit) sehr viel schneller geht mit der Entsozialisierung und 
dem freien Fall für freie Bürger, stellt sich das Kapital vielleicht endlich die Frage, ob es 
nicht volkswirtschaftlich sinnlos ist, all die Parlamente und Ministerien weiter zu unter¬ 
halten, ja, ob diese Politik nicht gleich dort umgesetzt werden könnte, wo sie entsteht. 

Will sagen: Wir privatisieren die Regierung! Die Konzernzentrale der Deutschen Bank 
ist dann gleichzeitig Finanzministerium, der BDI übernimmt Wirtschaft, Arbeit und Sozi¬ 
ales, Thyssen Verteidigung und Entwicklungshilfe, Toll Collect das Verkehrsministerium, 
Bayer die Gesundheit, usw. Die Außenpolitik könnten wir (im Sinne der Globalisierung) 
sogar meistbietend auf dem Weltmarkt versteigern. Das Ganze nennen wir Agenda 2011. 
Und wenn auf der Agenda 2012 dann nicht automatisch die soziale Revolution steht... 
dann weiß ich auch nicht mehr weiter. 

Markus M. Liske 



nrmm 


► BERLIN 

Fr. 1. Juli, 20.00 Uhr 
FAU-Lokal, Straßburger Str. 38, 
U2-Senefelder Platz 

Rousseau: Ursprung und 
Grundlagen der Ungleichheit 

Fr. 8. Juli, 20.00 Uhr 
FAU-Lokal, Straßburger Str. 38, 
U2-Senefelder Platz 
Erfahrungen mit 1-Euro-Job- 
Spaziergängen 
Flintergrundbericht von 
Mitgliedern der Gruppe no 
Service. 

Fr. 15. Juli, 20.00 Uhr 
FAU-Lokal, Straßburger Str. 38, 
U2-Senefelder Platz 

Entpolitisierung der Politik - zur 
Theorie des Sachzwangs 

Fr. 22. Juli, 20.00 Uhr 
FAU-Lokal, Straßburger Str. 38, 
U2-Senefelder Platz 

Einführung in den 
Anarchosyndikalismus 

►HANNOVER 

Mo. 18. Juli, 20.00 Uhr 
UJZ Kornstr. 28-30 
Aussageverweigerung 
Infoveranstaltung zum 
Verfahren gegen Linkein 
Sachsen- Anhalt. 

Veranstalter: FAU Hannover und 
Rote Hilfe Hannover 

Do. 18. August, 20.30 Uhr 
Kino im Sprengel, Schaufelder 
Str. 30 

Berufsverbote 

Gemeinschaftsveranstaltung der 
Roten Hilfe Hannover mit 
weiteren Gruppen in Hannover, 
darunter der FAU Hannover 

► LEIPZIG 

Do. 14. Juli, 19.30 Uhr 
Buchladen El Libro, Bornaische 
Str. 3d 

„Forces ofLabor - 
Arbeiterbewegungen und 
Globalisierung seit 1870" 

Veranstaltung von wildcat 

► MAGDEBURG 

Mo. 11. Juli, 19.00 Uhr 
Blaue Welt Archiv, Thiemstr. 13 
Feministinnen in der Revolution 
Die Gruppe Mujeres Libres im 
Spanischen Bürgerkrieg 
Buchvorstellung und Diskussion 
mit Vera Bianchi (Hamburg) 

Fr. 15. Juli, 19.00 Uhr 
Blaue Welt Archiv, Thiemstr. 13 
Arbeiterunruhe und 
Globalisierung 

Vorstellung des Buches „Forces 
of Labor" von Beverly Silver 
(Baltimore) und Diskussion 

► MOERS 

So. 31. Juli, 12.00 Uhr 
„Barrikade", Bismarckstr. 
41a/Hinterhof, Zugang 
Barbarastr., 47443 Moers 
Probleme des Klassenkampfes in 
der Postmoderne 
Veranstaltung mit 
Frühstücksbüfett und dem 
Referenten und Autoren 
Thorsten Bewernitz 

► WIESBADEN 

Sa. 27. + So. 28. August, ab 
14.00 Uhr 

Freudenberger Schloß, 
Wiesbaden 

FAU-Stand bei „Folklore im 
Garten" 
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Es geht voran ... 

mit dem Syndikalismus in 
Sachsen-Anhalt. Das jedenfalls 
meint das Magdeburger 
Innenministerium vermelden zu 
können. Im aktuellen 
Verfassungsschutzbericht steht 
zu lesen, daß im 
Berichtszeitraum das 
„linksextremistische 
Personenpotenzial" in Sachsen- 
Anhalt leicht angewachsen sei, 
was insbesondere der FAU-IAA 
zu verdanken wäre - neben, 
nunja, den Parteisoldatlnnen 
von der MLPD. Durch 
„ öffentlich keitswi rksa m e 
Aktivitäten" sei es ihnen 
gelungen, verstärkt „auf sich 
aufmerksam zu machen". Ziel 
der „anarchistischen 
Vereinigungen" wie der FAU-IAA 
sei eine „freiheitliche 
Gesellschaft ohne Herrschaft 
und Gewalt von Menschen über 
Menschen". Dabei werde - 
scheinbar besonders unwürdig - 
„auch der Parlamentarismus 
strikt abgelehnt". Daher wurde 
wohl auch der u.a. von der 
„FAU-IAA-Ortsgruppe 
Magdeburg" organisierten 
„Nichtwählerlnnen-Wahlsieg- 
Party" anlässlich der 
Kommunalwahlen im letzten 
Jahr auf einer Wiese in der 
Innenstadt ein extra Abschnitt 
im Bericht gewidmet. 
Über die sonstigen Aktivitäten 
vor Ort heisst es: „ Die in 
Magdeburg und Halle 
ansässigen Ortsgruppen 
organisierten verschiedene 
themenbezogene 
Vortragsveranstaltungen. 
Außerdem wurden in der Stadt 
Magdeburg Plakate angebracht, 
die sich gegen die Agenda 2010 
und den Einsatz von Personal- 
Service-Agenturen richten." 
Ansonsten zitieren sie wieder 
fleissig von unseren 
Internetseiten und aus der DA. 


Kontakt: 
Marco Heinrichs 
Carsten Schulze 
JVA Halle I 
Am Kirchtor 20 
06108 Halle (Saale) 


Hartz IV saniert stadtnahe Vereine 

Interview zur Situation von 1-Euro-Jobbern bei einem öffentlichen Träger 


C hristian^) arbeitet als Sozialarbeiter in 
den neuen Bundesländern bei einem öf¬ 
fentlichen Träger. Der zur Stadtverwaltung 
gehörende Verein stellte kürzlich im Rahmen 
vom SGB II (Hartz IV) 77 Leute als 1-Euro- 
Jobberlnnen ein. Christian betreut sie. Ein 
Mitglied der FAU Görlitz führte folgendes 
Interview mit ihm. 


- Hallo Christian, Dein Arbeitgeber hat 
eine hohe Anzahl von 1-Euro-Jobbem ange¬ 
stellt. Gibt es überhaupt für alle etwas zu 
tun? 

Dadurch, daß die Leute bei verschiede¬ 
nen Projekten eingeteilt sind, ist das ein 
ziemliches Hin und Her. Es gibt keinen, der 
kontinuierlich von Montag bis Freitag regel¬ 
mäßig sechs Stunden am Tag Arbeit hat. Die 
Leute werden eingeteilt, wenn es Projekte 
gibt, die im Veranstaltungsrahmen der Stadt 
geplant oder durchgeführt werden. Oft wird 
an den Wochenenden ganz viel gearbeitet, 
dann ist wieder eine Woche frei, und dann 
werden die Leute per Telefon informiert, 
wenn sie für die nächsten Vorbereitungen 
oder kleineren Zwischenjobs gebraucht wer¬ 
den. 

- Gab es bereits Fälle, in denen sich 1- 
Euro-Jobberlnnen mit ihren Tätigkeiten 
nicht identifizieren konnten und sie ablehn¬ 
ten? 

Das kommt eigentlich nur vor, wenn es 
um die Arbeitszeiten geht. Es sind vornehm¬ 
lich Frauen, die im Vorfeld klipp und klar sa¬ 
gen, daß sie in der Zeit von 18.00 bis 23.00 
Uhr nicht arbeiten, weil sie alleinerziehende 
Mütter sind und ihre Kinder betreuen müs¬ 
sen. 

- Haben die l-Euro-Jobberlnnen sich 
freiwillig beworben? 

Von den 77 Mitarbeitern, die wir im Mo¬ 
ment haben, sind 2 freiwillig gekommen und 


haben sich selber auf eine Stelle als 1-Euro- 
Jobber beworben. Die restlichen 75 sind von 
der Agentur für Arbeit an uns vermittelt und 
aufgefordert worden, sich an einem be¬ 
stimmten Tag bei uns vorzustellen. Die Ge¬ 
spräche fanden meistens in einer Bewer¬ 
bungsrunde statt, in der ungefähr 10-15 Be¬ 
werberinnen gleichzeitig abgewickelt wur¬ 


den. 

- Sind die l-Euro-Jobberlnnen motiviert 
oder erleben sie ihre Arbeit eher als Zwangs¬ 
arbeit? 

Das unterteilt sich in drei gleich große 
Teile, denke ich. Ein Drittel ist richtig moti¬ 
viert, die freuen sich darüber, daß sie ein 
wenig Tagesstruktur bekommen und auch bei 
diesem Träger mit diesem Inhalt mitarbeiten 
dürfen. Diese Leute sind entsprechend enga¬ 
giert. Ein weiteres Drittel ist ambivalent. Die 
sind ein wenig wählerisch, was die Arbeit be¬ 
trifft. Das letzte Drittel rekrutiert sich aus 
einem relativ schwachen sozialen Milieu. 
Hier gibt es zum Beispiel mit Arbeitseinstel¬ 
lungen wie Pünktlichkeit, Verbindlichkeit 
und Zuverlässigkeit von vorneherein schon 
Probleme. Dieser Teil geht es aber auch offen 
an und hat eine andere Herangehensweise 
an den Arbeitsalltag. 

- Wie schätzt Du Deine eigene Tätigkeit 
als Sozialarbeiter dort ein? 

Am Anfang wurde mir von der Geschäfts¬ 
führung vermittelt, daß ich ein sehr wichti¬ 
ger Mitarbeiter sei, weil ich nämlich die 
kommunikative Funktion zwischen den Fest¬ 
angestellten und den l-Euro-Jobberlnnen 
einnehmen soll. Mittlerweile habe ich mich 
aber eindeutig zu Gunsten der 1-Euro-Jobber 
positioniert und merke in den Teambespre¬ 
chungen immer wieder, daß ich sehr aufpas¬ 
sen muss, die Interessen dieser Mitarbeiter 
zu vertreten. Gerade was Arbeitsinhalte und 


Anforderungen betrifft, gibt es die Tendenz, 
1-Euro-Jobber Arbeiten erledigen zu lassen, 
die eigentlich auf den ersten Arbeitsmarkt 
gehören, also zum Beispiel, dass ein Mitar¬ 
beiter mit einer Ausbildung im Computerbe¬ 
reich unser Computer-Netzwerk komplett Um¬ 
rüsten soll und sich ausdenken soll, was er da 
an Programmen entwickeln könnte. (...) 

- Erwarten deine Chefs von Dir, daß Du 
gegenüber den l-Euro-Jobberlnnen ihre Po¬ 
sition einnimmst? 

Ja, eindeutig. Ich bin derjenige, der, 
wenn es Probleme gibt, „unsere" Position ver¬ 
treten und diese durchaus auch mit einem 
härteren Ton durchdrücken soll. 

- Wie oft kam das schon vor? 

Bis jetzt noch nicht. Normalerweise kann 
ich das in Diskussionen innerhalb des Teams 
abwenden, aber es ist einfach so, daß ich 
sehr aufpassen muss, wenn zum Beispiel 1- 
Euro-Jobberlnnen für Tätigkeiten eingeteilt 
werden sollen, die sie nicht zu machen brau¬ 
chen. Oft sollen l-Euro-Jobberlnnen eben so 
eingesetzt werden, daß sie andere Arbeits¬ 
plätze auf dem ersten Arbeitsmarkt gefähr¬ 
den würden. Hier in einer Region mit einer 
Arbeitslosenquote von 24 Prozent stößt sich 
sicherlich so mancher Träger mit seinen 1- 
Euro-Jobbern gesund. 

- Hast Du das Gefühl, daß dies bei Dei¬ 
nem Träger ähnlich ist? 

Durch die 77 Leute, die von der Agentur 
für Arbeit finanziert werden, wurden noch 
drei Stellen auf dem ersten Arbeitsmarkt ge¬ 
schaffen und bezahlt. Hierbei handelt es sich 
um meine Stelle, die Stelle eines technischen 
Leiters, der die Leute in Arbeitsgruppen ein¬ 
teilt, und eine Sekretärin, die für die Verwal¬ 
tung da ist. Dazu kommt die Tatsache, daß 
Leute dort eingesetzt werden, wo sie weder 
arbeiten sollen noch müssen. Ich denke 
schon, daß auch mein Träger sich auf eine 
gewisse Art an l-Euro-Jobberlnnen gesund 
stößt. 

- Eigentlich sollen l-Euro-Jobberlnnen 
ja dahingehend betreut werden, daß sie Fort¬ 
bildungen erfahren, die sie für den ersten Ar¬ 
beitsmarkt „fit machen". Was bietet Ihr dies¬ 
bezüglich an? 

Gesetzlich müssen 16 Prozent der be¬ 
zahlten Arbeitszeit für Qualifikationsmaß¬ 
nahmen Vorbehalten sein. Die darf der Träger 



selbst relativ frei festlegen. Wir bieten eine 
Fortbildung am Computer, ein Kommunika¬ 
tionstraining zum Thema „Bewerbung und 
Bewerbungssituation", einen Fremdspra¬ 


chenkurs und ein kulturelles Angebot an, in 
dem die Leute ihre Stadt und ihre Umgebung 
kennen lernen sollen, weil es da massive 
Lücken gibt. (...) Bei den Verträgen mit den 
Bildungsträgern ist es in der Regel so, daß 
eine dreiviertel Stunde mit 5 Euro veran¬ 
schlagt wird. Das Geld wird pro Person mit 
120 Stunden pro Halbjahr hochgerechnet. 
Die Begeisterung für die „Fortbildungen" 
hält sich in Grenzen, weil ein Großteil der 1- 
Euro-Jobber gerade die Computer- und Be¬ 
werbungstrainings nicht zum ersten Mal ma¬ 
chen soll. Nach 10 Jahren Arbeitslosigkeit 
nervt es eben schon, wenn diese Kurse zum 
5. oder 6. Mal absolviert werden müssen 

- Entstehen für die Teilnehmerinnen an 
diesen Computer- und Bewerbungstrainings 
bessere Chancen auf dem Arbeitsmarkt? 

Meiner Meinung nach nicht. Sie bekom¬ 
men eben ein Zertifikat, das sie in die Be¬ 
werbungsmappe abheften können. Anson¬ 
sten sind die Kurse zu wenig individuell ab¬ 
gestimmt. Da sitzen Leute in einem Kurs, die 
noch nie an einem PC gearbeitet haben, ge¬ 
meinsam mit welchen, die als Sekretärin 
ständig vor dem PC sitzen. Die Gruppen müß¬ 
ten viel kleiner sein, und es müßte eine Art 
Sprechstunde geben, wo der Fortbildungs¬ 
stand des Mitarbeiters mit mir reflektiert 
werden kann. Dann könnte man mit den 1- 
Euro-Jobberlnnen auch darüber sprechen, 
wo es Probleme gab, wie und wo sie sich be¬ 
worben haben oder ob es überhaupt Stellen 
gab, auf die sie sich bewerben konnten. Aber 
die Zeit für solche Gespräche wird nicht ein¬ 
geräumt, und es gibt auch keine Räumlich¬ 
keiten dafür. 

- Wie wird die Teilnahme an den Kursen 
kontrolliert? 

Es gibt Anwesenheitslisten, die ich am 
Monatsende einsehen muß, weil ich kontrol¬ 
lieren soll, wer an diesen Kursen regelmäßig 
teilnimmt und wer nicht. Wenn die Leute 
mehr als dreimal oder mehrere Tage hinter¬ 
einander gefehlt haben, dann kann es zu 
Abmahnungen bis hin zu einer Entlassung 
aus dieser Maßnahme kommen. 

- Noch eine abschließende Frage, warum 
mußte das Interview anonym geführt wer¬ 
den? 

Bei meiner Einstellung forderte die Ge¬ 
schäftsleitung, daß alle Mitarbeiterinnen 
dieses Vereines sich zurückhalten sollen, 
wenn Presse auf sie zukommt, weil wir mit 
unserer Arbeit im Moment ziemlich im Mittel¬ 
punkt der Region, wenn nicht sogar deutsch¬ 
landweit stehen. Das betrifft nicht nur die 
g festangestellten Mitarbeiter, sondern auch 

o 

| die l-Euro-Jobberlnnen. 

- Vielen Dank, Christian. 

Interviewer: Flippo, FHU-Görlitz 

(U Name wurde vom Autor geändert, um den 
Interviewpartner vor arbeitsrechtlichen Kon¬ 
sequenzen zu schützen. 



Gebeugt wird nicht! 

Widerstand, um die Würde zu bewahren - der Prozess in Magdeburg 


Z wei Menschen sitzen im Knast, weil sie 
ihre Aussage verweigerten. Diese Aussa¬ 
gen hätten in der Revision gegen den Ange¬ 
klagten Daniel W. verwendet werden kön¬ 
nen. Marco sitzt seit dem 26. April und Car¬ 
sten nun seit dem 14. Juni in Erzwingungs¬ 
haft. Die beiden und 8 weitere Zeugen kün¬ 
digten bereits im Vorfeld ihrer Vorladung ihre 
Aussageverweigerung an, um ihre Würde, 
ihre politische Identität und ihr Gewissen zu 
wahren. 

Ursprünglich versuchte der Staatsschutz, 
eine terroristische Vereinigung in Magdeburg 
zu konstruieren, und klagte die drei nach 
§129a an. Marco und Daniel verbrachten 1 
Jahr, Carsten 7 Monate in Untersuchungs¬ 
haft, bis sie schließlich angeklagt wurden. 
Alle verloren ihren Arbeitsplatz und wurden 
aus ihrem alltäglichen Leben und sozialen 
Umfeld gerissen. Schließlich stellte sich her¬ 
aus, dass die Ermittlungen, die Untersu¬ 
chungshaft und das gesamte Gerichtsver¬ 
fahren lediglich auf Anschuldigungen und 
Indizien beruhten. Vorgeworfen wurde ih¬ 
nen, vier Brandanschläge begangen zu ha¬ 
ben. Das fadenscheinige Konstrukt einer 
„terroristischen Vereinigung,, musste im 


Laufe des Verfahrens fallen gelassen werden, 
da es keinerlei Beweise dafür gab. 

IH'HI 
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Die drei waren damals aber bei weitem 
nicht die einzigen, die die Verfolgungswut 


der staatlichen Sicherheitsbehörden traf. Zig 
Leute wurden drangsaliert, zu Aussagen ge¬ 
zwungen (ein Zeuge wurde z. B. mit seiner 
Homosexualität erpresst), Wochen- und mo¬ 
natelang überwacht, abgehört, Wohnungen 
durchsucht usw. Schlüssige Beweise gab es 
dafür jedoch nie. Dennoch verurteilte die 
Staatsanwaltschaft Marco und Daniel zu 
Haftstrafen von 2,5 bzw. 2 Jahren. Carsten 
wurde wegen mangelnder Beweise freige¬ 
sprochen. 

Marco und Daniel gingen in Revision. Bei 
Marco wurde sie vor 2 Monaten abgewiesen 
und das Urteil bestätigt. Momentan läuft das 
Revisionsverfahren gegen Daniel. Auf Drän¬ 
gen des Richters Braun sind wieder alle 
Zeuginnen vorgeladen - auch die zehn, die 
nicht aussagen werden. Die Frage ist nun, 
warum treiben die staatlichen Behörden ei¬ 
nen solchen Aufwand, um sich das Konstrukt 
einer „terroristischen Vereinigung" zurecht¬ 
zubasteln - auch wenn sich die Staatsan¬ 
waltschaft in diesem Fall damit lächerlich 
macht? 

Darüber kann viel spekuliert werden. Be¬ 
merkenswert ist, dass sich in Magdeburg 
zum Zeitpunkt der Anklage eine lebendige 
Protestbewegung gegen Sozialabbau, Aus¬ 
grenzung, Wohnungsnot usw. formierte. Das 
besetzte Haus „Ulrike" war Eigentümern und 
den Behörden schon lange ein Dorn im Auge, 
nicht zuletzt, weil von dort immer wieder 


Protestaktionen ausgingen. Und seit der 
Montagsdemobewegung im vergangenen 
Jahr scheinen die Behörden sich langsam auf 
schärfere Formen der Auseinandersetzung 
mit denjenigen vorzubereiten, die sich die 
Zumutungen von Staat und Konzernen nicht 
länger bieten lassen wollen. Immer mehr 
Menschen fallen durchs soziale Raster. Wo 
der Sozialstaat abgebaut wird, verstärkt sich 
die staatliche Repression. Marco und Carsten 
müssen wohl den Sommer im Knast verbrin¬ 
gen. Das Verfahren soll - wenn alles nach 
Plan läuft - bis Mitte August dauern. Bis da¬ 
hin müssen die Beugehäftlinge in Haft blei¬ 
ben. Und während Carsten wenigstens mit 
einem Herbst in Freiheit rechnen kann, wird 
Marco wohl im Anschluss seine Reststrafe 
absitzen. Sie nehmen das in Kauf. Carsten 
brachte das vor Gericht auf den Punkt: Er 
will „auch morgen früh noch in den Spiegel 
gucken" können. 

Wir werden Marco und Carsten mit De¬ 
monstrationen sicher nicht die Freiheit brin¬ 
gen. Dazu ist der Kreis derjenigen noch zu 
klein, die nicht gewillt sind, sich die Zumu¬ 
tungen länger bieten zu lassen. Der öffentli¬ 
che Druck muss steigen - in den öffentlichen 
Medien wird über solche Verfolgungen nicht 
oder sehr verzerrt berichtet. Am wichtigsten 
ist es jedoch, dass wir ihnen und den zahl¬ 
reichen anderen Opfern von Sozialraub und 
Repression unsere Solidarität ausdrücken. 
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Pseudo-Arbeit für Pseudo-Lohn 

Gedanken zur Blockade einer Kölner Ein-Euro-Klitsche am 20. Mai 



E s ist der französische Philosoph und Sozio¬ 
loge Bourdieu, dem die pessimistische Pro¬ 
gnose nachgesagt wird, dass die Arbeitslosen 
für den sozialen Kampf nicht zu gebrauchen 
seien. Ihnen fehle schlichtweg eine gemeinsa¬ 
me Identität, die ansonsten durch die Arbeit 
hergestellt werde. Also durch den Rhythmus 
der Fabrik, die Arbeit in einer ähnlichen Bran¬ 
che/Berufsgruppe etc. 

Es lohnt sich tatsächlich, eine Weile über 
diese These nachzudenken. Die Versuche, das 
riesige Potential der Arbeitslosen (ca. 70.000 
Personen allein in Köln) in politische, gewerk¬ 
schaftliche oder sonstige Organisationsformen 
einzubinden, sind zahlreich, die Erfolge be¬ 
scheiden. Tatsächlich ist die Arbeitslosigkeit 
nicht besonders identitätsstiftend. Die Leute 
sehen sich als alles mögliche. Dass sie neben¬ 
bei auch Geld vom Arbeitsamt beziehen, macht 
sie noch lange nicht zu Brüdern und Schwe¬ 
stern. 

Die Arbeitslosen wollen zunächst einmal 
nur eins: Ihr Geld pünktlich aufs Konto. Und 
zweitens: die staatlichen oder kommunalen 
Ressourcen, die ihnen zur Verfügung stehen, 
optimal ausschöpfen, ohne dafür besonders viel 
tun zu müssen. Vermutlich ahnen sie instinktiv, 
dass die ganzen linken Organisierungsversuche 
für sie am Ende nur eins bedeuten werden: Ar¬ 
beit. Plakate kleben, Infostände betreiben, ner¬ 
vige Gruppentreffen unter der Führung stu¬ 
dierter Schlaubergerinnen erdulden. Wozu das 
alles? Tatsächlich haben viele Arbeitslose neben 
diesem instinktiven - und durchaus gesunden 
- Abwehrverhalten auch noch Eigenschaften 
im Sinne Bourdieus, die sie für Organisations¬ 
versuche nicht gerade prädestinieren: ein ge¬ 
ringes Maß an Selbstorganisation und Initiati¬ 
ve, ein katastrophales Zeitmanagement. Wenig 
zu verlieren und keine Perspektive, irgendetwas 
zu gewinnen. Dazu gesellt sich oftmals eine 
pessimistische, gar zynische Grundhaltung und 
die Erkenntnis, dass sie selbst in erster Linie Op¬ 
fer des Systems sind, was auf Dauer zu einer 
durchaus ungesunden Opfermentalität, mitun¬ 
ter gar zu Paranoia und Weltuntergangsvisionen 
führen kann. Um keine Missverständnisse auf- 
kommen zu lassen: Wir reden von einer Ten¬ 


denz.! 1 ) 


Den Arbeitslosen Beine machen 

Der Witz ist: Das System verzweifelt ebenfalls an 
den oben beschriebenen Merkmalen. Menschen 
mit diesen Negativqualifikationen sind nicht 
nur für Unke Organisationen verloren, sondern 
auch für die kapitaUstische Mehrwertproduk¬ 
tion. Vor allem, wenn der KapitaUsmus ihnen 
nicht mehr anzubieten hat als 40 plus x Stun¬ 
den Knochenarbeit und einen Lohn, der nur 
knapp über dem Arbeitslosengeld Uegt. 

Jetzt, mit dem Konzept „Fordern und för¬ 
dern" (workfare not welfare), versuchen sie, 
die Arbeitslosen zu aktivieren und für die Pro¬ 
duktion zu reorganisieren. Im Kern bedeutet 
das: Schikanieren und aushungern durch un¬ 
sinnige Maßnahmen und Leistungskürzungen. 
Die Guten ins Töpfchen, die Schlechten ins 
Kröpfchen. Das schafft auch für den Widerstand 
neue Bedingungen: Im Kölner JobCenter wur¬ 
de ab 2001 eine Auswahl von ca. 3.000 Ar¬ 
beitslosen mit aufstockender Sozialhilfe „in¬ 
tensiv betreut". Sie wurden mit Sperren einge¬ 
deckt, schikaniert. Die Leute mussten durch¬ 
schnittlich alle drei Wochen antanzen, manche 
sogar wöchentlich, und ihre „Bemühungen auf 
dem Arbeitsmarkt nachweisen" (Mitwirkungs¬ 
pflicht). 


Die große Echtzeit-Simulation 

Womit wir bei einem wichtigen Begriff für die 
weitere Diskussion wären: dem griechischen 
Wort „Pseudo" - so tun als ob. Schon unter Hel¬ 


mut Kohl haben wir Pseudo-Beratungsgesprä¬ 
che mit unseren Arbeitsvermittlerinnen ge¬ 
führt. Sie wussten, dass Du eigentlich keinen 
Bock hattest, und taten so, als wollten sie Dir 
helfen. Und Du tatest so, als würdest Du alles 
tun, um eine Arbeit zu finden, und seist sehr 
interessiert an ihren Ausführungen. Am Ende 
schüttelte man sich die Hand und wünschte 
sich alles Gute bis zum nächsten Jahr. 

Im JobCenter musst Du eine vorher ver¬ 
handelte Anzahl von Pseudo-Bewerbungen 
(mehrere in der Woche) abschicken, um Deine 
Bemühungen zu dokumentieren. Mit dem ein¬ 
zigen Ergebnis, dass keine Kölner Firma, die 
halbwegs bei Trost ist, noch Stellenanzeigen 
inseriert, weil sie Angst vor einem wahren Be¬ 
werbungs-Bombardement hat. 

Die letzte Konsequenz in der Pseudo-Be¬ 
kämpfung der Arbeitslosigkeit ist die Pseudo- 
Arbeit. Für Jugendliche ohne Lehrstelle wer¬ 
den schon seit Jahren „Scheinfirmen" instal¬ 
liert, in denen sie so tun, als würden sie wirk¬ 
lich arbeiten und mit anderen „Scheinfirmen" 
Aufträge austauschen und abwickeln. Jetzt gibt 
es diese Pseudo-Arbeit auch für Erwachsene. In 
Köln zum Beispiel beim Ehrenfelder Verein für 
Arbeit und Qualifizierung (EVA), außerdem bei 
„Zug um Zug", die in Köln-Nippes beheimatet 
sind (der Geschäftsführer ist übrigens ein ehe¬ 
maliger Trotzkist der „Gruppe Internationaler 
Marxisten"), und beim Internationalen Bund 
in Köln-Kalk. 


Ladenschluss um 7 Uhr morgens 



Die Kölner Kampagne „Agenturschluss" hat sich 
am bundesweiten Aktionstag am 20. Mai 2005 
die EVA vorgeknöpft. Wir sind mit 30-40 Leuten 
dort aufgelaufen und haben die Klitsche ab 
6.45 Uhr morgens (sic! Herr Bourdieu!) dicht 
gemacht. Wir haben Flugblätter verteilt und das 
Gespräch, mitunter die Konfrontation gesucht. 

Der Laden ist uns beim ersten Ein-Euro- 
Job-Spaziergang wegen seiner katastrophalen 
Verhältnisse aufgefallen. Mehrere Leute im nä¬ 
heren Umfeld des Arbeitslosensyndikats Köln / 
FAU wurden bereits dorthin befohlen und ver¬ 
suchten, dieser Form der Resozialisierung so 
schnell wie möglich zu entkommen. 

Bei EVA werden ca. 300 Leute (in Abteilun¬ 
gen wie Schlosser, Maler etc.) in einer Art Be¬ 
triebshofversammelt. Es handelt sich um Indi¬ 
viduen mit „erhöhtem Betreuungsbedarf". Ein 
Bekannter, der dort war, meinte, in der Schlos¬ 
ser-Werkstatt seien mindestens 50 Jahre Knast 
versammelt. Schulabbrecher unter 25, Super- 
Langzeitarbeitslose über 50 und andere, die 
aufgrund sozialer Probleme (familiärer Druck, 
Schulden, Wohnsituation, Sucht) angeblich 
keinen Job finden. 

Die wichtigste Lektion erfolgt am Beginn 
des Arbeitstages: Du musst vor 7 Uhr stempeln. 
Sonst gibt es Abzüge. Die Werkstätten sind 
schlecht bis beschissen ausgestattet - viel¬ 
leicht, weil dort auch viel geklaut wird. Die An¬ 
leiter sind fast so unmotiviert wie die Pseudo- 
Arbeiterinnen. Kurz: Du sitzt den ganzen Tag 
nur rum, langweilst Dich zu Tode und kommst 
auf dumme Gedanken. Der Zuverdienst zum 
ALG II ist idiotischer Weise gestaffelt, was zu 
Abgrenzungen unter den Pseudo-Arbeitern 
führt. Die Erwachsenen unter 25 Jahren be¬ 
kommen nur 70 Cent je Stunde „Mehrauf¬ 
wandsentschädigung". Mit Ausbildung erhältst 
Du 1,20 Euro, wenn Du mit Arbeitskolonnen auf 
Baustellen geschickt wirst, kannst Du angeblich 
bis zu 3,- Euro dazu verdienen. Der Witz ist 
aber: Wenn Du fehlst, wird Dir nicht nur die 
„Mehraufwandsentschädigung" abgezogen, 
sondern auch das ALG II anteilig gekürzt. An¬ 
ders als normalerweise wird das ALG II deshalb 
am Monatsende gezahlt. Die Betreuer sind auch 
nicht böse, wenn Du einfach mal fern bleibst 


(gibt ja eh nichts zu tun). Die Quittung kommt 
mit der nächsten Überweisung. 

Besonders für die Unter-25-Jährigen mit 
70 Cent (gleich 5,60 Euro am Tag) ist die Pseu¬ 
do-Arbeit ein Verlustgeschäft, wenn man be¬ 
denkt, dass die Fahrt zur Arbeit und ein warmes 
Mittagessen bereits teurer sind als dieser Pseu- 
do-Lohn. 


Fight for your rights? 

Man sollte meinen, das wären ideale Bedin¬ 
gungen für eine Revolte. Die Realität sieht aber 
schwieriger aus. Die Aktion kam für die Be¬ 
schäftigten überraschend, auch wenn wir be¬ 
reits den einen oder anderen Kontakt in die 
EVA aufgebaut hatten. Die Leute sind aber in 
Gruppen und Grüppchen unterteilt, die eine ge¬ 
ringe Kommunikation untereinander pflegen. 
So kam unsere Warnstreik-Blockade für die mei¬ 
sten unvermittelt. Das Flugblatt - welches 
immerhin einen verständlichen und sachbezo¬ 
genen Stil pflegte - erwies sich nicht als das 
ideale Kommunikationsmedium: Bei EVA gibt es 
viele Leute, die absolut ungern lesen. Dann hat¬ 
ten einige Angst, nicht stempeln zu können 
(was auch das Ziel unserer Aktion war), und 
deshalb Abzüge zu bekommen (was purer 
Quatsch ist). Zwei total Verpeilte drohten uns 
gar mit Prügeln. Einer kletterte waghalsig über 
den Zaun, um ja nicht zu spät zu kommen. 

Vielleicht wäre es klüger gewesen, die Ak¬ 
tion langfristiger vorzubereiten, vielleicht 
durch mehrmaliges Flugblatt-Verteilen und 
Kontaktaufnahme im Vorfeld. Sehr wahr¬ 
scheinlich ist es in Zukunft sinnvoller, in den 
Betrieb reinzugehen, ihn temporär zu besetzen 
und die Pseudo-Arbeit dort lahm zu legen, als 
ihn von außen abzusperren und so eine sym¬ 
bolische Trennung zwischen Pseudo-Arbeiter- 
Innen und militanten Arbeitslosen zu schaffen. 

So bleibt der Erfolg der Aktion zwiespältig: 
Einerseits haben wir ein deutliches Signal an die 
Adresse der Kölner Armutsverwaltung gesetzt: 
Hier gibt es einen militanten Kern, der als Dro¬ 
hung vor der Tür steht und durchaus empfind¬ 
lich eingreifen kann. Dieser Kern ist in der Lage, 
die Schwachstellen zu erkennen und strate¬ 
gisch zu nutzen. Wenn unsere Propaganda 
irgendwann einmal auf fruchtbaren Boden fal¬ 
len sollte, was so unwahrscheinlich gar nicht 
ist, dann haben die Herrschaften ein echtes 
Problem. 

Andererseits zeigt sich, dass Pseudo-Arbeit 
für Pseudo-Lohn vermutlich auch nur einen 
Pseudo-Streik hervor bringen kann. Die lang¬ 
fristig sinnvollere Art des Widerstands ist im 
Falle von EVA und ähnlichen Einrichtungen ver¬ 
mutlich ein Dreikampf aus Krankfeiern juristi¬ 
schen Spitzfindigkeiten (die Verträge sind ein 
Witz) und Sabotage. Dafür wäre es aber nötig, 
dass die Pseudo-Arbeiterinnen ihren Arsch re¬ 
gelmäßig ins Syndikat bewegen würden. Womit 
wir wieder beim Ausgangspunkt wären. 


Die nächste Härte steht bevor 

Doch es gibt keinen Grund zu verzagen. Ab dem 
Sommer kommt bereits eine neue Stufe des so¬ 
zialen Angriffs auf uns zu: Die „Integrations¬ 
jobs". Sie zwingen die Arbeitslosen für den be¬ 
kannten Pseudo-Lohn zu echter Arbeit in ech¬ 
ten Betrieben, vor allem im Pflege-Bereich, und 
werden von Caritas, Diakonie, AW0 und der 
ganzen Bande organisiert. Hier treffen die Ein- 
Euro-Jobberlnnen auf echte Patientinnen, ech¬ 
te Pflegerinnen, echten Zeitdruck, echte Vor¬ 
gesetzte. Es wäre ratsam, wenn sie dann auch 
auf echte Gewerkschafterlnnen stoßen würden. 
Wie wäre es mit uns? Tatsächlich ist die FAU be¬ 
reits jetzt die einzige Gewerkschaft, die nicht in 
der ein oder anderen Weise in die Co-Organisa- 
tion dieser Jobs verstrickt ist. (Was in der deut¬ 
schen Gewerkschaftslandschaft keine beson¬ 
dere Kunst ist.) Außerdem hätten wir den ent¬ 
scheidenden Vorteil auf unserer Seite, dass wir 
Lohnarbeit nicht als Heilmittel für die Mensch¬ 
heit sehen, sondern als Ausbeutung, die es zu 
bekämpfen gilt. 


Heiner Stuhlfouth, FflU Köln 

l 1 ) Natürlich gibt es Arbeitslose, die sich be¬ 
wusst für den Müßiggang entschieden haben, 
die einen sportlichen Ehrgeiz den Ämtern 
gegenüber an den Tag legen, die das System 
zum Opfer ihrer Subversion machen wollen, und 
die in Selbstorganisation einen Weg zu mehr Le¬ 
bensqualität sehen. 


§§§-Dschungel 


Notwendigkeit befristeter Arbeitsverträge beweisen 

Bei einem befristeten Arbeitsvertrag muss der Arbeitgeber nachweisen, dass für 
die Einschränkung ein sachlicher Grund Vorgelegen hat. Das entschied das Lan¬ 
desarbeitsgericht (LAG) Rheinland-Pfalz in Mainz in einem Urteil. 

Gelinge dieser Nachweis nicht, wandele sich das befristete Arbeitsverhältnis 
automatisch in eine unbefristete Beschäftigung um (Az.: 9 Sa 1177/03). Das Ge¬ 
richt gab mit seinem Urteil der Klage einer Postzustellerin statt. Die Frau war mit 
einem befristeten Arbeitsvertrag eingestellt worden, weil sie eine erkrankte Zu¬ 
stellerin vertreten sollte. 

Die Klägerin war jedoch der Auffassung, dieser Grund sei nur vorgeschoben. Ihre 
Einstellung habe in keinem Zusammenhang mit der angeblichen Vertretung ge¬ 
standen. Vielmehr habe der Arbeitgeber einen befristeten Arbeitsvertrag ge¬ 
wählt, um Kündigungsschutzvorschriften nicht einhalten zu müssen. 

Das LAG ließ offen, ob diese Annahme der Klägerin zutreffend sei. Die Richter 
machten allerdings deutlich, dass der Gesetzgeber befristete Arbeitsverträge 
weiterhin als eine Ausnahme ansehe. Sie seien daher ohne besonderen Grund 
nicht zulässig. 

Meldung vom 21.07.2004 10:34 Uhr 
Vorsicht! 

Solche Veröffentlichungen wie diese hier von dpa sind gefährlich. Erstens wan¬ 
delt sich hier nichts automatisch um, sondern der oder die Betroffene muss Kla¬ 
ge erheben und zwar innerhalb von drei Wochen. Und zweitens gibt es natürlich 
befristete Verträge ohne Begründung. Die sind allerdings z. Z. nur für 24 Mona¬ 
te zulässig. Es sei denn, jemand ist älter als 52 Jahre alt. In diesem Alter gilt bei 
Neueinstellung das „hire and fire"Prinzip (noch bis Ende 2006, dann ab 58 Jah¬ 
ren). Mit diesen Möglichkeiten wird natürlich der Kündigungsschutz umgangen. 
Hinzu kommt noch, dass gerade der Vertretungsfall in der Regel ein sachlicher 
Grund ist. Welches Pferd hier die Richterin oder Richter geritten hat ist unklar. 
Zumindest erscheint mir die journalistische Darstellung des Falls zweifelhaft. 

Keine Versetzung wider Willen 

Ein Beschäftigter kann nicht gegen seinen Willen versetzt werden, wenn der Ar¬ 
beitsvertrag einen bestimmten Arbeitsort festlegt. Das entschied das Landesar¬ 
beitsgericht (LAG) Rheinland-Pfalz in Mainz (Az. : 6 Sa 871/03). 

In diesem Fall stoße das so genannte Direktionsrecht des Arbeitgebers an seine 
Grenzen, betonten die Richter. Denn die Versetzung führe rechtlich betrachtet 
zu einer Änderung des Arbeitsvertrages. Dies sei nur einvernehmlich möglich. 
Das Gericht gab mit seinem Urteil einer Arbeitnehmerin Recht. Die Frau hatte sich 
gegen ihre Versetzung aus dem Hunsrück nach Weimar gewandt und zur Be¬ 
gründung geltend gemacht, in ihrem Arbeitsvertrag sei der Arbeitsort ausdrük- 
klich festgelegt. Dagegen hatte sich der Arbeitgeber auf sein Recht zu einer „be¬ 
triebsbedingten Versetzung" berufen. Das LAG folgte den Argumenten der Klä¬ 
gerin. Die einseitige Abänderung des Arbeitsvertrages sei unzulässig. In diesen 
Fällen müsse der Arbeitgeber zu einer Änderungskündigung greifen. 

Bedeutung für uns 

Klingt gut, hat nur einen Haken, oft ist der Ort im Arbeitsvertrag nicht so defi¬ 
nitiv genannt. Nachschauen ist angesagt. Und dann steht ja noch die Ände¬ 
rungskündigung ins Haus. Dies ist aber wiederum nicht so schlimm wie es klingt. 
Erstens greift hier das Kündigungsschutzgesetz. Zweitens hat hier der Betriebs¬ 
rat mitzureden (wie auch schon vorher bei der Versetzung). Und drittens kann 
mensch die geänderten Bedingungen erst mal unter Vorbehalt annehmen und 
trotzdem gegen die Änderungskündigung klagen. 

Kein Anspruch auf Dokumenten-Entfemung 

Arbeitnehmer haben keinen Anspruch auf die Entfernung von Dokumenten aus 
ihrer Personalakte. Das hat das Arbeitsgericht Frankfurt entschieden. 

Die Richter wiesen damit die Klage eines Abfertigungsleiters gegen die Frank¬ 
furter Flughafengesellschaft Fraport AG zurück (Bz.: 9 Ca 6822/03). 


Die Personalakte des Arbeitnehmers enthielt unter anderem ein Schreiben, in 
dem von früheren Alkoholproblemen und einer erfolgreichen Therapie die Rede 
war. Der Abfertigungsleiter bestand darauf, das Papier aus der Akte zu entfer¬ 
nen, weil er bei einer möglichen Beförderung Nachteile befürchtete. 

Die Gestaltung der Personalakte ist dem Urteil zufolge jedoch grundsätzlich Sa¬ 
che des Arbeitgebers. Solange nicht nachweislich falsche oder ehrverletzende Be¬ 
hauptungen in die Akte aufgenommen werden, oder eine unberechtigte Ab¬ 
mahnung erteilt wurde, könne der Arbeitnehmer nicht die Entfernung der Do¬ 
kumente verlangen, sagte die Gerichtsvorsitzende. 


Wichtig für uns 

Die Entscheidung ist - leider - gesetzeskonform. Im vorliegenden Fall handelt 
es sich nicht um eine Abmahnung. Bei dieser bestünde die Möglichkeit, die Ent¬ 
fernung derselben vor Gericht zu erzwingen, wenn sie ungerechtfertig erscheint. 
Zumindest eine eigene Stellungnahme kann mensch beilegen. Auch kann der Be¬ 
triebsrat eine Vereinbarung schließen, nach der Abmahnungen nach einer be¬ 
stimmten Zeit automatisch entfernt werden. Eine gesetzliche Regelung gibt es 
nicht. 

Thersites 


Anzeige: 
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Zahlen, bitte! 



Lohngefälle 

Rund 16 Prozent mehr 
verdienen in der EU 
beschäftigte Männer 
verglichen mit den hier 
arbeitenden Frauen. 


Verliererinnen 

Zuwanderinnen 
verdienen sogar 26 Prozent 
weniger als männliche EU- 
Bürger, während Zuwanderer 
nur auf vier Prozent Lohn 
verzichten müssen. 


(?) Beschäftigungs¬ 
quote 

Die Diskrepanz der 
Beschäftigungsquote ist bei 
den über 25-jährigen am 
höchsten und beträgt 19,6 
Prozent. 

(?) Bildungsstand 

Im Bezug auf Bildung 
haben Frauen nach wie vor 
die Nase vorn. 
Der Prozentsatz von 
Hochschulabsolventinnen 
liegt bei ca. 58 Prozent. 


Katzenjammer 

Ver.di setzt defensiven Kurs im Öffentlichen Dienst fort 


E igentlich gab es nichts zu verhandeln: 

Trotzdem zeigte sich die Dienstlei¬ 
stungsgewerkschaft ver.di wild entschlos¬ 
sen, am Ende doch noch eine Einigung am 
grünen Tisch zu erzielen. Die Arbeitgeber in- 



Wir brauchen Gewerkschaften... 


des hatten andere Pläne. In Kernfragen blie¬ 
ben sie bei ihrer starren Haltung. Am 25. 
April erklärte ver.di die Verhandlungen des¬ 
halb für gescheitert. 


Faule Kompromisse 

Dabei hatte die Dienstleistungsgewerkschaft 
ordentlich aufgetafelt, um den Ländern die 
Übernahme des Tarifvertrags Öffentlicher 
Dienst (TVöD) doch noch schmackhaft zu 
machen: Mit Abstrichen für den Bereich der 
wissenschaftlich Beschäftigten, Sondertari¬ 
fen für Lehrerinnen, auf Länderwünsche zu¬ 
geschnittene Staffelungen bei der Einmal¬ 
zahlung und spätere Angleichung der Ar¬ 
beitszeiten der nach dem 1. Mai 2004 einge¬ 


stellten Beschäftigten im Tarifgebiet West 
bei Beibehaltung der 38,5-Stunden-Woche 
bzw. der 40-Stunden-Woche im Tarifgebiet 
Ost wollte sie die Beschäftigten verkaufen. 
Die Tarifgemeinschaft deutscher Länder 
(TdL) sah im weiteren Nachgeben ver.dis je¬ 
doch nichts als Schwäche und forderte mehr: 
Nachträgliche Tarifierung der längeren Ar¬ 
beitszeiten für Neubeschäftigte bis zu 42 
Stunden und Aufnahme entsprechender Öff¬ 
nungsklauseln für alle Beschäftigten. 


Drohgebärden 

Wolfgang Denia, ver.di-Landesbezirksleiter 
in Niedersachsen, beeilte sich nach dem Ab¬ 
bruch der Verhandlungen, den Bundeslän¬ 
dern einen „harten und langen Arbeits¬ 
kampf' zu versprechen. Der niedersächsische 
Finanzminister Hartmut Möllring (CDU), der 
als TdL- Verhandlungsführer auftritt, winkte 
nur müde ab: „Einen Streik halten wir aus." 
In der Tat hat ver.di den Ländern nur wenig 
entgegenzusetzen: Der Organisationsgrad ist 
vergleichsweise gering, die Mobilisierungs¬ 
fähigkeit nicht minder. Die Bereitschaft un¬ 
ter den knapp 900.000 Beschäftigten, für 
den TVöD in Aktion zu treten, hält sich zu¬ 
dem in Grenzen. Viele haben mittlerweile ge¬ 
schnallt, daß er, gegenüber dem bisher gel¬ 
tenden Bundesangestelltentarif (BAT), we¬ 
sentliche Verschlechterungen für sie bereit¬ 
hält. 

Die ver.di-Funktionäre wissen um diese 
Probleme. Und doch haben sie sich selbst in 


diese Situation manövriert. Mit der Aufspal¬ 
tung der Verhandlungen haben sie die 
Kampfkraft der Beschäftigten entscheidend 
geschwächt. Die Arbeitgeber sitzen den Kon¬ 
flikt derweil bequem aus. Ja, man gewinnt 
geradezu den Eindruck, sie wollen ver.di ge¬ 
hörig auflaufen lassen. Um das Gesicht nicht 
gänzlich zu verlieren, weichen ihre Bürokra¬ 
ten der Kraftprobe im letzten Moment aus: 
Flächendeckende Streiks solle es vorerst 
nicht geben, verkündete der ver.di-Vorsit¬ 
zende Frank Bsirske. Stattdessen setze man 
auf „unvorhersehbare, flexible und phanta¬ 
sievolle Aktionen". - Klar, denn dafür ist 
ver.di ja schließlich bekannt! 


Der „Weg zum Erfolg" 

Während ver.di noch dicke tat, preschte ihr 
Partner, der Deutsche Beamtenbund (dbb), 
in dem viele Angestellte des Landesdienstes 
organisiert sind, schon vor, und verkündete, 
jetzt mit einzelnen Bundesländern in sepa¬ 
rate Tarifverhandlungen treten zu wollen. 
Ver.di zog nach und will nun auch bei eini¬ 
gen Ländern eine weniger starre Haltung 
ausgemacht haben. Zu befürchten ist, daß 
sie in der Frage der Wochenarbeitszeit ein- 
knicken werden. Vieles deutet in einem sol¬ 
chen Falle auf die Einführung einer 40- Stun¬ 
den- Woche hin. 


Korporativ und reaktionär 

Mittlerweile drängt sich auch der Marburger 
Bund, der sich als „Ärztegewerkschaft" ver¬ 
steht, stärker ins Geschehen. Nach ersten 
Protesten traten Anfang Mai 5.000 Ärztinnen 
der Uni-Kliniken in mehreren Bundesländern 
in den Warnstreik, um die Rückkehr zur 
38,5-Stunden-Woche und die Rücknahme 


von Kürzungen beim Urlaubs- und Weihn¬ 
achtsgeld zu erzwingen. Die Ärztegewerk¬ 
schaft fordert im Zuge der bisher ergebnis¬ 
losen Tarifverhandlungen für Landesbedien¬ 
stete die Einführung von Sonderregelungen, 
einen so genannten „Wissenschafts-Tarifver¬ 
trag", für Ärztinnen. Der Bund droht jetzt, in 
einen Abrechnungsstreik zu treten, falls bis 
zum Sommer keine Einigung erzielt werde. 
Die Ärztinnen würden in diesem Falle ein¬ 
fach keine Abrechnungsbelege ausstellen; 
die Verwaltungen bekämen kein Geld mehr 
von den Kassen. 

An der Medizinischen Hochschule Han¬ 
nover (MHH), die sogar ganztägig bestreikt 
wurde, wandten sich die Ärztinnen nicht nur 
gegen die Länder, sondern auch gegen ihre 
Gewerkschaft, da diese sich „seit Jahren für 
begrenzte Arbeitszeiten und die Einhaltung 
des Arbeitszeitgesetzes" einsetze. Sie for¬ 
derten stattdessen flexible Arbeitszeitmo¬ 
delle, die Ermöglichung längerer Wochenar- 



...aber nicht solche! 

beitszeiten, wobei diese, entgegen dem 
Wunsch der Länder, als Überstunden bezahlt 
werden sollen. Der Applaus der Gegenseite 
blieb nicht aus: Die MHH-Leitung unter¬ 
stützte die Erklärung. 

Rnarr 


Quelle: Genderbericht 
2005 der EU-Kommission 
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Hungerlohn trotz blutiger Ohren 

Über die Arbeitssituation in einem Callcenter 


I mmer mehr Stellenangebote dieser Art fin¬ 
den sich in den Zeitungen: „Haben Sie 
Spaß am Telefonieren?" oder „300-600 Euro 
Verdienst in der Woche durch Telefonieren 
möglich". Wer macht eigentlich diese Jobs? 
Unter welchen Bedingungen findet die Arbeit 
statt? Wie sieht es mit der gewerkschaftlichen 
Organisation aus? 

Um Antworten zu finden, interviewten wir 
eine Kollegin aus einem solchen Callcenter. 
Tanja Pohl ist 28 Jahre alt und suchte als al¬ 
leinerziehende Mutter dringend eine Arbeits¬ 
stelle. 

- Wie bist du an diese Stelle gekommen? 

Ich fand eine Anzeige der Agentur in ei¬ 
ner Zeitung. Dort rief ich an und bekam gleich 
einen Termin für ein Vorstellungsgespräch. 

- Wie verlief das Gespräch? 

Zuerst erzählte der Personalchef etwas 
über die Firma, dann ging er auf die Tätigkeit 
ein, dass diese Agentur Aufträge von größe¬ 
ren Firmen bekommt, z.B. von T-Mobile oder 
Karstadt-Quelle und für diese dann Telefon¬ 
aktionen unter den 60-70 Mitarbeitern auf¬ 
teilt. Verkauf oder Informationsüberbringung 
am Telefon sind die Tätigkeiten. Personen aus 
ganz Deutschland werden angerufen, die wer¬ 
den nach Städten sortiert und abtelefoniert. 
Anschließend sollte ich etwas von mir erzäh¬ 
len, z.B. ob ich Erfahrungen als Telefonistin 
habe oder eine nette Stimme. Ich wollte ihm 
meinen Lebenslauf zeigen und das Zeugnis 
meiner letzten Firma, doch das interessierte 
ihn nicht. 

- Wieviel verdient ihr bei diesem Job? 

Mir wurde gesagt, für jede Stunde bekäme 


ich 6-7 Euro, aber nur für die ersten hundert 
Stunden. Danach kommt es auf die gemach¬ 
ten Calls an. Allerdings erfuhr ich später von 
einer Kollegin, dass dieser Lohn nur für die 
Nettoarbeitszeit gilt. 

- Nettoarbeitszeit... ? 

Genau. Zu sehen ist die in dem Monitor, 
an dem ich arbeite. In einem kleinen Rahmen 
in der Ecke. Kaum wahrnehmbar und doch so 
wichtig! Denn alle Toilettengänge und jede 
noch so kleine Pause wird sofort festgehalten 
und die Uhr bleibt stehen. Neben der „Stopp¬ 
uhr", die mich schon ziemlich unter Druck 
setzt, wird auch jeder Call angezeigt. In einer 
Tabelle wird mitgezählt, wie oft ich eine Ruf¬ 
nummer wähle. Wie oft ein tatsächlicher Call 
zustande kam, das heißt, ob der gewünschte 
Ansprechpartner auch erreicht wurde. Wie oft 
Calls abgeschlossen wurden, also entweder ein 
negatives oder ein positives Ergebnis haben. 
Lautet die Frage z.B.: „Möchten Sie Unterla¬ 
gen zu dem Thema XY zugeschickt bekom¬ 
men?" und die Antwort ist „ja", dann ist der 
Call positiv, wenn „nein", dann negativ. Das 
vorgegebene Ziel sind 30 tatsächlich abge¬ 
schlossene Calls in einer Stunde. Bedenkt 
man, dass ich morgens ab 9:00 Uhr meist be¬ 
rufstätige Leute anrufen muss, ist das kaum 
zu schaffen. Anfangs bekomme ich ja noch 
„stündlich" meine 6 Euro. Aber wie sieht es 
nach den 100 Stunden aus? 

- Was für einen Vertrag habt ihr bekom¬ 
men? 

Es gab nur die mündliche Absprache, kei¬ 
nen schriftlichen Arbeitsvertrag. 

- Gab es eine Einarbeitung, oder solltest 


Du direkt anfangen zu telefonieren? 

Eine Woche nach dem Vorstellungsge¬ 
spräch war mein erster Arbeitstag. Ich sollte 
für ungefähr eine Stunde bei einer Kollegin 
mithören, während ich mehrere Papiere zum 
Unterzeichnen vorgelegt bekam. Eines war 
eine Aufklärung darüber, dass meine Telefo¬ 
nate mit Kunden unbenachrichtigt abgehört 
und aufgezeichnet werden können. Allerdings 
nur mein Gespräch, sollten Kunden abgehört 
werden, würden diese vorher gefragt werden. 
Als ich das unterschrieben hatte, war die 
Stunde fast um, mitbekommen habe ich von 
den Gesprächen meiner Kollegin kaum etwas. 
Auch über das Computerprogramm und den 
Umgang damit, konnte ich mir nicht alles 
merken, da es sehr schnell ging und die Kol¬ 
legin kaum etwas erklärte. Dann wurde ich in 
einen Schulungsraum gerufen und über das 
Produkt, nach dem ich fragen sollte, aufge¬ 
klärt. Verstanden habe ich in der kurzen Zeit 
auch hiervon nur wenig. Der nächste Schritt 
hieß nun, probieren und möglichst Erfolg zu 
haben. Also fing ich an, mein erstes Telefonat 
zu führen. Ich verhaspelte mich, meine An¬ 
leiterin führ mich schroff an, warum ich dies 
und jenes falsch machte. Ich war frustriert 
und wollte gehen. Doch durchhalten war an¬ 
gesagt, die Uhr tickt schließlich weiter. Vier 
Stunden war ich an meinem ersten Tag da, an¬ 
gerechnet wurden mir gerade einmal 55 Mi¬ 
nuten. 

- Wie sieht Dein Arbeitsplatz aus? 

Die Firma hat drei Büros. Im Durchschnitt 
sind die Zimmer je 30 qm groß und es sitzen 
jeweils ca. 25 Leute dort. Es ist sehr laut, eng 


und dunkel. Manchmal verstehe ich mein ei¬ 
genes Wort nicht mehr, wenn gegenüber am 
Schreibtisch die Frau mit ihrem lauten Organ 
in ihr Headset brüllt. 

- In welchem Alter sind Deine Kollegin¬ 
nen? 

Also der Älteste, er sitzt neben mir, mag 
um die 70 Jahre alt sein. Die Jüngste ist ca. 
18 Jahre alt und sonst liegt der Altersdurch¬ 
schnitt um die 30 Jahre. 

- Weißt Du, in welchen Lebensumständen 
sich deine Kolleginnen befinden? 

Eine Kollegin ist 50 Jahre alt, verwitwet, 
hat drei erwachsene Kinder und wurde von ih¬ 
rer Bank wegen Stellenkürzungen entlassen. 
Sie sucht seit ungefähr 3 Jahren nach einer 
neuen Stelle in einer Bank, bekam aber nur 
Absagen. Da ihre zwei ältesten Töchter stu¬ 
dieren, muss sie neben ihrer Witwenrente zu¬ 
sätzlich etwas verdienen. Auch sie ist fru¬ 
striert und leidet unter dem enormen Zeit¬ 
druck, ihr Limit zu erfüllen. Den übrigen Kol¬ 
legen geht es nicht besser. Teilweise sitzen 
sie hier von morgens 9 Uhr bis abends um 21 
Uhr, um den nötigen Tagesdurchschnitt zu er¬ 
reichen. 

- Wie ist denn das Arbeitsklima unterein¬ 
ander? 

Die Kollegen unter sich verstehen sich 
meist sehr gut. Das liegt aber wohl an einer 
gemeinsamen Frustration, die sich bei mir 
schon ab dem ersten Tag bemerkbar machte. 

- Eure Arbeitsbedingungen sind misera¬ 
bel, gibt es Bestrebungen, sie zu verändern? 

Das ist zwar oft Thema bei den Gesprä¬ 
chen unter den Kollegen, aber erstmal sind 
alle froh, mit ihren Qualifikationen überhaupt 
einen Job gefunden zu haben. Die Resigna¬ 
tion ist zu groß, als dass es demnächst zu ge¬ 
werkschaftlicher Organisierung käme. 

- Danke für das Gespräch. 

Julia (FfiU-Ffm) 
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Abonnement 

Dfl-flBOVERWfiLTUNG 

c/o FAU Leipzig 
Kolonnadenstr.19 
04109 Leipzig 
da-abo@fau.org 


Ich will folgendes Abo haben: 

□ 6 Ausgaben /1 Jahr (Euro 9,-) 

□ 12 Ausgaben / 2 Jahre (Euro 18,-) 

□ Förderabo - 12 Ausgaben (Euro 25,-) 

□ 6 Ausgaben Ausland / 1 Jahr (Euro 15,-) 

□12 Ausgaben Ausland/2 Jahre (Euro 30,-) 


2-Jahres-NeuabonnentInnen können 
zwischen folgenden Geschenken wählen 
(ankreuzen): 


Wiederverkäuferinnen: 

Schicktmir bitte_Ex. zum Wiederverkauf (Mind. 

3 Ex.75 Cent pro Heft zzgl. Porto auf Rechnung) 


Meine Anschrift 


Vor- und Nachname 


Straße/Postfach 


PLZ, Ort 


Geld: 

Mit der ersten Nummer erhaltet ihr eine Rech¬ 
nung, auf der eure Kundennummer vermerkt ist 
(bitte als Verwendungszweck angeben). Das Abo 
gilt ab dem Zeitpunkt, ab dem eure Überweisung 
auf unserem Konto eintrifft. 

Direkte Aktion • Konto 32 33 623 
Landesbank Baden-Württemberg Stuttgart, BLZ 
600 501 01 

Für Überweisungen aus dem Ausland: 

IBAN (Kto.): DE93 6005 0101 0003 2336 23 
BIC (BLZ): SOLADEST 
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Aufs Kreuz gelegt 

Streik bei RegioBus abgewürgt 


E s wäre zu schön gewesen: Es ist Kir¬ 
chentag in Hannover - und niemand 
kommt hin! Eigentlich hatten die Kollegin¬ 
nen beim Busunternehmen RegioBus gehö¬ 
rig auf die Bremse treten wollen, um den La¬ 
den mal richtig ins Schleudern zu bringen. 
Doch dann hatte die niedersächsische Lan¬ 
desbischöfin Margot Käßmann ihre Stimme 
erhoben, woraufhin ver.di-Landeschef Wolf¬ 
gang Denia die streikbereite Basis komplett 
zurückpfiff. 



Vorgeschmack 


Dabei hatten die Busfahrerinnen am 3. Mai 
bereits eine Kostprobe davon gegeben, wie 
es hätte aussehen können: 200 Kollegin¬ 
nen waren im Umland Hannovers in den be¬ 
fristeten Ausstand getreten, kein einziger 
Bus konnte an diesem Morgen die Betriebs¬ 
höfe verlassen, weil sie von den Fahrerin¬ 
nen blockiert wurden. Die Betriebsleiter 
verzichteten auf den obligatorischen Poli¬ 
zeieinsatz, um die Stimmung nicht noch 
weiter anzuheizen. 30.000 Schülerinnen 
und 30.000 Buskundinnen waren von den 


Auswirkungen des Streiks betroffen. Der 
einzige Wermutstropfen: Durch Medienin¬ 
formationen hatten sich die meisten Fahr¬ 
gäste darauf eingestellt und waren auf Pkw 
oder Fahrrad umgestiegen. Eltern hatten 
eine Art Fahrdienst für Schülerinnen ein¬ 
gerichtet. Viele Taxi-Unternehmen spran¬ 
gen ebenfalls in die Bresche. Natürlich wa¬ 
ren die Beschäftigten der Üstra in Hanno¬ 
ver und die der Subunternehmen der Re¬ 
gioBus von ver.di erst gar nicht in den 
Streikaufruf einbezogen worden. Sie kamen 
als Streikbrecher zum Einsatz und konnten 
so etwa ein Drittel der Fahrten abdecken. 
Da es in diesem Fall nicht nur um die Situ¬ 
ation bei RegioBus, sondern um die festge¬ 
fahrenen Verhandlungen auf Bundesebene 
ging, wurde an diesem Tag auch in anderen 
Städten, u.a. in Köln und Karlsruhe, ge¬ 
streikt. 


Abgeblasen 

Für den Kirchentag in Hannover vom 25.- 
29.Mai hatte ver.di unbefristete Streiks an¬ 
gekündigt. Nach RegioBus-Schätzungen 
wären davon allein 50.000 Kirchentagsgäste 
betroffen gewesen, v.a. die vielen Besu¬ 
cherinnen und Helferinnen, die im Umland 
in Einzel- und Sammelunterkünften unter¬ 
gekommen und auf den Pendelverkehr an¬ 
gewiesen waren. Aber auch der reguläre Li¬ 
nienverkehr wäre voll in Mitleidenschaft ge¬ 
zogen worden. Gestreikt werden sollte nun 
in der darauffolgenden Woche, in der das 


alles schon vorbei gewesen wäre. Doch 
selbst dazu sollte es nicht mehr kommen: 
Drei Tage vor Beginn wurde auch dieser 
Termin wieder abgeblasen, da ver.di und 
RegioBus eine Einigung erzielt hatten. 


Alles, was drin ist 

Derzeit sind 680 Leute bei RegioBus be¬ 
schäftigt, darunter 400 Fahrerinnen. Letz¬ 
tere verdienen im Schnitt 1.800 Euro brut¬ 
to. Die Busgesellschaft wird mit jährlich 26 
Millionen Euro von der Region Hannover fi¬ 
nanziert. Sie konnte erst kürzlich starke 
Umsatzsteigerungen und gestiegene Fahr¬ 
gastzahlen bilanzieren. Mit einem Hausta¬ 
rifvertrag wollten sich die Beschäftigten 
deshalb Vorteile sichern, die letztendlich 
auf ein Niveau über dem des allgemein gel¬ 
tenden Flächentarifs abhoben. Letztendlich 
waren sich ver.di und RegioBus sogar schon 
darüber einig. Strittig blieb allerdings die 
Frage, ob ein schlechterer bundesweiter 
Flächentarifvertrag diesen Firmentarifver¬ 
trag wieder ablöst, falls es dort zu einem Er¬ 
gebnis kommt. Ver.di fordert auf Bundes¬ 
ebene Lohnsteigerungen von 3,3 Prozent. 
Der Arbeitgeberverband will dagegen Kür¬ 
zungen von 3,8 Prozent durchsetzen. Die 
Verhandlungen sollen darüber am 27.Juni 
fortgesetzt werden. 


Leere Versprechungen 

Nachdem RegioBus-Geschäftsführer Dieter 
Gabriel (CDU) den ver.di-Forderungen be¬ 
reits zugestimmt hatte, machte er wenige 
Tage später wieder einen Rückzieher. Of¬ 
fenbar hatte er es versäumt, sich mit der 
Kölner Dachorganisation, dem Arbeitgeber¬ 


verband Deutscher Eisenbahnen, abzustim¬ 
men, die eigentlich Verhandlungsführer ist. 
Ein erneut ausgerufener Streik wurde aber 
auch dieses Mal abgewürgt; am 6.Juni kam 
die endgültige Einigung zustande: Die Kol¬ 
leginnen bei RegioBus können demnach ihr 
dreizehntes Gehalt, Leistungs- und Treue¬ 
prämien in Höhe von bis zu 613 Euro im 
Jahr und die vermögenswirksame Leistun¬ 
gen behalten. Außerdem wurde die 38,5- 
Stunden-Woche festgeschrieben. Die ge¬ 
troffenen Regelungen gelten bis Ende Juni 
2008. Ausgenommen wurden hingegen Ge¬ 
haltsfragen, die erst auf Bundesebene ver¬ 
handelt werden sollen. Sollte es dort keine 
Einigung geben, wolle man wieder über eine 
unternehmensbezogene Regelung ins Ge¬ 
spräch kommen. 


Fazit 

Eigentlich hatten die Kolleginnen den He¬ 
bel diesmal richtig angesetzt. Der Zeitpunkt 
war gut, die Rahmenbedingungen auch. Ei¬ 
nen unbefristeten Arbeitskampf während ei¬ 
nes Großereignisses (hier dem Kirchentag) 
auszurufen, ist ein gutes Druckmittel, um 
schneller ans Ziel zu gelangen. Die Be¬ 
schäftigten hätten weit mehr herausholen 
können als das, was sie jetzt erreicht haben. 
Dank der Gewerkschaftsbürokraten von 
ver.di ist das nicht passiert. Ein neuerlicher 
Beleg dafür, auf welcher Seite sie stehen. 
Um mitspielen zu können sind sie jederzeit 
dazu bereit, die Kolleginnen um die Früch¬ 
te ihrer Arbeit und ihres Kampfes zu brin¬ 
gen. Ohne sie wäre diese Geschichte sicher 
ganz anders verlaufen. 

Rnarr 


Kostenfalle Auslandspraktika 

Wie Arbeitsagenturen für die Ausbeutung von Schul- und Uniabgängerlnnen werben 


G roßspurig wirbt die Agentur für Arbeit 
mit einer Broschüre unter dem Titel 
„Jobs und Praktika im Ausland" seit gerau¬ 
mer Zeit in vielen Hochglanzstudierenden- 
und Jugendmagazinen. Die Angebote für 
Nachwuchskräfte richten sich an Schulab¬ 
gängerinnen, Absolventinnen und Studie¬ 
rende. Sie alle sollen sich freiwillig ausbeu- 
ten lassen und gleichzeitig ihre Praktika und 
Jobs selber finanzieren. 

Die Verlockung, ins Ausland zu gehen, 
ist bei der Wirtschaftslage in Deutschland 
für viele Menschen groß, und der Duft der 
großen, weiten Welt lockt. Zu dem tönen 


Arbeitgeberinnen gerne von den sogenann¬ 
ten Softskills, wie zum Beispiel Flexibilität 
und Ausländserfahrung, die sie von jungen 
Arbeitnehmerinnen erwarten. Logisch, eine 
globalisierte Welt verlangt global versierte 
Jobnomadlnnen. Diesem Trend scheint die 
Agentur für Arbeit Rechnung zu tragen. Auf 
65 Seiten finden sich in besagter Broschüre 
Praktika und Jobangebote aus dem europä¬ 
ischen Ausland und von anderen Kontinen¬ 
ten - eine gute Auswahl auf den ersten 
Blick. Bei genauerem Hinsehen schwindet 
der Enthusiasmus sehr schnell. Weniger als 
ein Drittel der darin aufgeführten Jobs und 


Praktika werden überhaupt bezahlt. Mehr¬ 
heitlich beworben werden unqualifizierte 
oder schlecht bezahlte Jobs mit einem Mo¬ 
natsverdienst von 400 - 600 Euro. 

Dafür ist ein Großteil der Angebote mit 
immensen Eigenkosten verbunden - Flug, 
Unterkunft, Verpflegung im Gastland, Ver¬ 
mittlungsgebühren von bis zu 1.900 Euro, 
Sprachkurs, ca. 40 Euro Versicherung mo¬ 
natlich, sowie Visagebühren sollen selber fi¬ 
nanziert werden. Neben einer verschwin¬ 
dend geringen Anzahl von Fachpraktika fin¬ 
den sich bei der Vermittlung vor allem Jobs 
als Animateure (z.T. mit dem Flair von sexi¬ 
stischen GoGo-Tabledance-Jobs), Hilfsjobs in 
der Gastronomie, Hotellerie und Touristik¬ 
branche, sowie ein paar Öko- und Sozialjobs. 

Im Hinblick auf die Arbeitsstandards 
wird von den Anbietern kein Blatt vor den 


Mund genommen. Ein griechisches Hotel¬ 
unternehmen fordert ungeniert von den 
interessierten Praktikantinnen und Jobbe¬ 
rinnen eine Sechs-Tage-Woche ein - natür¬ 
lich bei miserabler Bezahlung. Tja, Lehrjah¬ 
re sind bekanntlich keine Herrenjahre! Zu¬ 
schüsse von der Arbeitsagentur sind natür¬ 
lich für die Vermittlung in solche Jobs nicht 
vorgesehen und so bleibt der ironische Bei¬ 
geschmack: Das Sich-Ausbeuten-Lassen im 
Ausland ist und bleibt ein Privileg von jun¬ 
gen Menschen aus der Oberschicht, zumin¬ 
dest was die Vermittlung solcher Tätigkei¬ 
ten durch die Agentur für Arbeit angeht. Die 
Vermittlungsangebote stellen sich somit nur 
als Instrument der öffentlichkeitswirksamen 
Kosmetik dar. 

Maurice Schuhmann 


Hier geht es nicht darum, ob Strafe was nützt! 

Machtdemonstration staatlicher Gewalt beim Prozess in Gießen 


m Dezember 2003 wurde vor dem Gieße- 
ner Amtsgericht eine spektakuläre Ver¬ 
handlung geführt. Zusammengefasst in 13 
Anklagepunkten wurde zwei Aktivisten der 
Saasener Projektwerkstatt der Prozess ge¬ 
macht. In einem von vielen Beobachtern als 
skandalös bewerteten Urteil und Prozess¬ 
verlauf wurde der Angeklagte Jörg B. zu 9 
Monaten Haft ohne Bewährung und der An¬ 
geklagte Patrick N. zu 100 Tagessätzen ä 10 
Euro verurteilt. Die beiden gingen in Beru- 
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fung. 

Ab dem 10. März 2005 wurde erneut 
verhandelt, diesmal vor dem Gießener Land¬ 
gericht. Bereits am 2. Verhandlungstag leg¬ 
ten die Verteidiger ihre Mandate nieder, da 
das Gericht einen Antrag auf Beiordnung ab¬ 
gelehnt hatte. Ab diesem Zeitpunkt vertei¬ 
digten sich die Angeklagten selber. 

In ihrer Einlassung gingen die beiden 
nicht nur auf die konkreten Fälle ein, son¬ 
dern übten generell Kritik an der Justiz und 
dem Glauben an Strafe. Sie kündigten eine 
offensive Prozessführung an, in deren Ver¬ 
lauf sie den Gießener Polizeiapparat durch¬ 
leuchten wollten. Die Vorwürfe würden auf 
Falschaussagen basieren, und die ihnen zur 
Last gelegten Taten hätten, so wie behaup¬ 
tet, nie stattgefunden. Dazu passend waren 
fast alle Belastungszeugen Polizisten, dar¬ 
unter viele Gießener Staatsschützer und de¬ 
ren ehemaliger Chef Gerhard Puff (SPD). 

Für Heiterkeit sorgte die Richterin, als 
sie Patricks politische Erklärung zum Un¬ 
sinn von Justiz mit den Worten unterbrach: 
„Ja, aber hier geht es nicht darum, ob Stra¬ 
fe was nützt." 

Der schwerwiegendste Vorwurf gegen Jörg 
war die Behauptung, er habe einen Polizi¬ 
sten während einer Festnahme gegen den 
Kopf getreten. Ebenso wie bei anderen An¬ 


klagepunkten widersprachen sich die Bela¬ 
stungszeugen der Polizei. So gab ein Beam¬ 
ter zu Protokoll, sein Kollege habe nach dem 



angeblichen Tritt eine „klaffende Wunde" an 
der Stirn gehabt. Einige Minuten später 
sprach der selbe Beamte nur noch von einer 
„Rötung an der Stirn", was selbst die Rich¬ 
terin irritierte. 

Besonderes Aufsehen erregte, dass der 
Vorsitzende der Gießener Stadtverordneten¬ 
versammlung, Dieter Gail (CDU), im Rahmen 
des Prozesses der Lüge überführt werden 
konnte. Einer der Anklagepunkte bezog sich 
auf die angebliche Störung einer Stadtver¬ 


ordnetenversammlung u.a. durch die Ange¬ 
klagten. Wie sich herausstellte, waren da¬ 
mals Zivilpolizisten im Saal, wovon die mei¬ 
sten Stadtverordneten nichts wussten. Gail 
behauptete nun in der Presse und im Rah¬ 
men seiner Zeugenaussage in der 1. Instanz, 
dass er ebenfalls nichts gewusst habe. Dar¬ 
in widersprach ihm einer der Polizisten in 
Zivil: Es hätte vorher ein Gespräch gegeben. 
Gegen Gail wird nun wegen Falschaussage 
ermittelt. 

Nach elf Prozesstagen wurden schließ¬ 
lich die Urteile gefällt: Jörg wurde zwar in 
einigen Punkten freigesprochen, bekam 
aber trotzdem mit acht Monaten ohne Be¬ 
währung nur einen Monat weniger Haft, 
hauptsächlich wegen des angeblichen Trit¬ 
tes gegen den Kopf des Polizisten. Die Aus¬ 
sage einiger Zeugen, dass es keinen Tritt ge¬ 
geben habe, wurde nicht berücksichtigt. Die 
Geldstrafe für Patrick N. wurde um die Hälf¬ 
te auf 50 Tagessätze ä 10 Euro reduziert. 

Grundlegend geändert hatte sich die Be¬ 
richterstattung der Gießener Zeitungen im 
Laufe des Verfahrens: Wurden zunächst 
sämtliche Darstellungen der Polizei über¬ 
nommen, berichtete vor allem der Gießener 
Anzeiger zunehmend kritischer. In einem 
Kommentar nach dem Urteilsspruch schrieb 
die Journalistin, die an den meisten Ver¬ 
handlungstagen anwesend war, von einer 
„Machtdemonstration staatlicher Gewalt." 

Die Angeklagten haben bereits Revision 
eingelegt. 

Ray-On (FfiU-IHH Lahn) 


Undenkbares wird 
wahr! 

Bis 2009 sollen in Sachsen 
4.700 von etwa 18.000 
Lehrstellen an weiterführenden 
Schulen abgebaut, bzw. soll das 
Sparziel über allgemeine Teilzeit 
erreicht werden. Zudem steht 
die betriebsbedingte 
Schließung von 82 Schulen, v. 
a. Mittelschulen an. 

Unter diesen Vorzeichen sahen 
sich GEW und andere 
Berufsverbände am 13. Mai 
gezwungen, einen Warnstreik - 
den dritten in 15 Jahren - 
auszurufen. Den Anfang 
machten am 17.5. Lehrerinnen 
an fast 20 Schulen im Raum 
Dresden. Am Folgetag wurde die 
Aktion durch 3.000 Streikende 
an 80 Schulen ausgeweitet (v. 
a. in Leipzig, wo sich fast alle 
Angestellten beteiligten). 

In Schlaglichtern zeichnete sich 
aber ein verheerendes Bild der 
hiesigen 

Gewerkschaftsbewegung ab: aus 
„Loyalität zum Ministerium" 
verweigerte die Uni-Bibliothek 
zum einen den Streikenden 
einen Stromanschluss, zum 
anderen zeigten die teils 
kämpferischen Reden keine 
Wirkung - die ohnehin kurze 
Kundgebung zerstreute sich 
vorzeitig. 

Zum Einstieg in die 7. 
Verhandlungsrunde traten am 
24. Mai sogar 19.000 
Lehrerinnen (auch der 
Grundschulen) in den Ausstand. 
Kundgebungen mit 3000-4000 
Teilnehmern fanden in 
Chemnitz, Dresden und Leipzig 
statt und durchbrachen den 
Normalbetrieb und seine 
Isolation. 

Wenn es auch „nur" ein 
Warnstreik war, so stellte die 
Streikerfahrung doch für viele 
Lehrerinnen - oder gar für 
ganze Einrichtungen! - ein 
absolutes Novum dar. Von daher 
ist es nachvollziehbar, dass 
andere Kampfformen, z. B. die 
Verweigerung von Prüfungen 
durch die Lehrkräfte, ungenutzt 
blieben. 

Man einigte sich Ende Mai (im 
wesentlichen) auf 85% Teilzeit 
und „entsprechende" 
Lohneinbußen im kommenden, 
77% in den darauffolgenden 
Schuljahren. In einer 
Urabstimmung wurde dieses 
Ergebnis bei einer 
Wahlbeteiligung von 61% mit 
80-prozentiger Mehrheit 
angenommen. 


Es wird dringend Geld für die 
Revision benötigt. 

Spenden können auf folgendes 
Konto überwiesen werden: 
„Spenden und Aktionen" 

Nr.: 9288 1806 
BLZ: 513 900 00 
Volksbank Gießen 
Spendenquittungen sind möglich. 
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„Roter Alarm" in 
Chiapas / Mexiko 

In einem Communique vom 19. 
Juni 2005 gab Zapatista- 
Sprecher Subcomandante 
Marcos bekannt, dass sich die 
EZLN (Zapatistische 
Befreiungsarmee) in höchster 
Alarmbereitschaft befinde und 
die Truppen der EZLN in ihre 
Stellungen beordert wurden. 
Alle offen arbeitenden 
politischen Strukturen gehen in 
den Untergrund: „Von jetzt an 
und bis auf weiteres werden sie 
ihre Arbeit im Versteckten und 
an wechselnden Orten 
verrichten. Sowohl die Projekte 
als auch die autonomen 
Regierungen werden ihre Arbeit 
aufrecht erhalten". Auswärtige 
Personen, die sich in den 
Friedenscamps oder in Projekten 
aufhalten, werden aufgefordert, 
das Rebellengebiet zu verlassen. 
Wortreich verkündet Marcos, 
dass die bekannten 
solidarischen Strukturen und 
Einzelpersonen nichts mit den 
zukünftigen Aktionen der EZLN 
zu tun haben werde und diese 
alleine in der Verantwortung der 
Guerilla liegen. Er bedankt sich 
ausdrücklich bei all denen, die 
sich in den letzten zwölf Jahren 
in ehrlicher Absicht der EZLN 
genähert hatten. Für die in den 
zapatistischen Dörfern 
verbleibenden Personen - 
insbesondere des 
Gesundheitswesens - fordert 
Marcos die Behandlung als 
Zivilisten und „die 
Respektierung deren Lebens, 
derer Freiheit und Güter durch 
die Regierungskräfte". 
Am 20.6. kündigte die EZLN an, 
dass sie im Falle der 
Liquidierung ihrer Führung 
weiterkämpfen kann. Sie 
erläutert, dass z.Zt. eine 
Befragung ihrer 
Unterstützungsbasen 
durchgeführt wird, um 
zukünftige Schritte für ihren 
Befreiungskampf auszuloten. 
Unternimmt die EZLN die in 
dieser drastischen Form bisher 
noch nie da gewesenen Schritte 
aus der Furcht vor einem Angriff 
durch die Bundesarmee? 
Versetzt sie sich in 
Alarmbereitschaft, um 
militärische Manöver 
durchführen zu können? Oder 
will sie wieder die 
Aufmerksamkeit auf ihre 
Anliegen lenken, die von der 
politischen Klasse so stark 
ignoriert werden? 

Quelle: Direkte Solidarität mit 
Chiapas / Gruppe B.A.S.T.A. 

aktuelle Links: www.chiapas.ch 
/ www.gruppe-basta.de 


„Non!“ „Nee!“ „No! 
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Nein?“ 


Gegen die neue EU-Verfassung! Gegen ein neoliberales, militarisiertes Europa der Großbanken, Rüstungs- und Energiekonzerne! 


D ie vollständige Einbindung von Ge¬ 
werkschaftslinken, von linken Sozial- 
demokrat/inn/en und Grünen sowie der 
PDS in das Regierungs- und Herrschaftssy¬ 
stem der BRD und die damit einhergehende 
Transformation linksliberaler und bürger¬ 
lich-linker Kräfte - und ihrer Medien - zu 
einer „neuen Mitte" haben die Räume für 
eine radikale linke Politik, die die Masse zu 
erreichen und eine Hegemonie zu erlangen 
sucht, eng werden lassen. Dadurch steht die 
radikale Linke in der BRD in einer Sackgas¬ 
se, aus der so schnell kein Weg wieder her¬ 
ausführt. Zwar gibt es hier und da interes¬ 
sante Entwicklungen in der Theorieproduk¬ 
tion, ihre Ergebnisse führen aber kaum 
noch zu einer praktikablen Politik, die sich 
einzumischen vermag und Dinge positiv 
verändern oder verhindern kann. Es wird 
zwar viel geredet und geschrieben, aber 
meistens verbleiben die produktiven Anstö¬ 
ße in den Köpfen. So gab es in den vergan¬ 
genen Jahren kein einziges Projekt, das 
entschlossen und vor allem gemeinsam von 
der radikalen Linken entwickelt und ver¬ 
folgt wurde. 

Als z.B. die Anti-Hartz-Bewegung im 
Frühsommer 2004 entstand und Anlaß zur 
Hoffnung gab, witterten vor allem die klei¬ 
nen und Kleinstparteien Morgenluft. Ihr 
Streit um die Führung dieser Bewegung 
hatte alsbald ihre Spaltung zur Folge, was 
einen effektiven Widerstand gegen die 
Hartz-Gesetze und gegen die sogenannte 
Gesundheitsreform verunmöglichte. Und 
ein ernsthaftes Überschwappen der berech¬ 
tigten Wut über die rotgrüne, im Kern neo¬ 
liberale Regierungspolitik Richtung Westen 
blieb aus. 

Gleichzeitig wurden aber immer mehr 
Herrschaftsprojekte kaltschnäuzig und na¬ 
hezu ohne Widerstand durchgezogen. Zum 
Teil aus Angst davor, von staatstrag enden 
„linken" Kräften in die nationalistische 
Ecke gedrängt zu werden, wurde beispiels¬ 
weise nichts gegen die Einführung des Euro 
unternommen - nach dem Angriffskrieg ge¬ 
gen Jugoslawien eines der ersten Komman¬ 
dounternehmen einiger neoliberal agieren¬ 
der Regierungen Mittel- und Südeuropas, 
die Europäische Union (EU) wirtschafts-, 
sozial- und militärpolitisch neu auszurich¬ 
ten - und sie weiter zu entdemokratisieren. 
Und aktuell war von einem Widerstand ge¬ 
gen die neue EU-Verfassung hierzulande 
kaum etwas zu spüren, vielleicht aufgrund 
ähnlicher Einschüchterungen, vielleicht 
aber auch, weil der radikalen Linken die Re¬ 
sonanzräume genommen wurden. Dabei 
bietet der nach wie vor zur Ratifizierung 
stehende, von den Repräsentant/inn/en 
der EU-Mitgliedsstaaten bereits Unterzeich¬ 
nete Entwurf einer EU-Verfassung genug 
Anlaß zu seiner Ablehnung. Jede/r Linke, 
die/der diesen Vertrag auch tatsächlich 
liest, muß einfach gegen ihn sein. Insofern 
verwundert es nicht, daß die französische 
Bevölkerung, die aufgrund des Referen¬ 
dums in ihrem Land diesen Vertragstext vor 
der Abstimmung in die Haushalte geschick 
bekam, mehrheitlich diese Verfassung ab¬ 
lehnte. 


These 1: Die neue EU-Verfassung 
ist weniger eine Verfassung als 
vielmehr ein neuer EU-Vertrag. 


Am 1. Mai 2004 wurde 
die EU um weitere zehn 
Staaten vergrößert - bis 
auf zwei Ausnahmen al¬ 
les Staaten aus dem ehe¬ 
maligen staatssozialisti¬ 
schen Lager. Die Einbin¬ 
dung - oder besser: die 
Kolonialisierung dieser Staaten, das heißt 
ihrer Volkswirtschaften, Armeen und Be¬ 
völkerungen, machte einen neuen EU-Ver- 
trag nötig. Erst wenn man sich diesen Um¬ 
stand klar macht, kommt man darauf, daß 
nicht die Gewährung dürftiger Bürgerrech¬ 
te, die in diesem Vertragswerk zu finden 



sind und ihm den Charakter einer Verfas¬ 
sung verleihen sollen, im Mittelpunkt ste¬ 
hen, sondern die unscheinbar daherkom¬ 
menden „Protokolle" über den Prozeß des 
„Beitritts" am Ende des Verfassungstextes, 
z.B. jene Bestimmungen über die Zerschla¬ 
gung und Privatisierung der immer noch 
staatlich organisierten Kohle- und Stahlin- 
dustrieen in Polen sowie in der Tschechi¬ 
schen Republik oder der Übernahme der Nu- 
klearindustrieen Litauens sowie der Slowa¬ 


kei durch westliche Energiekonzerne. Die 
Einzelmaßnahmen werden zwar seit länge¬ 
rem betrieben - die genannten Privatisie¬ 
rungen laufen z.B. seit 2004 und sollen be¬ 
reits 2006 abgeschlossen werden -, dennoch 
fehlte bislang ein Nachfolgevertrag des Ver¬ 
trages von Nizza, der alles auf EU-Ebene ver¬ 
bindlich regelt. 

Ein weiterer Baustein neoliberaler EU- 
Politik ist das in der Verfassung verankerte 
Verbot von Subventionen in den „Beitritts¬ 
staaten", was den Ausverkauf an westliche 
Großbanken und Konzerne erleichtern soll, 
da viele Industriezweige ohne Subventio¬ 
nen auf dem „freien Markt" nicht existenz¬ 
fähig sind. Und was stattdessen als „Fi¬ 
nanzhilfe" aus der „Union" daherkommt, 
macht die osteuropäischen Ökonomien le¬ 
diglich noch abhängiger. 

Ein weiterer Hinweis darauf, daß es in 
der „Verfassung" vor allem um ökonomische 
Interessen geht, statt - wie z.B. die Deut¬ 
schen es vom Grundgesetz her kennen - um 
die Verbriefung persönlicher Freiheitsrech¬ 
te, bietet ein nicht zu vernachlässigendes 
Detail des Vertrages, das wohl kaum in ei¬ 
ner gewöhnlichen „Verfassung" stehen wür¬ 
de. In einem „Protokoll" wird die jährliche 
Einfuhrmenge von auf den niederländi¬ 
schen Antillen raffinierten Erdölerzeugnis¬ 
sen festgelegt und ihre Aufteilung auf eini¬ 
ge der kapitalistischen Hauptländer der EU 
bestimmt: „Deutschland 625 000 Tonnen, 
Belgisch-luxemburgische Wirtschaftsunion 
200 000 Tonnen, Frankreich 75 000 Tonnen, 
Italien 100 000 Tonnen, Niederlande 1 000 
000 Tonnen". Was besagt diese Aufstellung? 
Ist dies das von Rotgrün so oft negierte 
„Kerneuropa"? Wenn ja, dann hat es jüngst 
eine von der Bevölkerung zweier dieser Län¬ 
der erzeugte Kernspaltung erfahren. 


Hintergrund: 

Wie bei der „Abwicklung" der DDR-Ökono- 
mie in den 1990er Jahren übernehmen zu¬ 
nächst die Staaten im Osten den Um- und 
Abbau der Noch-Staatsbetriebe einschließ¬ 
lich Massenentlassungen und Maßnahmen 
zur Säuberung der Umwelt, bis das westli¬ 
che Kapital sich die Filetstücke der dann 


ehemaligen Staatsbetriebe herauspicken 
darf. Die Kosten dieser „Abwicklung", also 
z.B. der Privatisierung von Staatsunterneh¬ 
men der Montanindustrie oder der Zer¬ 
schlagung anderer Wirtschaftszweige, trägt 
die Bevölkerung der „Beitrittsländer". Und 
damit sich kein effektiver Widerstand hier¬ 
gegen formieren kann, werden die nötigen 
Bestimmungen in ein Vertragswerk einge¬ 
bunden, aus dem die Regierung eines „Bei¬ 
trittslandes" nicht so leicht wieder heraus¬ 
kommt. Denn ge¬ 
gen eine einfache 
Bestimmung zu 
verstoßen, kostet 
„nur" viel Geld. 
Gegen die Bestim¬ 
mungen einer Ver¬ 
fassung zu versto¬ 
ßen, die in jedem 
Fall gegenüber 
dem nationalen 
Recht Vorrang 
hat, hat aber da¬ 
neben noch ganz 
andere rechtliche 
Konsequenzen. 

Mit der neuen EU- 
Verfassung sollen 
also die derzeiti¬ 
gen und künftigen 
Regierungen in 
den osteuropäi¬ 
schen EU-Ländern 
umso wirkungs¬ 
voller an die Kette 
gelegt werden. 
Und die EU wird 
weiterwachsen: 
Ihre Zukunft er¬ 
scheint orange - 

und ist doch blutrot! 


These 2: Die neue EU-Verfassung 
ist ein Aufrüstungsvertrag. 

Was in der Bundesrepublik seit einigen Jah¬ 
ren mit der Umstellung der Bundeswehr von 
einer Verteidigungsarmee zu einer soge¬ 
nannten Interventionsarmee vollzogen 
wird, die inzwischen weltweit im Einsatz ist, 
soll nun auch EU-weit durchgesetzt werden. 
Der neue EU-Vertrag verpflichtet alle 25 
Mitgliedsstaaten darauf, schrittweise und 
kontinuierlich aufzurüsten. Um diesen Pro¬ 
zeß zentralistisch zu überwachen, wird ein 
Aufrüstungs-Kontrollgremium geschaffen, 
das im Vertrag „Verteidigungsagentur" ge¬ 
nannt wird. Außerdem sollen die EU-Staa- 
ten darauf verpflichtet werden, 10 Prozent 
der staatlichen Forschungsausgaben in die 
militärische Rüstungsforschung zu stecken. 


Hintergrund: 

Im Gefüge der Weltmacht USA und ihrer eu¬ 
ropäischen (NATO-)Verbündeten soll die EU 
zu einem starken Partner aufgerüstet wer¬ 
den, der einen Teil der notwendigen Drek- 
ksarbeit übernehmen soll, die weltweiten, 
kapitalistischen Ausbeutungsstrukturen 
aufrechtzuerhalten. Neben der Aufrü¬ 
stungsverpflichtung garantieren Megafu¬ 
sionen der großen europäischen Rüstungs¬ 
konzerne trotz der gegenwärtigen Krise ein 
stetiges Wachstum im Rüstungssektor. Das 
Gerede von einem neuen, mit den Vereinig¬ 
ten Staaten konkurrierenden Machtblock 
Europa ist zwar nicht ganz falsch, da es tat¬ 
sächlich eine gewisse imperialistische Kon¬ 
kurrenz bei der Ausbeutung von Regionen 
im Süden und Osten (von Europa aus gese¬ 
hen!) gibt. Darüber hinaus stehen große 
Konzerne beider Seiten z.B. in der Luft- und 
Raumfahrt sowie im Bereich der Energie- 
und Rüstungsindustrie in Konkurrenz zu¬ 
einander. Es sollte aber nicht vernachlässigt 
werden, daß die europäische Wirtschaft im 
Handels- und Bankenwesen sowie im Be¬ 
reich der Forschung - vor allem in der Rü¬ 
stungsindustrie - eng mit der US-amerika¬ 
nischen Wirtschaft verflochten ist, daß es 


gemeinsame strategische Interessen sowie 
ein festes militärpolitisches Bündnis gibt. 
Und es gibt noch viel gewichtigere Fakto¬ 
ren, die darauf schließen lassen, daß die 
strategische Partnerschaft Europas mit den 
Vereinigten Staaten noch lange fortdauern 
wird, so die „Gefahr" eines möglichen „Auf¬ 
stieges" anderer Konkurrenten, also z.B. 
Rußland, China und Indien. 


These 3: Die neue EU-Verfassung 
ebnet den Weg zu neuen Kriegen. 

Einzelne EU-Staaten verlieren nicht nur bei 
der Aufrüstung, sondern im gesamten mili¬ 
tärischen Bereich ihre Souveränität und 
werden darauf verpflichtet, ihre militäri¬ 
schen Kräfte sogenannten „battle groups" 
(=Schlachtgruppen, alles klar?) zur Verfü¬ 
gung zu stellen. Damit soll zunächst eine 
bis zu 60.000 Soldaten umfassende EU-Ar- 
mee aufgestellt werden. Angefangen bei der 
angeblichen Terrorbekämpfung außerhalb 
Europas über sogenannte „Frieden schaf¬ 
fende Militäreinsätze" nach Konflikten bis 
zur Aufrechterhaltung bedeutender Han¬ 
delswege sowie des Zugangs zu wichtigen 
Rohstoffen bietet die neue EU-Verfassung 
eine breite Palette von Möglichkeiten, die 
künftige EU-Armee weltweit kämpfen zu 
lassen. So gibt es, ähnlich wie im NATO-Ver- 
trag, konkrete gegenseitige „Beistandsver¬ 
pflichtungen", z.B. bei Terroranschlägen 
oder bei der Verletzung der „territorialen 
Integrität" eines Mitgliedsstaates. Der Ver¬ 
tragstext ermöglicht auch „Präventivkrie¬ 
ge" der EU-Armee, das heißt Kriege aus ei¬ 
nem vermuteten Anlaß, wie z.B. jener, den 
die US-Regierung mit ihrer stetig schrump¬ 
fenden „Koalition der Willigen" gegen den 
Irak geführt hat. Das bedeutet, daß mit der 
geeigneten Propaganda praktisch jedes 
Land der Erde zum Ziel militärischer Attak- 
ken der EU werden kann. Im übrigen kann 
ein solcher Angriffskrieg, wenn „Eile" ge¬ 
boten ist, vom künftigen EU-Außenminister 
und dem „Rat", gemeint ist der Ministerrat 
der EU, entschieden werden. Die nationalen 
Parlamente werden in diesem Fall überhaupt 
nicht mehr benötigt. 

Der EU-Außenminister, ebenfalls ein 
Novum im neuen EU-Vertrag, hat überhaupt 
eine herausragende Stellung. Neben seiner 
bereits skizzierten Machtfülle steht er ei¬ 
nem Ministerium vor, das sich sämtlicher 
Kenntnisse der nationalen Geheimdienste 
bemächtigen kann. Dieser „Superminister" 
kann sich also künftig seine Kriege basteln, 
je nachdem, was z.B. aus Industriekreisen 
mit dem nötigen Druck gewünscht wird. 


Hintergrund: 

Der „Westen", zu dem die tonangebenden 
EU-„Kernstaaten" Frankreich, die BRD und 
Großbritannien zählen, fürchtet um seinen 
ungehinderten Zugang zu für Konzerne und 
Banken gleichermaßen wichtige 
Ressourcen, wie Wasser, Öl, Gas, Nuklear¬ 
material, Erzen und Edelmetallen. Es sind 
vor allem die Banken und Konzerne dieser 
und anderer kapitalistischer Hauptländer, 
die heute die EU-Politik bestimmen. Sie le¬ 
gen sich über ihre politischen Ausschüsse 
mit der neuen EU-Verfassung ein militäri¬ 
sches Instrumentarium für die Zukunft zu¬ 
recht, in der um Ressourcen weltweit mili¬ 
tärisch gekämpft wird. Die Weltbank ließ 
unlängst verlauten, daß die nächsten Krie¬ 
ge um Wasservorkommen geführt werden 
könnten. Die Frage stellt sich, worum es 
dann bei den derzeitigen Kriegen geht? 

Darüber hinaus, wie kürzlich erst wieder 
im Fall Syriens und Irans zu beobachten 
war, wird das bloße Androhen militärischer 
Gewalt für die Diplomatie zunehmend wich¬ 
tiger. Da will die EU künftig sicherlich nicht 
abseits stehen. Und bereits angesprochen 
wurden die möglichen (wirtschaftlichen 
und militärischen) Konfliktsituationen mit 
China oder anderen Groß- und Mittelmäch¬ 
ten aus dem europäisch-asiatischen Raum. 
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These 4: Die neue EU-Verfassung 
zentralisiert die politische Ent¬ 
scheidungsfindung und entmün¬ 
digt die Menschen. 

Über Militäreinsätze der EU-Armee entschei¬ 
det künftig der Ministerrat. Wie bereits ge¬ 
sagt, kann der neu geschaffene EU-Außen- 
minister Vorschläge unterbreiten - und mit 
der nötigen Propaganda selbst unterfüttern. 
Begründet wird dies damit, daß solche Ent¬ 
scheidungen schnell gefällt werden müssen. 
Eine parlamentarische Kontrolle inklusive 
Rückrufrecht der Truppen ist nicht vorgese¬ 
hen. Die Parlamente der Mitgliedsstaaten so¬ 
wie das EU-Parlament bleiben bei dieser und 
bei anderen wichtigen Entscheidungsfin¬ 
dungen außen vor. Sie erfüllen eigentlich 
nur noch die Funktion, eine demokratische 
Struktur vorzugaukeln. In der EU-Verfassung 
ist auch eine Grundrechte-Charta eingebaut. 
Sie bleibt jedoch weit hinter dem zurück, was 
von Seiten der Nichtregierungsorganisatio¬ 
nen von den Vertragsverhandlungen erhofft 
wurde. Beispielhaft ist die Verkümmerung 
der Formel „Recht auf Arbeit", die sich im 
endgültigen Vertragsentwurf auf „das Recht, 
zu arbeiten" reduziert hat. (siehe auch S. 10) 


Hintergrund: 

Die Verfassung wurde weder von einfachen 
EU-Bürger/inne/n noch für diese verfaßt. 
Der Vertragstext gibt vor allem die Interessen 
der geistigen Urheber, nämlich der Groß¬ 
banken und Konzerne wieder. Aus den ober¬ 
sten Konzernetagen betrachtet sind alle 
Menschen lediglich potentielle Arbeitskräfte 
oder Konsument/inn/en, die man am lieb¬ 
sten nach allen Regeln der Kunst (wie z.B. 
nach der „Bolkestein-Methode", also der 
vollständigen Arbeitsentrechtung) ausbeu- 
ten oder einfach links liegen lassen möchte. 
Somit findet sich in keinem der Artikel der 
Grundrechtecharta etwa ein Recht auf ein 
garantiertes Grundeinkommen oder auf eine 
andere soziale Absicherung. Auch das ge¬ 
währte Recht auf informationelle Selbstbe¬ 
stimmung (Datenschutz) wird mit einem 
kleinen einschränkenden Hinweis zur Maku¬ 
latur. Andere bürgerliche Freiheitsrechte 
(z.B. die Unverletzlichkeit der Wohnung oder 
das Recht auf eine solche) sucht man im Text 
vergebens, von einem tatsächlichen Recht 
auf Asyl oder Einwanderung ganz zu schwei¬ 
gen. Kurzum: Das Zustandekommen der neu¬ 
en EU-Verfassung zeigt, daß die Konzern¬ 
manager und Lobbyisten entscheiden, der 
EU-Ministerrat, manchmal auch das EU-Par- 
lament, diese Wünsche umsetzt, die natio¬ 
nalen Parlamente maximal hier und da ein 
bißchen rummäkeln dürfen und die Wäh¬ 
ler/innen und Nichtwähler/innen gleicher¬ 
maßen in die Röhre gucken, aber nichts er¬ 
fahren. 


These 5: Die neue EU-Verfassung 
diktiert die marktliberale Wirt¬ 
schaftsordnung. 

Im neuen EU-Vertrag wird das neoliberale 
Wirtschaftsmodell sowohl für den Binnen¬ 
markt als auch nach außen festgeschrieben. 
Das heißt, daß sämtliche Wirtschaftsberei¬ 
che der freien Konkurrenz ausgesetzt wer¬ 
den, auch solche, die aufgrund ihres exi¬ 
stenziellen und damit besonders sensiblen 
Charakters für die Menschen in den meisten 
Ländern bisher staatlich organisiert waren 
(Wasser- und Gesundheitsversorung sowie 
die Bereiche Bildung und Soziales, also z.B. 
das Renten- und andere soziale Sicherungs¬ 
systeme). Dieser per „Verfassung" verordne- 
te Zwang zur Privatisierung, der sich im übri¬ 
gen mit sämtlichen Liberalisierungs- und Pri¬ 
vatisierungsvorstellungen der Welthandel¬ 
sorganisation (WTO) - und damit der führen¬ 
den Dienstleistungs- und Energiekonzern¬ 
chefs - deckt, weckt natürlich schlafende 
Hunde! Zu befürchten ist der weitgehende 
Ausverkauf an den Meistbietenden und die 
damit einhergehende Verschlechterung die¬ 
ser Dienstleistungsbereiche sowie die totale 
Abhängigkeit aller Menschen von einigen we¬ 
nigen Großkonzernen und -banken. Auch die 
hier und da noch spärlich vorhandene Ge¬ 
werkschaftsmacht wird mit dem EU-Vertrag 
weiter zurückgedrängt, denn auf garantierte 
Mindest- bzw. Tariflöhne oder Arbeitsnor¬ 
men, wie z.B. Lohnfortzahlung im Krank¬ 
heitsfall oder maximale Wochenarbeitszeiten, 
wird - in neoliberalen Zeiten selbstverständ¬ 
lich - ganz verzichtet. 

Nach außen wird „Freihandel" gepredigt, 
der bei näherer Betrachtung gar keiner ist: 
Die Güter, die in den europäischen Wirt¬ 
schaftsraum hinein- oder aus ihm heraus¬ 
strömen, tun dies zu von den EU-Mitglieds- 
staaten festgelegten Bedingungen. Für die 
Exporte in Entwicklungsländer gibt es kaum 
Beschränkungen, aber der Zufluß von Waren 
aus diesen Ländern wird durch Importzölle 
und -quoten beschränkt. Von „Freihandel" 
kann also keine Rede sein, denn im Kapita¬ 
lismus diktiert immer der Stärkere die Be¬ 
dingungen, und dem Schwächeren bleibt 
nichts anderes übrig, als zu gehorchen. 


Hintergrund: 

Es dürfte kein Geheimnis mehr sein, daß in 
den europäischen Volkswirtschaften immer 
mehr Staatsbetriebe und Bereiche staatlicher 
Daseinsvorsorge (Energie-, Wasser-, Sozial- 
und Gesundheitsversorgung) privatisiert und 
somit einzelnen Konzernen und Großbanken 
übereignet werden. Versprochen wird dabei 
immer die Verbesserung der Qualität dieser 
Dienstleistungen, da private Anbieter dies 
angeblich besser können als staatliche. Daß 
es sich hierbei um eine Lüge handelt, hat 


sich schon oft gezeigt. In der Bundesrepublik 
sind die Privatisierungen der Post und der 
Telekommunikation, der Energiewirtschaft 
sowie des Bahnverkehrs beredtes Beispiel: 
Die Leistungen bzw. der Service haben sich 
häufig qualitativ verschlechtert - bei gleich¬ 
zeitiger Verteuerung. Dies hat mit der mono¬ 
polhaften Stellung der Konzerne zu tun, die 
sich nun unkontrolliert auf Profitmaximie¬ 
rung anstelle der vorherigen Bedarfsorien¬ 
tierung (zumindest dem Anspruch nach!) 
ausrichten können. Eine Korrektur von Sei¬ 
ten der von ihnen vollständig abhängig ge¬ 
wordenen Konsument/inn/en ist nicht zu er¬ 
warten. Richtig fatal wird diese Entwicklung 
für die Bevölkerung jedoch erst, wenn das 
Wasser, die Bildung und die Gesundheitsver¬ 
sorgung sowie die anderen sozialen Siche¬ 
rungssysteme privatisiert werden. Dann 
könnte Erwerbslosigkeit und Altersarmut 
wieder massenhaft Hunger in Europa bedeu¬ 
ten. Das gab es zuletzt zu Weltkriegszeiten, 
weshalb die aktuelle politische Entwicklung 


häufig als „Weltwirtschaftskrieg" bezeichnet 
wird. 


These 6: Die neue EU-Verfassung 
garantiert auch künftig den Aus¬ 
bau der risikoreichen Atomenergie 
und schwächt die Umweltlobby. 

Zum Bereich Umweltschutz äußert sich der 
EU-Vertrag nur sehr zurückhaltend. Insge¬ 
samt könnte man sagen, daß der Umwelt¬ 
schutz trotz der Erkenntnisse aus den 1980er 
und 1990er Jahren keinen Verfassungsrang 
erhält. Auch der EURATOM-Vertrag bleibt von 
der Verfassung unberührt, und so steht 
schon bald in Europa statt einem Atomaus¬ 
stieg eine Erneuerung der Kernenergie-In¬ 
dustrie zu befürchten. Wenn beispielsweise in 
Litauen und der Slowakei die Atomkraftwer¬ 
ke, wie in der Verfassung festgelegt, abge¬ 
baut werden, könnten dort schon bald neue 
Kraftwerkstypen gebaut werden - vielleicht 
von einem deutsch-französischen Konsor¬ 
tium. 


Hintergrund: 

Ebensowenig wie die Gewerkschaften konn¬ 
ten die Umweltorganisationen und die Men¬ 
schenrechtsgruppen aus dem Lager der 
Nichtregierungsorganisationen Einfluß auf 
die EU-Vertrags-Verhandlungen nehmen. Und 
offenbar gab es auch von der Bundesregie¬ 
rung keinen ernsthaften Willen, einen euro¬ 
paweiten Atomausstieg zur Disposition zu 
stellen. Dies alles sagt einiges über die Ver¬ 
logenheit von Rotgrün sowie über die wahren 
Kräfteverhältnisse innerhalb der EU aus: Die 
Konzerne bestimmen alles, und die Men¬ 
schen werden zu Konsument/inn/en ohne 
jegliche Rechte abgestempelt. 


Fazit: Der Widerstand muß würdig 
und entschlossen sein! Oder er 
wird nicht sein! 

Gerade die neue EU-Verfassung bietet einer 
radikalen Linken, die nicht nationalistisch. 


sondern international vernetzt agiert, und 
die ohne einen avandgardistischen oder po¬ 
pulistischen Einschlag, sondern würdig und 
widerständig handelt, ein weites Betäti- 
gungs- und Legitimationsfeld. In der Verfas¬ 
sung wird eine mögliche Zukunft für Europa 
und die Welt deutlich sichtbar. Eine fürch¬ 
terliche Zukunft. Es ist die Zukunft einer 
fürchterlichen Gegenwart. Gegen diese Pläne 
der Herrschenden muß etwas passieren - ge¬ 
rade auch hier in der BRD, wo sich so unge¬ 
heuer viel Konzernmacht konzentriert hat: 
Die Global Player müssen angegriffen und 
ihre absolute Herrschaft delegitimiert wer¬ 
den! 

Es geht schon lange nicht mehr darum. 
Recht zu haben. Und es geht nicht darum, 
eine Chance zu nutzen, um eine wirklich lin¬ 
ke Hegemonie hinzubekommen - oder eine 
Hegemonie innerhalb der Bewegung, son¬ 
dern es geht darum, sich eine Gegenwart und 
Zukunft zu schaffen, in der man als Mensch 
in Würde leben kann und will. 

Edo Schmidt 



Blöde Bevölkerung 

Die Entlarvung der bürgerlichen Demokratie 


V iel geredet wurde über die EU-Verfas- 
sung in der BRD erst nach deren Ratifi¬ 
zierung durch den Bundestag am 12. Mai 
und im Vorfeld der Referenden in Frank¬ 
reich und den Niederlanden. 

Ein Indiz dafür, daß man von Regie¬ 
rungsseite die Meinung der Bevölkerung, 
in der parlamentarischen Demokratie ja 
immerhin die legitimatorische Quelle der 
Regierungsmacht, gar nicht hören wollte? 

Für sich genommen vielleicht nicht, 
aber die Indizien häuften sich im Vorfeld 
des 12. Mai. Unverschämt wirkte der kurz 
zuvor auf Tour geschickte EU-Truck der 
Bundesregierung. Interessierte Bürgerin¬ 
nen konnten sich dort zwar umsonst das 
umfangreiche Druckwerk des Verfassungs¬ 


vertrags abholen, ansonsten waren die In¬ 
formationen darauf beschränkt, welche 
Staaten überhaupt in der EU sind, welche 
Nationalhymnen diese Staaten haben und 
welche berühmten Bürger sie hatten: 
Staatsbürgerkunde achte Klasse. 

Immerhin, mag man sagen, hat die Re¬ 
gierung wenigstens ein wenig Aufklärung 
versucht - wenn auch ohne jegliche Inhal¬ 
te. Nur entstand der Eindruck, die Regie¬ 
rung habe diesen schönen Truck entsandt 
in der Hoffnung, daß ihn keiner wahrneh¬ 
me. 

Das stärkste Indiz aber: Zweimal lehnte 
der Bundestag eine Volksabstimmung über 
die Verfassung ab. Offizielles Argument: 
Dies sei im Grundgesetz nicht vorgesehen 


und selbst wenn direktere Demokratie wün¬ 
schenswert sei, sei keine Verfassungsände¬ 
rung möglich, während die EU-Verfassung 
ratifiziert würde. Immer wieder aber war 
aus den Reihen des Bundestags zu hören, 
man fürchte ein „Nein" der eigenen Bevöl¬ 
kerung, diese sei zu wenig über die Inhal¬ 
te aufgeklärt und könne deswegen „falsch" 
abstimmen. 

Die Aufklärung über die Inhalte - das 
hätte ja wohl genau der Regierung oblegen, 
die diese Verfassung unbedingt wollte. Und 
auch der Presse, die schon entsprechend 
reagiert hätte. Und auf die Gefahr hin, den¬ 
noch einseitig informiert zu werden: Auch 
eine außerparlamentarische Opposition 
wäre bei verstärkter Berichterstattung akti¬ 
ver geworden, wie es in den Staaten mit Re¬ 
ferendum der Fall war. Daß eine Bevölke¬ 
rung „falsch" abstimmt, heißt konkret: Die 
Berufspolitiker sind die Experten, die wis¬ 
sen, was richtig ist, die Bevölkerung dage¬ 
gen ist einfach zu blöd dafür ... 


Auf europäischer Ebene wird wohl 
Schluß mit basisdemokratischen Elementen 
sein: Großbritannien, Irland und Portugal 
wollen keine Plebiszite zur Verfassung 
durchführen, und Luxemburgs Regierungs¬ 
chef Jean-Claude Juncker kündigt seinen 
Rücktritt an, falls „seine" Bevölkerung ge¬ 
gen die Verfassung votiere: Bäh, dann spiel' 
ich eben nicht mehr mit! 

Eine reine „Expertendemokratie" ist 
eben effektiv. Aber: Effektivität ist nicht 
Ziel von Demokratie, die läßt sich mit Dik¬ 
tatur oder Monarchie auch ohne weiteres 
erreichen. Lassen wir uns auf solch eine Ar¬ 
gumentation erst einmal ein, dann ist die 
Demokratie keinen halben Euro-Cent mehr 
wert. 

„Das Volk heißt Volk weil es folgt" dich¬ 
teten die Autonomen der 80er Jahre. Man 
könnte fast annehmen, Gerhard Schröder 
habe dieses Verslein erfunden und nicht 
mal witzig gemeint... 

Bewi 



Erich Mühsam 

Die Befreiung 

der Gesellschaft vom Staat 
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Arbeiterbewegung und 
Globalisierung seit 1870 
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Werden die Arbeiterkämpfe weltweit durch 
die Globalisierung geschwächt? Verschwin¬ 
det die Klasse mit dem Postfordismus gänz¬ 
lich von der Bühne? Oder stehen wir vor 
einem Aufschwung globalisierter Klassen¬ 
kämpfe, die das kapitalistische Weltsystem 
erschüttern werden? Eine der wichtigsten 
Neuerscheinungen der letzten Jahre. 


MAIL: syndikat-a@fau.org I BESTELL-FON (AB)/-FAX: (02841) 53 7316 


Der Syndikat-A Medienvertrieb 

ist ein anarcho-syndikalistisoher, nicht-kommerzieller Vertrieb, der 
es sich zum Ziel gesetzt hat, es sich zum Ziel gesetzt, Broschüren, 
Bücher und Tonträger u.ä. mit unseren Ideen und Inhalten zu 
produzieren (auch für Wiederverkäuferinnen). Daneben bieten wir 
zu den verschiedensten Themen ein umfangreiches Buchsortiment 
an. Einfach unsere Website besuchen oder kostenlos den Katalog 
zusenden lassen. .<? 


POST: Bismarckstraße 41a • D-47443 Moers 


Httf < *I||H‘A! iTufllhh yiWfJLMl- 
HEÜE KSCHEihUHGHLi GVD ’.i-nr 






Kt IftHlsaui Ij &tggtnin:e 


UtoUi'-l. .'.'U iMj 

kn 'Jul iJr-r.iimi Lilft-kniai-fMin- 
IJip.fi 1 j’vlii übritifJ ifix.liüli 111 
fltel WWilliOiiTi ift.fr 
Muhfirai In.« •P'prfcBnslu- Hufe 
tra irt.TVjTtltf utrhcL Itr 3nn 
iriy Mrtnrfifc 

mH hjtK vwii 1 ‘IfliHtort'i» 

IfrtMrr Spin» 1 ifrJril JivV 

iWLL - :>- '■jintunri 11 ■■.FT^TsUii ^iil- 

I h irrlnb-ri )uiniv!KSihur ^ocali- 

Iridij^i lEi ^rJ-Vjii l-jüd-nl Ljr St 

ii ii '-h'iii^lrer '-bLT- rnkiir iifcia- 

• BBan : li., ui 

$nL3-f w- neu ij.- 

IUb-üIeI Vikh. p.- EJMI.U 
| 1™ |.,t II Tf'tNT, > r +.- VS H 

r . < uiHBiEr 

! ihrrkn rifjic ml .rn-t- Suirl 

itm iMip tvw^ii irr .■kinrHiMta 
ItilUD > f 3 ' ii | in^a mp.pihb 

J haato-i' ii-Ltr* laarili n. hr li*l- 
ii tn.id» Ih^Liuai^ - ui ln I Ji'i 

. nmü uzqm——1 

j '■■rlin!iJtu . Vr*. Urpr 

ilüili'il ii - . nn 

QHjMEniBZEni;;i. 'iivi-i.r. 

.1 k'lj' 1 . (kl VkfMUtf I 

tu Ikit.Vtttomakfa'lflll m i 

| iiil In 1 n rillt hiHUEJi-Jrlii m 

1 . 7 * T 

raHrr|i*l[V- 
«mtoll r, tinr A 11 ii[-ii(. i mmr 
ln EiJir. 3 Ii vkn ilil'- Hl llr h 
I Ii V i-.J 1 hl E linxiifiiriai 



















Seite 1 0 


Nr 170 Globales 


Juli/flugust 2005 


Schlacht um Kreta 

Am 20. Mai 1941 begann mit der 
so genannten 
Luftlandeoperation Merkur die 
Eroberung Kretas durch 
deutsche Truppen. Bis 
Kriegsende töteten deutsche 
Soldaten mehr als 3000 
Zivilisten und zerstörten über 
30 Dörfer auf der Insel. 
Auf dem deutschen 
Soldatenfriedhof von Maleme 
(bei Chania) gedenken jährlich 
am 20.Mai 
Wehrmachtsveteranen, 
Bundeswehrsoldaten, 
Angehörige, alte und neue 
Nazis, den „für 
Großdeutschland gefallenen 
Helden" (Inschrift des 
Kriegerdenkmals „böser 
Vogel"). 
Autonome und 
Anarchosyndikalisten aus 
Deutschland und 
Anarchistinnen aus 
Griechenland verhinderten in 
diesem Jahr die traditionelle 
Gedenkfeier für die ehemaligen 
deutschen Besatzer. Schon am 
frühen Morgen hatten die etwa 
80 Demonstrantlnnen den 
Friedhof besetzt und 
Transparente und Schilder mit 
den Namen der von deutschen 
Truppen zerstörten Dörfer und 
der Forderung nach einer 
Entschädigung der Opfer 
angebracht. Nach kleineren 
Rangeleien mit einigen der etwa 
40 angereisten Veteranen und 
dem Abzug der SEK-Einheiten, 
die eine angedrohte Räumung 
des Friedhofs nicht in die Tat 
umsetzten, fand die geplante 
Kranzniederlegung nicht statt. 

Im Anschluss an die 
erfolgreiche Aktion wurden in 
den umliegenden Dörfern 
Flugblätter verteilt, Plakate 
geklebt und in Gesprächen auf 
das Treiben auf dem 
Soldatenfriedhof aufmerksam 
gemacht. Den Abschluss des 
Tages stellte die 
„Dekoration"des im Volksmund 
„böser Vogel" genannten 
Kriegerdenkmals, das 
Nazitruppen 1941 errichteten, 
in Chania dar. 

Rolf Preis, Rthen 



Gesetz ist Gesetz 

Nach der Schülerinnenbewegung in Frankreich 


S eit Anfang des Jahres sind hunderttausen¬ 
de Schülerinnen in Frankreich auf die Stra¬ 
ße gegangen, um gegen die geplante Reform 
des Schulwesens zu protestieren. Bevor das 
Gesetz Ende März im Parlament verabschiedet 
wurde, hatten unabhängige Aktionskomitees 
- die Comites d'Action Lyceenne (CAL) waren 
die treibende Kraft der Bewegung - zur Be¬ 
setzung bzw. Blockade der Schulen aufgeru¬ 
fen. (siehe dazu DA #169) Die konservative 
Regierung antwortete mit polizeilicher Re¬ 
pression und juristischer Verfolgung, die ins¬ 
besondere von Bildungsminister Fillon befür¬ 
wortet wurde. Einen sinnbildlichen Höhe¬ 
punkt stellte am 20. April die Besetzung eines 
Hügels des Bildungsministeriums dar, infolge 
deren gut 170 Militante bis zu 48 Stunden in 
Gewahrsam genommen wurden. Nach den 
Schulferien Ende April ist es aber nicht gelun¬ 
gen, die massive Mobilisierung aufrecht zu er¬ 
halten, obwohl es auch im Mai noch einige 
Demonstrationen gab. 

Verhandelt werden im Gerichtssaal nun 
seit März die „Beschädigung öffentlichen Ei¬ 
gentums" und „Widerstand gegen die Staats¬ 
gewalt". Nicht uninteressant ist in diesem Zu¬ 
sammenhang, dass selbst 1968 etwa Besetze¬ 
rinnen der Sorbonne nicht strafrechtlich ver¬ 
folgt wurden. In Bayonne (Südwestfrankreich) 
wurden deswegen zwei Schüler zu zwei Mona¬ 
te auf Bewährung, 6.000 Euro Geldbuße und 
800 Arbeitsstunden verurteilt. Ein anderer soll 
den Wurf einer Bierdose in Cergy (Paris) mit 
1.000 Euro bezahlen, obwohl er an seiner Un¬ 
schuld festhielt - der Vorsitzende Richter 
unterbrach den Anwalt der Verteidigung auch 
mehrere Male. Ebenfalls in Paris wurden Mitte 
Juni zwei Schülerinnen zu je 2.450 Euro Geld¬ 
strafe verurteilt, weil sie am 7. April zu jenen 
gehörten, die in eine Schule eindrangen, um 
sie zu besetzen. 

In Lyon indes nahm Ende Mai ein Prozess 
seinen Anfang, bei dem vier Schülerinnen 
über vier Wochen hinweg in Untersuchungs¬ 
haft saßen, und zwei weitere Schüler ihr 
Stadtviertel nicht verlassen durften, weil sie 
bei einer Demo zum Widerstand gegen die Ord¬ 
nungskräfte aufgerufen und letztere auch an¬ 


gegriffen hätten. Eine Schülerin, die vier Po¬ 
lizisten angegriffen haben soll, wurde vorläu¬ 
fig aus der U-Haft entlassen, der Prozess ist 
vertagt; ein Schüler, der sich zur Gegenwehr 
bekannt hatte, wurde zu zwei Monaten Knast 
und vier Monaten auf Bewährung sowie zu ei¬ 


ner Geldbuße von 1.250 Euro verurteilt; die 
letzten beiden U-Häftlinge, die von Polizisten 
im Zeugenstand nicht eindeutig belastet wer¬ 
den konnten, müssen laut Richterspruch vier 
bzw. zwei Monate einsitzen. Die Verhandlung 
der verbleibenden zwei Schüler wurde auf den 
6. Juli vertagt, nachdem die Verteidigung die 
Analyse des Videomaterials verlangt hatte. In 
ganz Frankreich sind noch gut 30 Verfahren 
anhängig, die teilweise aber erst Ende dieses 
oder im Laufe des nächsten Jahres eröffnet 
werden sollen - so der Fall der neun vom 20. 
April, darunter Mitglieder des Pariser CAL, der 
FAL (Schülersektion der CNT) und ein Lehrer, 
der in der SUD organisiert ist. 

Die meiste öffentliche Aufmerksamkeit 
aber hat sicherlich das Verfahren von Samuel 
Morville, eines Sprechers der CAL und Aktivi¬ 
sten der Alternative libertaire, erregt: allein 
wegen angeblicher Beleidigung eines Kom¬ 


missars, und (so der Staatsanwalt) um ihm 
„eine Lektion [zu] erteilen", wurden dem 
Schüler 500 Euro Buße und 5 Monate Bewäh¬ 
rung aufgebrummt. Das Urteil geht über die 
Forderungen des Staatsanwalts hinaus, und 
im Prozess selbst verstieß der Richter mit der 
Ablehnung zweier Entlastungszeugen gegen 
die Strafprozessordnung - ein Revisionsver¬ 
fahren wird folgen. 

Inzwischen hat sich auch ein Solidaritäts¬ 
komitee gegründet, das verschiedene Organi¬ 


sationen und Gewerkschaften - darunter auch 
die Menschenrechtsliga und die Lehrerge¬ 
werkschaft FSU - aber auch Einzelpersonen 
versammelt. Ein erster Ansatzpunkt ist zu¬ 
nächst die Forderung, alle juristischen Verfol¬ 
gungen einzustellen und die bereits ergange¬ 
nen Urteile aufzuheben. Zum zweiten sollen 
evtl. Anwaltskosten und Bußgelder kollektiv 
getragen werden. Der Fonds speist sich sowohl 
aus Solikonzerten als auch durch finanzielle 
Beiträge der „Organisationen, die um ihr Ima¬ 
ge bangen", wie es ein Mitglied der Pariser 
FAL-CNT formulierte. 

Derweil haben die Schülerinnen, die den 
Unterricht mehrere Wochen oder gar Monate 
boykottiert und den Protest organisiert hat¬ 
ten, nicht nur mit dem Strafgesetzbuch, son¬ 
dern auch mit der Schulordnung zu kämpfen. 
In vielen Schulen müssen die Aktivisten das 
Schuljahr wiederholen oder werden im kom¬ 


menden Schuljahr nicht mehr aufgenommen. 
So sind mind. drei Schülerinnen vom Pariser 
Gymnasium Balzac geflogen - diese Disziplin- 
armaßnahme bezeichnete der Elternverband 
FCPE als eindeutig illegal. Der Schwerpunkt 
der Aktivitäten liegt gegenwärtig also auf 
Hugblattaktionen sowie der Presse- und Soli- 
Arbeit. 

Indessen musste Fillon seinen Minister¬ 
sessel räumen, als nach dem Referendum über 
die EU-Verfassung am 3. Juni eine neue Re¬ 
gierung gebildet wurde. So neu ist sie aber 
nicht: Fillons Nachfolger ist sein früherer Kol¬ 
lege de Robien, der vom Transport- ins Bil¬ 
dungsministerium wechselte. Sein künftiger 
Kurs aber ist noch nicht klar: bisher hat er die 
Legitimität der Schülerbewegung, die in den 
vergangenen Monaten immer wieder bestritten 
worden war, implizit anerkannt, wenn er sagt, 
die Reform könne „nicht mit Gewalt", sondern 
nur im Dialog realisiert werden. „Meine Me¬ 
thode," so de Robien, „ist die Absprache". Die 
Initiative hegt nun also wieder auf den Ver¬ 
handlungstischen der „repräsentativen" Spit¬ 
zenvertreter, wo auch schon mal daran er¬ 
innert wird, dass es sich um ein formell ver¬ 
abschiedetes Gesetz handelt - und „Gesetz ist 
Gesetz," so Vertreter der Gewerkschaft CFDT 
und der Regierungspartei UMP. Derzeit ist die 
Umsetzung des Projekts Fillon auf Eis gelegt - 
die entsprechenden Dekrete wurden auf un¬ 
bestimmte Zeit ausgesetzt. Das heißt aber 
auch, dass die Absichten des neuen Ministers 
unklar bleiben. Je näher aber der September 
2005 rückt, desto unwahrscheinlicher ist es, 
dass das Projekt Fillon noch in diesem Jahr 
Wirklichkeit wird; und so waren die Massen¬ 
proteste doch nicht vergebens. 

A propos nächstes Schuljahr: die Proteste 
sollen im September weitergehen, sogar noch 
umfassender. Aber es ist nicht das erste Mal, 
dass die Sommerferien zum Grab einer Bewe¬ 
gung werden. Mit ebenjener Parole hatte sich 
2003 die Niederlage der Lehrerinnen abge¬ 
zeichnet. Immerhin aber konnten nicht weni¬ 
ge Schülerinnen erste Erfahrungen in Selbst¬ 
organisation sammeln, war die Bewegung 
doch von souveränen Vollversammlungen ge¬ 
prägt, die politische Spaltungsversuche ab¬ 
wehrten und die Autonomie und Einigkeit der 
Bewegung bewahrten. 

R.E. 



In nomine et spiritu capitalisti: Europa! 

In der EU sollen soziale, Arbeiter- und Streikrechte massiv beschnitten werden. 


Im Vorfeld des Referendums über die 
europäische Verfassung analysierte die 
französische CNTjene Passagen, die 
Arbeit und Soziales betreffen. Im 
folgenden geben wir Auszüge daraus 
wieder. 

Auch wenn die Verfassung als solche 
vorerst gescheitert ist, bedeutet dies 
keineswegs, daß die politischen Ziele, die 
mit ihr umgesetzt werden sollten, nicht 
mehr verfolgt werden. Vielmehr steht zu 
erwarten, daß sie Schritt für Schritt auf 
herkömmlichem Wege erreicht werden 
sollen, wie es teilweise bereits geschehen 
ist. 

er Begriff vom Recht auf Arbeit taucht ein 
einziges Mal in der europäischen Verfas¬ 
sung auf (Art. III-213). Weit entfernt von ei¬ 
nem wirklichen Recht geht es dabei darum, 
eine Angleichung des Arbeitsrechts der ver¬ 
schiedenen Mitgliedsstaaten zu erreichen, 
ohne ein einheitliches europäisches Arbeits¬ 
recht zu schaffen. Ob sich diese Harmonisie¬ 
rung am höchsten oder niedrigsten Niveau 
orientieren soll, wurde nicht weiter ausge¬ 
führt. Der Artikel III-209, der den ökonomi¬ 
schen Wettbewerb als Priorität der Gemein¬ 
schaft und ihrer Mitglieder herausstellt, läßt 
vermuten, daß diese Harmonisierung sich 
nicht an einem arbeiterfreundlichen Niveau 
ausrichten dürfte. 


Dumping als Sozialpolitik 

In den europäischen Gipfeln - vor allem Lis¬ 
sabon 2000 und Barcelona 2002 - wurde ein 
Programm entwickelt, um Wettbewerb und so¬ 
zialen Frieden zu sichern, das als „europäi¬ 
sche Sozialagenda" bezeichnet wird. Das Prin¬ 
zip dieses Plans beruht auf der „Rückkehr zur 


Arbeit", wodurch Wohlstand für die Arbeiter 
und schließlich „Vollbeschäftigung"geschaf- 
fen werden sollen. Dies setzt niedrige Lohn¬ 
kosten und die Anpassung der Arbeiter an 
Marktbedürfnisse voraus. Dafür wird die Ar¬ 
beitszeit ohne Lohnausgleich verlängert und 
pro Jahr abgerechnet, während das Rentenal¬ 
ter auf 64 Jahre festgesetzt wird. Das Subun¬ 
ternehmertum wird gefördert, spezielle Tari¬ 
fe für Erwerbslosenarbeit eingeführt, wie z.B. 
„Plan RMA" in Frankreich oder 1-Euro-Jobs in 
Deutschland. Statt Bildungsurlaub sollen nur 
noch solche Fortbildungsmaßnahmen geför¬ 
dert werden, die sich ausschließlich nach den 
Interessen und Bedürfnissen des Betriebes 
richten. Die europäische Verfassung verleiht 
dieser Lissabon-Politik einen juristischen 
Status. Und sie erweitert diese Politik in Ar¬ 
tikel III-204 auf die Garantie eines freien 
Markts und eines uneingeschränkten Wettbe¬ 
werbs, während sie EU-weite Gesetze über Ar¬ 
beit (Art. III-207) ablehnt. Artikel 11-75 er¬ 
laubt außerdem ganz nebenbei die Ungleich¬ 
behandlung von Immigranten und europäi¬ 
schen Arbeitern. Die Bosse dürfen die Kon¬ 
kurrenz zwischen geschützten und unge¬ 
schützten Arbeitern weiter ausdehnen. Das 
Primat des freien Wettbewerbs taucht genau¬ 
so bei der Frage nach dem Kündigungsschutz 
auf. Wenn der Schutz vor unbegründeter Kün¬ 
digung in der Verfassung erwähnt wird, wird 
nicht definiert, was das genau bedeuten soll, 
und es sind keine strukturellen Wege und In¬ 
stanzen für solche Fälle vorgesehen. Im 
Gegensatz dazu wird im Artikel III-210-2 er¬ 
klärt, daß die EU-Mitglieder Lohnempfänge¬ 
rinnen schützen können, solange es nicht 
dem Arbeitsplatz und den existenziellen Be¬ 
triebsinteressen schadet. Das Arbeiterrecht 
wird in Europa auf niedrigstem Niveau ange¬ 


glichen und die Spaltung unter Immigranten 
und EU-Bürgern vertieft. 


Arbeiten, ohne zu murren, organi¬ 
sieren, ohne zu kämpfen 

Das Recht auf Arbeit wird in der Verfassung 
durch das „Recht zu arbeiten" ersetzt. Das 
Recht auf Arbeit wurde in der Erklärung der 
Menschenrechte von 1948, Artikel 23-1 defi¬ 
niert: „Jeder Mensch hat das Recht auf Arbeit, 
auf freie Berufswahl, auf angemessene und 
befriedigende Arbeitsbedingungen sowie auf 
Schutz vor Arbeitslosigkeit." Im Gegensatz 
dazu ist das Recht zu arbeiten keine Garantie, 
sondern lediglich das Recht, eine Arbeit zu 
suchen. Dadurch verschiebt sich die Verant¬ 
wortung für die Erwerbslosigkeit auf die Ar¬ 
beiter selbst. Das Recht auf Arbeit bedeutet 
nämlich, daß die Bosse verpflichtet sind, Ar¬ 
beit zu schaffen. So sind sie für die Arbeitslo¬ 
sigkeit verantwortlich. Das Recht zu arbeiten 
bedeutet aber, daß eine Stelle nicht vom An¬ 
gebot, sondern vom Suchen abhängig ist. Der 
Arbeitssuchende ist für sein Nichtbeschäf¬ 
tigtsein selbst verantwortlich. Die Konse¬ 
quenzen dieser rechtlichen Herabsetzung 
sind kaum abschätzbar. 

Die Verfassung schafft nicht nur ein Eu¬ 
ropa ohne Arbeiterrechte - dafür jedoch mit 
neuen Rechten für Unternehmer -, sondern 
zerstört die gesetzlichen Grundlagen heutiger 
Kampfmittel, die im besten Fall einen landes¬ 
weiten Status behalten oder ganz in Frage ge¬ 
stellt werden. Damit wird ein neues Bonzen- 
Konzept von „Sozialdialog" und „Sozialpart¬ 
nerschaft" (s. Art. III-210) eingeführt. Die Ar¬ 
beiterinteressen sollen durch Verhandlungen 
zwischen Gewerkschaften von Berufsfunktio- 
nären, die weit von der Basis und ihren Kämp¬ 


fen entfernt sind, und Arbeitgeberverbänden 
gewahrt werden. Solche Abkommen sollen 
unter Beobachtung der europäischen Kom¬ 
mission getroffen werden, die dabei das letz¬ 
te Wort hätte (s. Art. III-211). 

Das Recht zu streiken ist wiederum for¬ 
mell erwähnt, aber nicht garantiert bzw. nicht 
auf europäische Ebene angewandt. Dieser 
Kampfmodus, der häufig das einzige Macht¬ 
mittel bleibt, wird als extremer Ausnahmefall 
in einer Auseinandersetzung bezeichnet (s. 
Art. 11-88). Während eines Streiks dürfen die 
Arbeiter, die es möchten, Weiterarbeiten. Ein 
Streik ist zwar nicht ausdrücklich verboten, 
widerspricht aber dem Esprit der Verfassung. 
Außerdem wird der „Lockout" (das Recht, ei¬ 
nen bestreikten Betrieb zu schließen) als 
Recht bezeichnet, was in den meisten euro¬ 
päischen Ländern nicht anerkannt und in 
Frankreich sogar verboten war. Artikel III- 
210-1-f führt aus: „Die Union unterstützt und 
ergänzt zur Verwirklichung der Ziele des Arti¬ 
kels 209 (über soziale Grundrechte) die Tä¬ 
tigkeit der Mitgliedsstaaten in folgenden Be¬ 
reichen [...]: Vertretung und kollektive Wahr¬ 
nehmung der Arbeitnehmer- und Arbeitge¬ 
berinteressen, einschließlich der Mitbestim¬ 
mung, vorbehaltlich des Absatzes 6": „Dieser 
Artikel gilt nicht für das Arbeitsentgelt, das 
Koalitionsrecht, das Streikrecht sowie das 
Aussperrungsrecht". Amen. 

Endlich anerkennt der Artikel 11-72 die 
Vereins- und Versammlungsfreiheit für Ge¬ 
werkschaften, solange sie friedfertig bleiben. 
Eine Definition dieser Friedfertigkeit wird 
nicht gegeben. Schon heutzutage werden Ge¬ 
werkschaftskämpfe kriminalisiert. Es ist nicht 
zu bezweifeln, daß Syndikalisten davon be¬ 
sonders betroffen wären. 

CNT Frankreich, Syndikat Presse und 
Medien (SIPM) 

Übers, u. bearb.: Sylvie Chauvet, 
Matthias Seiffert 
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La casa e di chi l’abita 


Hausbesetzung in Modena 


D ie ständige Berichterstattung der Presse 
könnte natürlich auch darin begründet 
liegen, daß es in der 178.000-Einwohner- 
Stadt mit zwei Tageszeitungen ansonsten 
nicht so viel zu berichten gibt. So konnte 
Modena in letzter Zeit allerdings einen viel¬ 
fältigen Aufstand der „Gesellschaft gegen 
den Staat", so der Titel eines anarchistischen 
Plakats, erleben: vom Kampf gegen ein 
Autodrom für Schumacher und Ferrari, das 
den libertär-anarchistischen Raum Liberal 1 ) 
im Umland bedroht, über das Bürgerkomitee 
Modena-Nord gegen die Verdoppelung der 
örtlichen Müllverbrennungsanlage bis zur 
Hausbesetzung, um die es hier gehen soll.l 2 ) 
Die Initiative ging von den Betroffenen 
selbst aus, die von Bekannten wußten, die in 
besetzten Häusern leben, und die keine an¬ 
dere Alternative mehr sahen, als selbst zum 
Mittel der Besetzung von Wohnraum zu grei¬ 
fen. Mit diesem Anliegen wandten sie sich an 
die USI, die Schwesterorganisation der FAU 
in Italien, bzw. an deren Ortsgruppe in Mo¬ 
dena. Am 14. Mai erfolgte dann die Inbe¬ 
sitznahme eines Hauses, des nunmehrigen 
„Casa cantoniera occupata". Die USI schreibt 
in ihrem Kommunique dazu unter anderem: 
„Konfrontiert mit einer Politik, die kein 
Interesse daran hat, Lösungen zu finden, ist 
die direkte Aktion eine Möglichkeit, um das 
Problem sichtbar zu machen und in einigen 
Fällen auch zu lösen. Italiener, Ausländer, 
Junge und weniger Junge beugen sich Tag 
für Tag Wohnverhältnissen, die ihre Freiheit 
und Unabhängigkeit nicht respektieren. Es 
wird lamentiert, daß mit 30 oder 40 Jahren 
viele Italiener noch bei den Eltern wohnen 
oder daß Immigrantenfamilien zu zwanzigst 
in einem Haus leben, aber es wird dabei nicht 


bedacht, daß viele von ihnen keine Alterna¬ 
tive haben. Eigener Wohnraum ist ein Luxus 
für wenige." In Zahlen ausgedrückt, die ak¬ 
tuellsten sind leider noch von März 2000, 
sind 200.000 Familien - macht in etwa 


600.000 Personen - ohne Wohnung. Von die¬ 
sen 600.000 sind wiederum 500.000 Auslän¬ 
der, dabei ist allerdings von einer hohen 
Dunkelziffer auszugehen, da ohne Wohnung, 
ohne festen Wohnsitz auch von einer schwie¬ 


rigeren statistischen Erfassung auszugehen 
ist. Die Wohnungsnot hängt eng mit der all¬ 
gemeinen Verteuerung (Stichwort Euro-Um¬ 
stellung) und der Senkung und Entwertung 
der Löhne und Lohnersatzleistungen zusam¬ 
men. Auch das Stichwort „neue Arme" trifft 
zu, Menschen, die zwar Arbeit haben, aber 
von dieser nicht leben können, für die die 
Miete einen immer größeren Anteil an den 
Lebenskosten insgesamt ausmacht. In der 
Emilia Romagna leben 94.000 Familien von 
einem monatlichen Einkommen von 815 Euro 


für zwei Personen (davon 25.000 mit weniger 
als 600 Euro), während die durchschnitt¬ 
lichen Mietpreise auf dem Wohnungsmarkt 
sich um 725 Euro monatlich bewegen. In 
Modena selbst ist die Situation nicht besser: 


die Miete verschlingt zwei Drittel des durch¬ 
schnittlichen Einkommens eines Arbeiters. 
Da bleibt nicht viel übrig, um die Familie zu 
unterhalten. Zum Problem, wie man sich bis 
zum Ende des Monats durchschlägt, kommt 


noch, daß die Mietverträge oft vom Eigentü¬ 
mer nicht registriert werden oder für billiger 
deklariert werden, als Miete gezahlt wird. 

In dieser allgemeinen Situation befin¬ 
den sich die Besetzer des seit Jahren leer¬ 
stehenden Hauses in der Via Canaletto 211. 
Während die Medien daraufhin von Räumung 
schwadronierten, wurden die Neulinge im 
Viertel freundlich aufgenommen. Nachbarn 
kamen zu einem Palaver und zeigten Ver¬ 
ständnis für die Situation. Zur weiteren Kom¬ 
munikation zwischen den Besetzern und den 
Anwohnern wurde am Samstag, dem 21.5., 
ein Fest veranstaltet, das auch in der Presse 
angekündigt wurde. Somit stellte die Nach¬ 
barschaft kein Problem dar: Die Hoffnung 
der Unterstützer jedoch, daß die Besetzung 
bald auf eigenen Beinen stehen könnte, be¬ 
wahrheitete sich dagegen nicht. Da die Be¬ 
wohner allesamt werktätig waren bzw. die 
Kinder zur Schule gingen, blieb das Haus den 
halben Tag leer und musste von den Unter¬ 
stützern - also von der USI, den Anarchisten 
und Libertären von Libera und Sympathisan¬ 
ten geschützt werden. Jederzeit war jemand 
vor Ort. Auch die Hoffnung, zwei weitere Ba¬ 
sisgewerkschaften ins Boot zu holen, erfüll¬ 
te sich nur halb. Zwar waren Mitglieder auf 
den täglichen Versammlungen, aber diese 
konnten nicht zu einer öffentlichen Stel¬ 
lungnahme bewegt werden. Auch die Aus¬ 
länderbehörden machten Probleme und stat¬ 
teten den Tunesiern, die eine Aufenthalts¬ 
genehmigung besaßen, einen Besuch ab. Zu¬ 
dem verstieg sich der Bürgermeister (das 
kommunale Parlament wird von „Democrati- 
ca di Sinistra" dominiert (17 von 31 Sitzen), 
die u.a. von der Rifondazione Comunista ge¬ 
stützt werden) fast dazu, das Kind einer der 
Familien zu entführen, weil es ein (noch nie 
angewandtes) Gesetz gibt, daß jeder Bürger 
ein Kind mitnehmen kann, wenn sich dieses 


in einer Gefahrensituation befindet, was in 
einem besetzten Haus im Fall der Räumung 
der Fall gewesen wäre. Um zu vermeiden, das 
Sorgerecht für das Kind zu verlieren, blieb es 
jetzt meist mit der Mutter außerhalb des Ge¬ 
ländes. Dies heizte natürlich unter den Be¬ 
setzern auch die Diskussion um eine bevor¬ 
stehende Räumung an. Genauso wie die 
Briefbombe, die angeblich von den „Anar- 
choinsurrektionalisten" an ein hohes Tier 
des CPT Modena (Centri di permanenza tem- 
poranea - Abschiebelager) verschickt wurde. 
Dies war der letzte Anschlag einer ganzen 
Serie, die sich gegen das Abschiebelagersy- 
stem richteten, woraufhin in ganz Italien, 
auch in Modena, Wohnungen durchsucht, ei¬ 
nige Anarchisten, darunter Aktivisten des 
Anarchist Black Cross, inhaftiert und in den 
Modeneser Zeitungen nun zweimal von „gli 
anarchici" gesprochen wurde, einmal als Ter¬ 
roristen und einmal als Hausbesetzer. Die 
Presse zeigte allerdings genügend Differen¬ 
zierungsvermögen um beides nicht in einen 
Topf zu werfen. Nichtsdestotrotz war unter 
den Besetzern eine gewisse Anspannung 
wegen der Geschehnisse zu bemerken. So 
gingen die Tage ins Land, die Presse schwa¬ 
dronierte über baldige Räumungen "heute 
oder morgen" und die Versammlung der Be¬ 
setzer bot an, die Besetzung aufzugeben, 
sollten für die beiden Familien und den Stu¬ 
denten Alternativen gefunden werden, da¬ 
mit sie nicht in überfüllten Wohnungen oder 
in ihren Autos übernachten müssten. Darauf 
gab es keine Reaktion, bis es dann am Mor¬ 
gen des 31. März dann soweit war: die Stadt¬ 
regierung, die lange Zeit gezögert hatte. 



griff zu den Waffen und schickte über 60 Car- 
abinieri und andere Polizeieinheiten, um den 
Besetzern eine Kostprobe ihrer Macht zu lie¬ 
fern. Trotz der Bereitschaft der Anwesenden, 
die sich aufs Dach geflüchtet hatten und 
mittels Megaphon die Besetzung verteidig¬ 
ten, das Haus freiwillig zu verlassen, mussten 
die Ordnungskräfte die Tür gewaltsam auf¬ 
brechen. Die Alternative der demokratischen 
Linken und reformierten Kommunisten die¬ 
ser Stadt war es, Wohnungslose auf die Stra¬ 
ße zu setzen und 19 Leute dafür anzukla¬ 
gen, ein leerstehendes Haus besetzt und das 
Recht auf eine Wohnung für alle gefordert zu 
haben! In Solidarität gingen zahlreiche 
Schreiben, unter anderem auch von der FAU, 
ein, und am Samstag, dem 11.6., über zwei¬ 
hundert Leute auf die Straße. Die Häuser de¬ 
nen, die drin wohnen und nicht denen, die 
damit Profit machen wollen! 

(1) www.libera-unidea.org (auch Infos zur 
USI, zur Hausbesetzung und anderer Initia¬ 
tiven) 

( 2 ) Eine allgemeinere Darstellung ist für die 
nächste Ausgabe der Direkten Aktion ge¬ 
plant. 



In Modena, Land der Motoren, ist die einzige Lösung der DS (Democratica di Sinistra) für das Wohnungsproblem... 
... in Autos zu übernachten! 



Elend und Wut 

Demonstration am Ort der Katastrophe — Die im Stich gelassenen 


E s wurde sehr emotional, als Hunderte 
von Arbeiterinnen aus der Beklei¬ 
dungsindustrie bei einer Demonstration am 
Ort des eingestürzten Fabrikgebäudes von 
Spectrum Garments auf ihre verletzten Kol¬ 
leginnen und Angehörige der Toten und 
Vermissten trafen. 

Die Beschäftigten von Shahriar und 
Spectrum Garments, beides Betriebe der¬ 
selben Eigentümer, verlangten die soforti¬ 
ge Bezahlung ausstehender Löhne sowie 
angemessener Abfindungen für die Ange¬ 
hörigen der toten, vermissten und verletz¬ 
ten Arbeiterinnen. 

Man muss davon ausgehen, dass beim 
Einsturz des Fabrikgebäudes in der Nacht 
zum 11. April 2005 ingesamt 112 Arbeiter¬ 


innen ums Leben kamen, auch wenn 36 
von ihnen unter den Trümmern nicht mehr 
gefunden werden konnten. 200 Beschäf¬ 
tigte wurden verletzt. Damit hat dieser Ge¬ 
bäudeeinsturz mehr Todesopfer gefordert 
als jeder andere in der Geschichte Bangla¬ 
deschs. 

Die beiden Betriebe wurden unverzüg¬ 
lich geschlossen. Damit verloren über 6.000 
Menschen ihren Job. Die Bezahlung der 
Löhne von zwei Monaten und der Über¬ 
stunden von drei Monaten steht noch aus. 

Kolleginnen, die sich seit über einein¬ 
halb Monaten nicht gesehen hatten, und 
Angehörige der Opfer umarmten sich unter 
Tränen. Viele Beschäftigte, in der Mehrzahl 
Frauen, erinnerten an ihre Freundinnen, 


die viel zu früh ums Leben gekommen wa¬ 
ren, als die Fabrik, die sie ernährt hatte, 
wie ein Kartenhaus einstürzte. 

In Redebeiträgen der Kundgebung be¬ 
richteten die Angehörigen der Opfer und 
die arbeitslosen Beschäftigten von ihrer 
elenden Situation: Viele beklagten, dass sie 
ganze Tage lang nichts zu essen haben. 
Viele leben inzwischen auf der Straße, weil 
sie das Geld für die Miete nicht mehr auf¬ 
bringen können und deshalb von ihren Ver¬ 
mietern vor die Tür gesetzt wurden. Am 
schlimmsten sind die verletzten Arbeiter¬ 
innen betroffen, da sie sich Medikamente, 
Arztbesuche etc. nicht leisten können. 

Die Sprecherinnen beklagten, dass sie 
von Regierungen und Hilfsorganisationen 
in ihrem aktuellen Elend vollständig allein 
gelassen werden. Darüber hinaus berichte¬ 
ten sie, dass skrupellose Händler und La¬ 
denbesitzer nun versuchen, von den Ange¬ 
hörigen der Toten und Verletzten hohe an¬ 
gebliche Schulden einzutreiben, wogegen 


diese sich nicht mehr wehren können. 
Gleichzeitig sind alle Händler dazu überge¬ 
gangen, den betroffenen Familien nichts 
mehr auf Kredit zu verkaufen, weil sie be¬ 
fürchten, dass Geld später nicht zurück zu 
bekommen. 

Um in dieser Situation Erleichterung zu 
schaffen, fordern die Arbeiterinnen, müs¬ 
sten Regierung und Fabrikmanagement 
sorgen für: 

- die sofortige Zahlung ihrer Löhne vom 
März und April 

- die Entschädigung der Opfer nach dem 
(strengeren) „Gesetz für schwere Unfälle" 

- die kontinuierliche Weiterzahlung der 
Löhne und eine Arbeitsplatzgarantie 

- eine angemessene medizinische Versor¬ 
gung der Verletzten. 

Die Arbeiterinnen und Sprecherinnen 
der Gewerkschaft NGWF kündigten den 
Start einer größeren Bewegung an, falls 
diese Forderungen der Beschäftigten nicht 
innerhalb von 15 Tagen erfüllt werden. 


Frankreich: Sozialer 
Protest und staatliche 
Repression 

Die französische Post 
suspendiert 14 

Gewerkschafterlnnen und klagt 
sie wegen „Geiselnahme" an. 

In den letzten drei Jahren hat 
sich die französische Regierung 
immer wieder geweigert, über 
diverse wunde Punkte mit sich 
reden zu lassen. So 
beispielsweise im Jahr 2003, als 
es riesige Versammlungen und 
andere Proteste gegen die Pläne 
einer Reform der Pensionen und 
Renten gab. Stattdessen hat die 
Regierung eine selbstgerechte 
Haltung angenommen und die 
Polizei zum Eingreifen 
aufgefordert. 

Mittlerweile hat die Regierung 
vor dem Hintergrund eines seit 
mehr als vier Monaten 
andauernden Kampfes der 
Schülerinnen - deren legitime 
Forderungen von Eltern und 
Lehrerinnen unterstützt werden 
- die Anzahl der brutalen 
Polizeiübergriffe und der 
Verhaftungen vervielfacht. Der 
Dialog mit den Behörden 
besteht in der Zerschlagung von 
Demonstrationen und der 
Ignoranz gegenüber den 
Forderungen der Schülerinnen. 
Der Staat geht derzeit nicht nur 
gegen die Schülerinnen massiv 
mit juristischer und anderer 
Repression vor. In Bordeaux 
kündigte die Verwaltung in der 
letzten Woche den Kahlschlag 
von 48 Jobs in einem der 
dortigen Postverteilungszentren 
an. Die Gewerkschaften riefen 
am 26. Mai zu Protesten 
dagegen auf. Die herbeizitierte 
Polizei nahm neun 
Arbeiterinnen fest, darunter 
drei Gewerkschafterlnnen der 
CGT und zwei der SUD. Die 
Verwaltung beantragte 
umgehend Schnellverfahren 
gegen fünf Arbeiterinnen und 
gegen die Gewerkschaften CGT, 
CNT und SUD. Sie warf den 
Beschuldigten „Geiselnahme" 
vor. Der zuständige Richter wies 
diese Anschuldigungen der 
Postverwaltung am 27. Mai 
zurück. 

Trotz des für sie negativen 
Urteils hat die Verwaltung 
insgesamt 14 Arbeiterinnen bis 
zum Ende eines eingeleiteten 
Disziplinarverfahrens mit 
sofortiger Wirkung suspendiert. 
Alle 14 sind Mitglieder der CGT, 
CNT und SUD, gegen alle wurden 
schwere 

Schadenersatzansprüche 
erhoben. Seit dem 29. Mai 
befindet sich das 
Verteilungszentrum in einem 
unbefristeten Streik. 

In den letzten Tagen fanden in 
Dutzenden von 
Postverteilungszentren in 
Frankreich Versammlungen und 
kurzfristige Streiks statt. Die 
Föderation der Postsyndikate 
der CNT (CNT-PTT) ruft 
mittlerweile zu einem 
Generalstreik bei der Post auf. 
Die CNT bittet um Unterstützung 
für die Streikenden. Kontakt 
über ptt.paris@cnt-f.org 
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Athen im Mai 

Anarchistischer Widerstand gegen staatliche Repression 


A m 17. November 1973 schoss die da¬ 
mals in Griechenland herrschende Mi¬ 
litärdiktatur den Studenten- und Arbeiter¬ 
aufstand, in dessen Verlauf das Polytech¬ 
nikum in Athen besetzt worden war, brutal 
zusammen. Unter starkem Druck stehend, 
trat die Junta nur wenige Monate später 
mit Ausbruch der Zypernkrise zurück. An 
der Polytechnischen Hochschule wurde 
seitdem nie wieder scharf geschossen und 
das Hochschulasyl, welches der Polizei das 
Betreten von Universitätsgelände verbie¬ 
tet, gilt nicht zuletzt auf Grund der Ereig¬ 
nisse von 1973 als schützenswerte demo¬ 
kratische Errungenschaft. 

Am Abend des 10. Mai trafen sich etwa 
100 Anarchistinnen im Polytechnikum, um 
über die in letzter Zeit zunehmenden Nazi¬ 
übergriffe und das weitere Vorgehen dage¬ 
gen zu diskutieren. Seit Februar waren 
wiederholt Menschen bei rechtsextremen 
Angriffen durch Messerstiche verletzt wor¬ 
den. Zuletzt hatten Nazis ein seit 1988 be¬ 
setztes Haus angegriffen. 

Zum gleichen Zeitpunkt fand in einem 
anderen Raum der Hochschule eine Buch¬ 


vorstellung statt, an der ehemalige Wider¬ 
standskämpfer, Besetzerinnen des Poly¬ 
technikums von 1973, etliche Politiker und 
die Ex-Minister Venizelos und Verelis der 
im letzten Jahr abgewählten sozialdemo¬ 
kratischen Pasok-Regierung teilnahmen. 
Die polizeilichen Personenschützer, mit 
Dienstwaffen, befanden sich bei den Fahr¬ 
zeugen auf dem Universitätsgelände, was 
strikt verboten ist und nicht unbemerkt 
blieb. Der Aufforderung einiger Anarchi¬ 
sten, sofort das Gelände zu verlassen, kam 
einer der Beamten nach. Der zweite, Chri- 
stophoros Patsias, zog jedoch, nachdem 
sein Wagen mit Steinen beworfen wurde, 
die Waffe, gab zunächst 7-8 Schüsse in die 
Luft ab, um in der Folge mit dem Ruf „euch 
knall' ich ab" weitere 6-7-mal gezielt auf 
Personen zu schießen. Dabei wurde ein 
Mann am Knie verletzt. In der Folge eska¬ 
lierte die Situation. Barrikaden wurden er¬ 
richtet, der Wagen des Beamten angezün¬ 
det, um die Universität aufgezogene MAT- 
Einheiten (vergleichbar SEK) feuerten mit 
Tränengasgranaten. Die schnell mobilisier¬ 
ten 500-600 Anarchistinnen besetzten das 
Polytechnikum und hinderten die etwa 120 
Besucherinnen der Buchvorstellung, das 
Gebäude zu verlassen. Erst nach einem Ver¬ 
handlungsmarathon von über 10 Stunden 
und der Erfüllung aller Forderungen der 
Anarchistinnen endete im Morgengrauen 
die - in der Presse als „Geiselnahme" be- 
zeichnete - Festsetzung der Prominenten. 
Die MAT-Einheiten mussten sich zurük- 
kziehen, den Besetzerinnen wurde der freie 
Abzug garantiert, und das Rektorat der 
Hochschule verurteilte die Polizeischüsse. 
Um zu verhindern, dass der schießende Be¬ 
amte - wie so viele vor ihm - straffrei aus¬ 
geht, wurde außerdem die Bekanntgabe 
seines Namens durchgesetzt. 

In der griechischen Öffentlichkeit 
überwog am nächsten Tag eine Art belu¬ 
stigtes Staunen und Anerkennung für das 
entschlossen-besonnene und berechtigte 
Vorgehen der Anarchistinnen gegenüber 
Polizei und den ehemals Aufständischen, 


die heute den Staat repräsentieren. Als „in¬ 
dividuellen Fehler" und „verrückt" be- 
zeichnete die Polizeiführung das Verhalten 
des Beamten in einer Erklärung. 

„Faschisten stechen Menschen ab, die 
Demokratie schießt", war am nächsten Tag 
auf einem Transparent am Polytechnikum 
zu lesen. 

Die Wogen hatten sich gerade geglät¬ 
tet, als zwei Tage später Anarchistinnen 
eine zum Objektschutz abgestellte MAT- 
Einheit in der zentral gelegenen Trikoupis- 
Straße angriffen, die Beamten vertrieb und 
die Ausrüstung einer Polizeiwanne „be¬ 
schlagnahmte". Schilder, Helme, Gasma¬ 
sken, Knüppel und sechs Molotowcocktails 
wurden am 15. Mai auf Indymedia Athen, 
unter der schadenfrohen Überschrift 
„Schweine oder Hasen?", von einer ver¬ 
mummten Männergruppe in Siegerpose 
präsentiert. Die Aktion sei eine Antwort auf 
die Schüsse vom 10. Mai. 

Die Revanche für diese zweite Polizei¬ 
pleite innerhalb weniger Tage folgte umge¬ 
hend. 

Eine am 19. Mai auf Grund der Nazi¬ 


übergriffe stattfindende antirassistische 
Demonstration war mit knapp 3000 Teil¬ 
nehmerinnen eine der größten anarchisti¬ 
schen Mobilisierungen der letzten Jahre. 
Nach deren Ende kam es jedoch bei Stra¬ 
ßenschlachten zu Hetzjagden und Massen¬ 
verhaftungen rund um den Exarchia-Platz. 
Im Verlauf der mit Misshandlungen ver¬ 
bundenen Festnahmen wurden unter ande¬ 
rem die Gäste zweier Cafes mitsamt den an¬ 
wesenden Cafebesitzern verhaftet. Eine So¬ 
lidaritätskundgebung am Knast wurde in 
der gleichen Nacht von der Polizei zer¬ 
schlagen. 

Die 110 vorläufig Festgenommenen 
wurden im Laufe von 36 Stunden auf freien 
Fuß gesetzt. Gegen 19 Personen ist Ankla¬ 
ge erhoben, 13 von ihnen sehen sich mit 
Straftatbeständen konfrontiert. 

In den folgenden Wochen kam es zu 
Demonstrationen gegen Polizeiwillkür und 
mehreren kleineren Brandanschlägen. 

Den politischen Hintergrund der Aus¬ 
einandersetzungen leugnend, fabulierte 
sich ein Teil der Presse eine „Privatfehde 
zwischen Polizei und Anarchisten" herbei. 
Das Athener Klatschblatt Espresso titelte 
Ende Mai „Die Anarchisten dürstet es nach 
Polizistenblut". 

Eher wahrscheinlich scheint nach ei¬ 
nem Vorfall vom 9. Juni, dass es parastaat¬ 
liche Zirkel nach Blut dürstet. An diesem 
Tag wurde der Anarchist Giorgos Merisiotis 
auf seinem Moped einige Zeit von einem 
Motorradfahrer mit großer Honda verfolgt 
und beim folgenden Überholmanöver mit 
einem Tritt vor ein entgegenkommendes 
Taxi gestoßen. Merisiotis wird bei der Kol¬ 
lision verletzt. Anarchistische Gruppen in 
Athen sprechen von einem Mordanschlag. 
Sie verweisen darauf, dass Merisiotis nur 
drei Tage zuvor als Prozessbeobachter im 
laufenden ELA-Verfahren von einem „Anti¬ 
terrorkommando" im Gerichtssaal verhaf¬ 
tet wurde - angeblich um ihn wegen eines 
alten Verfahrens zu vernehmen. 

Rolf Dreis, Athen 
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Nachrichten von der Klassenfront 


Finnland: Harter Arbeitskampf in der Papierindustrie 

In der finnischen Papierindustrie, die rund ein Drittel der gesamten Exporterträge des 
Landes ausmacht, findet aktuell ein erbitterter Arbeitskampf statt. Arbeiter und Gewerk¬ 
schaften fordern Lohnerhöhungen und Freizeitausgleich dafür, dass die Papierkonzerne 
verlangen, dass auch an Weihnachten und Mittsommer gearbeitet werden soll. Außerdem 
wollen die Konzerne die Lohnfortzahlung bei Krankheit kürzen. Nachdem die großen Pa¬ 
pierkonzerne, u.a. Stora Enso und UPM-Kymmene, lediglich eine elfstündige Reduzierung 
der Jahresarbeitszeit angeboten hatten, kam es Anfang Mai zu einer zweiwöchigen Wel¬ 
le von gewerkschaftlichen und wilden Streiks in der Papierindustrie. Am 18. Mai began¬ 
nen Stora Enso und UPM-Kymmene daraufhin mit Aussperrungen und schlossen mehrere 
Werke. Verhandlungen wurden am 25. Mai nach kurzer Zeit abgebrochen und sollten An¬ 
fang Juni fortgesetzt werden. In finnischen Wirtschaftskreisen fürchtet man, dass sich 
der Arbeitskampf noch mindestens bis Ende Juni hinziehen könnte, und dass er gravie¬ 
rende Auswirkungen auf die gesamte Wirtschaft des Landes haben könne. Am 6. Juni fand 
ein eintägiger Solidaritätsstreik im Baugewerbe statt. Zu Beginn des Streiks hatten die 
Gewerkschaften in den schwedischen Werken des Multis Stora Enso angekündigt, dass sie 
ab Mitte Mai Überstunden in den zehn schwedischen Papiermühlen des Konzerns ver¬ 
weigern würden. Auch in Schweden fürchtet man, dass Stora Enso Gehaltskürzungen und 
Arbeitszeitverlängerungen durchsetzen will. Der Betriebsrat im Stora-Enso-Werk im ba¬ 
dischen Karlsruhe hingegen wußte Anfang Juni noch nicht einmal, dass die finnischen 
Kolleginnen sich im Streik befinden. 

Irland: Kratzbürstige Reinigungskräfte 

Am 15. Mai traten die Arbeiterinnen, die im Waterford Regional Hospital in Limerick put¬ 
zen, in einen wilden Streik. Tags darauf schaltete sich die Gewerkschaft ein und traf ein 
Abkommen mit der Geschäftsleitung, woraufhin der Streik beendet wurde. Die Arbeiter¬ 
innen sind nicht direkt beim Krankenhaus, sondern bei einer Reinigungsfirma beschäf¬ 
tigt, die einen Vertrag mit dem Krankenhaus hat. Bereits im April 2004 hatten die Arbei¬ 
terinnen gestreikt. Damals waren 130 von ihnen vom seinerzeitigen Subunternehmer, der 
Noonan Services Ltd., fristlos gefeuert worden, weil sie mehr Lohn forderten. Die kratz¬ 
bürstigen Arbeiterinnen brachen daraufhin einen neuntägigen wilden Streik vom Zaun, 
in dessen Folge sie ihre Forderungen durchsetzten, die Firma ihren Kontrakt verlor und 
alle Arbeiterinnen beim neuen Subunternehmer angestellt wurden. 

Pakistan: Streik gegen Privatisierung 

Ende Mai verschob die pakistanische Regierung den geplanten Verkauf von 26% der An¬ 
teile der staatlichen Telefongesellschaft PTCL. Vorausgegangen war ein Streik der Telekom- 
Beschäftigten gegen die geplante Privatisierung und die damit verbundene Jobvernich¬ 
tung. Um die Streikenden einzuschüchtern, soll der pakistanische Geheimdienst ISI den 
Gewerkschafter Malik Maqbool Hussain entführt haben. Daraufhin traten mehr als 8.000 
Arbeiterinnen in den Ausstand. Kurz darauf verkündete die Regierung, dass das Bieter¬ 
verfahren, an dem u.a. SingTel, China Telecom, Telecom Malaysia, TurkCell und die ägyp¬ 
tischen Almal-Gruppe beteiligt sind, zunächst bis Ende Juni ausgesetzt wird. 

Israel: Wilder Streik bei der Gasversorgung 

Anfang Juni traten Arbeiterinnen beim israelischen Gasversorger Pi Glilot in Ashdad, Be- 
’er Sheva und Jerusalem in einen wilden Streik. Der Streik ist die Antwort der Beschäf¬ 
tigten auf die Weigerung der Firmenleitung, vor dem Hintergrund geplanter Privatisie¬ 
rungen mit ihnen zu verhandeln. 

Israel: Wir können auch anders... 

Hunderte von Beschäftigten der israelischen Rüstungsindustrie blockierten Anfang Juni 
die Ausfahrt vom Geha-Highway zum TAAS-Magen-Werk. Das wäre vielleicht nicht weiter 
ungewöhnlich bei den recht streikfreudigen israelischen Arbeiterinnen. Dass sie für ihre 
Blockade allerdings Panzer, gepanzerte Fahrzeuge und Raketenwerfer verwendeten, sorg¬ 
te für einige Aufregung. Denn obwohl das Streikkomittee umgehend versicherte, man habe 
nicht vor, die Autobahn selbst zu blockieren und im übrigen hätten die Panzer keine Gra¬ 
naten an Bord, bildete sich ein erquicklicher Stau auf dem Highway. Die Blockade rich¬ 
tete sich u.a. gegen Verzögerungen bei der Zahlung ausstehender Löhne und die Nicht¬ 
zahlung von Renten in Folge der finanziell angeschlagenen Situation der Rüstungsfirma. 
Die Arbeiterinnen entschlossen sich zu ihrer gepanzerten Protestaktion, nachdem meh¬ 
rere Treffen mit den zuständigen Ministern abgesagt worden waren. 

Rumänien: Streiks im öffentlichen Sektor 

Rumänien erlebt derzeit eine Welle von Streiks im öffentlichen Sektor. Zunächst traten 
Mitte April mehr als 35.000 Arbeiterinnen bei der Post in einen zehntägigen Streik. Sie 
forderten eine Lohnerhöhung von rund 16%. Der durchschnittliche Lohn bei der Post be¬ 
trägt derzeit ca. 6,3 Millionen Lei, das sind umgerechnet 175 Euro pro Monat. Die Fir¬ 
menleitung machte ein Angebot von 3% und verwies darauf, dass mehr nicht möglich sei, 
weil die rumänische Post in Folge eines Abkommens zwischen Regierung und Interna¬ 
tionalem Währungsfond einer besonderen Überwachung unterliege. Anfang Juni traten 
dann die Lokführer der rumänischen Bahngesellschaft CFR in einen unbefristeten Streik 
und forderten 10,7% mehr Lohn. 

Irak: Philippinische US-Beschäftigte streiken 

Ende Mai traten 300 philippinische Arbeiter im US-Camp Cooke in der Provinz Taji im Irak 
in einen Streik. Kurz darauf schlossen sich mindestens 500 weitere Arbeiter aus Indien, 
Sri Lanka und Nepal dem Streik an. Die Arbeiterinnen forderten u.a. bessere Sicher¬ 
heitsmaßnahmen, nachdem zuvor mehrere Zivilbeschäftigte bei Anschlägen ums Leben 
gekommen waren. Die US-Armee betreibt die Infrastruktur ihrer Camps im Irak im we¬ 
sentlichen mit zehntausenden von asiatischen Kontraktarbeitern. So arbeiten allein mehr 
als 6.000 Filipinos für die US-Armee. Die Kontraktarbeiter werden von Prime Projects 
International (PPI) im Auftrag von Kellogg, Brown & Root (KBR) hauptsächlich in asia¬ 
tischen Ländern angeheuert. KBR ist eine Tochterfirma der Halliburton Company, deren 
Ex-Chef der US-Vizepräsident Dick Cheney ist. Ähnlich wie die US-Soldaten sind auch die 
Zivilbeschäftigten permanent Ziel von Angriffen irakischer Aufständischer. Obwohl die 
US-Regierung sich weigert, statistische Daten über die Verluste von ausländischen 
Kontraktbeschäftigten zu erheben, wird geschätzt, dass deren Zahl die monatlichen mi¬ 
litärischen Verluste der US-Army (derzeit im Schnitt 50-80) noch übersteigt. PPI hat als 
Reaktion auf den Ausstand gedroht, die streikenden Arbeiter mit zwei Charterflügen via 
Dubai auf die Philippinen ausweisen zu lassen. 
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„Internationale en miniature 11 

„Die großen Streiks" I: Der Migrantenstreik von McKees Rocks 1909. 


M cKees Rocks - ein Name, der sich für My¬ 
then geradezu anbietet - ist eine nahe 
Pittsburgh (Pennsylvania) gelegene Stadt, die 
zum Synonym für den Auftakt eines neuen 
Kampfzyklus der amerikanischen Arbeiterklas¬ 
se wurde. Im Sommer 1909 vollzog sich im Her¬ 
zen der nordamerikanischen Stahlindustrie ein 
45 Tage dauernder Arbeitskampf, der in zweier¬ 
lei Hinsicht das Prädikat „historisch" verdient: 
zum einen gab er der tragischen Entwicklung 
der amerikanischen Arbeiterklasse eine neue 
Wendung und leitete eine neue Offensivphase 
der Arbeiterbewegung ein; zum anderen mar¬ 
kiert er den endgültigen Aufstieg der Indu¬ 
strial Workers of the World (IWW), die in diesem 
Streik zum maßgeblichen Faktor wurden und in 
den Folgejahren die Speerspitze der amerika¬ 
nischen Arbeiterbewegung bildeten. 


U.S. Steel - Arbeiterfresser Nr. I 

Um 1904 gelobte das Management der U.S. 
Steel Corporation, des damals mächtigsten 
Konzerns der Welt, die Gewerkschaften aus je¬ 
dem seiner Werke zu vertreiben. Es hielt Wort 
und führte vier Jahre lang massive Schläge ge¬ 
gen die organisierten Stahlarbeiter durch - de¬ 
ren relative Machtposition ohnehin in den letz¬ 
ten Dekaden durch Umstrukturierungsmaß¬ 
nahmen untergraben worden war -, bis deren 
Gewerkschaft innerhalb der American Federa¬ 
tion Labor (AFL) auf die niederschmetternde 
Mitgliederzahl von landesweit 8.000 ge¬ 
schrumpft war. Im Sommer 1909 erklärte sich 
der Konzern schließlich zum open shop: die 
Kampagne zur Durchsetzung des gewerk¬ 
schaftsfreien Betriebs schien geglückt. 

Die vom Konzern verfolgte Strategie war 
die konsequente Fortführung der Rationalisie¬ 
rungsoffensive, die unter der Federführung 
von Frederick Winslow Taylor ihre entschei¬ 
dende Richtung erlangte: der sogenannte Tay¬ 
lorismus entmachtete die Arbeiter im Kampf 
um Lohnhöhe, Arbeitsleistung und -tempo und 
erzielte eine Neuzusammensetzung der Beleg¬ 
schaften durch die Atomisierung des Arbeits¬ 
prozesses in kalkulierbare Segmente. Taylors 
Konzepte zur Erlangung der vollständigen Kon¬ 
trolle über den Produktionsprozess und die Ar¬ 
beiter wurden bei U.S. Steel besonders konse¬ 
quent umgesetzt. So wurde z.B. das Fließband 
in Werken von U.S. Steel bereits sechs Jahre 
früher als bei Ford eingeführt. 

Zwar ging mit dem weiteren Überflüssig¬ 
werden des klassischen Facharbeitertums eine 
Homogenisierung der Stahlarbeiter einher, 
doch zum einen wurde mit der Einführung neu¬ 
er Lohnsysteme und Antreiberhierarchien die 
Konkurrenz unter ihnen inszeniert, zum an¬ 
deren war das neu entstandene unqualifizier¬ 
te Massenproletariat in der Großindustrie nicht 
gewerkschaftlich organisiert, da die etablier¬ 
ten Gewerkschaften weiter an der vernehm¬ 
lichen Organisierung der sogenannten „Arbei¬ 
teraristokratie" festhielten. 

Alles in allem verfolgte das Unternehmen 
gezielt eine Politik der Belegschaftsaufspal¬ 
tung in verschiedene Statusgruppen, um sie 
von einer gemeinsamen Interessensartikula¬ 
tion abzuhalten. So war U.S. Steel z.B. durch 
den technisierten Produktionsprozess in der 
Lage, hohe Zahlen an Immigranten zu absor¬ 
bieren und nach Nationalität und Sprache ge¬ 
trennt zu beschäftigen. Diese stellten als an¬ 
gelernte oder ungelernte Arbeiter die große 
Mehrheit im Konzern, während die US-Ameri- 
kaner die selten gewordenen Facharbeiterposi¬ 
tionen besetzten. In ihren Streiks wurden die 
Migranten regelmäßig von den AFL-Gewerk- 
schaften im Stich gelassen, während diese sie 
sogar als „Gefahr nicht nur für die Eisen- und 
Stahlarbeiter, sondern für die gesamte Ge¬ 
werkschaftsbewegung" bezeichneten. 

Ein weiterer Mechanismus war die Kon¬ 
kurrenz um den Arbeitsplatz, die sich einerseits 
aus der entstandenen strukturellen Arbeitslo¬ 
sigkeit ergab und andererseits aus Verhältnis¬ 
sen, unter denen der „Preis" des Arbeiters be¬ 
liebig reduzierbar, und er selbst beliebig er¬ 
setzbar wurde. Dies bildete die Grundlage für 
das gegenseitige und von Unternehmern sy¬ 
stematisch geförderte Lohndumping und 
Streikbrechen. „Wir kaufen die Arbeit auf dem 


billigsten Markt", waren die programmatischen 
Worte des Konzernpräsidenten, der noch zy¬ 
nisch hinzufügte: „Wenn ein Mann nicht zu¬ 
frieden ist mit seiner Arbeit, seiner Arbeitszeit 
oder mit seinem Lohn, so ist es sein Privileg, zu 
kündigen." 


Das „Schlachthaus" zu McKees 
Rocks 

Bei der in McKees Rocks ansässigen Pressed 
Steel Car Company, einer Tochtergesellschaft 
von U.S. Steel und wichtiger Herstellerin von 
stählernen Eisenbahnwaggons, waren diese 
Verhältnisse besonders ausgeprägt. Innerhalb 
von zehn Jahren war die Einwohnerzahl des Or¬ 


tes durch die Einstellung von Migranten von 
7.000 auf 15.000 gestiegen - diese machten 
zwei Drittel der Bevölkerung aus und stellten 
die überwiegende Mehrheit unter den aus 
sechzehn Nationalitäten bestehenden 5.000 
Beschäftigten des Betriebs. Jahrelang waren 
die einheimischen und migrantischen Arbeits¬ 
kräfte gegeneinander ausgespielt worden, in¬ 
dem sich die jeweilige Gruppe den Eintritt in 
das Lohnverhältnis dadurch verschaffte, dass 
sie im Streik der anderen als Streikbrecher fun¬ 
gierte - eine Spirale, die das Lohnniveau im¬ 
mer weiter nach unten trieb. 

Unter der Leitung von Zeit- und Lohnex¬ 
perten wurden 1907/08 erneut Umstrukturie¬ 
rungen durchgeführt, die u.a. die Einführung 
der taktgebundenen Fließbandarbeit und des 
Gruppenakkords beinhalteten. In Folge wur¬ 
den die amerikanischen Facharbeiter in Kon¬ 
trolleurs- und Instandhalteijobs umgesetzt, 
was sowohl in Hinsicht auf Lohn und Arbeits¬ 
hierarchie die Spaltung zementierte. Die Fach¬ 
arbeiter stützten sich nun auf diesen „doppel¬ 
ten Arbeitsmarkt", sich ihr Arbeitsplatzmono¬ 
pol dadurch sichernd, dass sie - als letzter Rest 
gewerkschaftlich organisierter Arbeiter - 
„nicht die Maschinen, sondern die Immigran¬ 
ten angriffen." 

Demgemäß waren die allgemeinen Ar¬ 
beitsverhältnisse eine Tragödie: Leben und Ge¬ 
sundheit der Arbeiter wurden in solch scho¬ 
nungsloser Weise missachtet, dass die buch¬ 
stäblich mörderische Arbeitshetze und fehlen¬ 
de Schutzvorkehrungen zu einer äußerst ho¬ 
hen Zahl von Arbeitsunfällen führten. Im Werk, 
das unter den Arbeitern als „Schlachthaus" be¬ 
kannt war, starb durchschnittlich ein Mann 
pro Tag, der oftmals direkt in einem Verschlag 
verscharrt wurde. 

Dem Angriff auf Lohn und Arbeitsbedin¬ 
gungen entsprach der Angriff auf die Lebens¬ 
bedingungen. Getrennt von den Einheimischen 
wurden viele Migranten nahe der Fabrik in 
unternehmenseigenen Wohnungen kaserniert. 
Diese hatte in der Regel weder Wasserversor¬ 
gung noch Toilette und kosteten die Arbeiter 
bis zu einem Drittel des Lohns, was ihnen meist 
einfach direkt abgezogen wurde. Da die Woh¬ 
nungen dermaßen überfüllt waren, war es un¬ 
ter den Schichtarbeitern Brauch, sich rund um 
die Uhr in den Betten abzulösen. 


Schluss mit Kuschen 

Als sich im Sommer 1909 das Unternehmen 


nicht dazu bereit erklärte, Lohnkürzungen zu¬ 
rückzunehmen, die es während der Börsenpa¬ 
nik von 1907 verfügt hatte, und stattdessen 
die Löhne weiter senken wollte, legten zwi¬ 
schen dem 12. und 14. Juli alle Werksarbeiter 
- bis auf 500 - die Arbeit nieder und bewirk¬ 
ten die zeitweilige Schließung der Fabrik. Ein 
von Migranten gebildetes Streikkomitee wur¬ 
de alsbald von einem der amerikanischen Ar¬ 
beiter abgelöst. Dieses beschäftigte sich je¬ 
doch kaum mit den Streikaktivitäten selbst, 
sondern sammelte Spenden und warb um Sym¬ 
pathie. Ganz in alter AFL-Tradition - „Die Ge¬ 
werkschaft will keine Streiks, sie will euch nur 
organisieren" - schreckten die Einheimischen 
vor jedem Hauch an Radikalität zurück. 


Als schließlich die typische Unterneh¬ 
merantwort folgte, war das Streikkomitee völ¬ 
lig überfordert, angemessen auf die offene 
Konfrontation zu reagieren. Fabrikeigene Po¬ 
lizisten, die lokale Polizei und berittene „Ko¬ 
saken" - eine paramilitärische Truppe, die ei¬ 
gens zum Vorgehen gegen aufständische Ar¬ 
beiter geschaffen wurde - übernahmen die 
Aufgabe, Streikbrecher einzuschleusen und 
die Wohnungen der Streikenden zu räumen. 
Der Widerstand gegen die Wohnungsräumun¬ 
gen - hauptsächlich von den Frauen getragen 
- und die Kämpfe in den Wohngebieten for¬ 
derten die ersten hundert Verletzten und Ver¬ 
hafteten, während die Streikbrecher zu Tau¬ 
senden eingeschleust wurden. Angesichts die¬ 
ser Entwicklungen und der offensichtlichen 
Unfähigkeit des Streikkomitees beschlossen 
die Streikenden Anfang August, sich neu zu 
organisieren, und stellten Kontakt mit den 
IWW her. 


Wo gehobelt wird... 

Zusammen mit IWW-Organizern richteten die 
Arbeiter ein „Unbekanntes Komitee" ein, das 
für die Organisation eines militanteren Streiks 
zuständig war und einer „Internationale en 
miniature" glich. Ein erster Schritt bestand 
darin, regelmäßige Versammlungen auf einem 
ortsnahen Hügel abzuhalten, wo die allgemei¬ 
ne Strategie bestimmt, Informationen über 
den Streik gegeben und - vor allem - die ver¬ 
schiedenen Nationalitäten mittels Überset¬ 
zungen näher zueinander gebracht wurden. 
Somit bestimmten die Migranten den Charak¬ 
ter des Streiks und organisierten den Wider¬ 
stand - nun auf Gemeindeebene: „die Kinder 
traten in den Schulstreik, die Frauen vertei¬ 
digten die Werkswohnungen gegen Räumun¬ 
gen und die städtische Reservearmee von 2- 
3.000 Arbeitslosen schloss sich dem Streik an." 
(Bock) 

Das Unternehmen heuerte derweil über 
Agenturen Streikbrecher aus der Umgebung 
an. Um dies zu unterbinden, wurden neue 
Streikpostenketten und ein Beobachtungsnetz 
geschaffen. Zusätzlich schleuste sich eine 
Gruppe von Arbeitern als angebliche Streik¬ 
brecher in den Betrieb ein, um letztlich hun¬ 
derte tatsächliche Streikbrecher herauszuho¬ 
len. 

Als die Zusammenstöße mit den Kosaken 
im Häuserkampf wieder stärker wurden und es 
zu ersten Toten kam, gab das Komitee schließ¬ 


lich die Erklärung heraus, dass für jeden getö¬ 
teten Arbeiter ein Kosak getötet werde - eine 
Drohung, der Taten folgen sollten. Derweil hat¬ 
te Solidaritätspropaganda und Organisations¬ 
arbeit der IWW bewirkt, dass die Eisenbahner 
aller Linien, die nach McKees Rocks führen, 
sich mit dem Streik solidarisierten und den 
Transport von Streikbrechern verweigerten. In 
diesem Zusammenhang ereignete sich die Tö¬ 
tung eines Polizisten, der diese „unerhörten" 
Maßnahmen unterbinden wollte, in deren Fol¬ 
ge es zum „Blutigen Sonntag" kam, an dem elf 
Personen - darunter acht Streikende - getötet 
wurden. 


Ein Ende... 

In Anbetracht dieser Eskalation drängten nun 
Öffentlichkeit und Bundesregierung auf eine 
Lösung, worauf das Unternehmen am 7. Sep¬ 
tember seine Bereitschaft erklärte, auf einige 
Forderungen der Streikenden einzugehen. 
Dies umfasste eine sofortige Lohnerhöhung 
von 5 % und eine weitere Erhöhung von 10 % 
innerhalb von 60 Tagen; die Entlassung aller 
Streikbrecher und Wiedereinstellung der 
Streikenden sowie Einführung eines halben ar¬ 
beitsfreien Samstags und bedingte Abschaf¬ 
fung der Sonntagsarbeit. Zusätzlich waren die 
Schaffung von angemessenen Sicherheitsvor¬ 
kehrungen und die Senkung der Miete für die 
Kasernenwohnungen vorgesehen. 

Am 8. September endete der Streik, der 15 
Tote und 500 Verletzte gefordert hatte, mit der 
Annahme der Schlichtungsbedingungen. 
3.000 Streikteilnehmer kehrten nun als Mit¬ 
glieder einer neugegründeten Industriege¬ 
werkschaft an den Arbeitsplatz zurück: der 
International Car Builders' Union (ICBU) als 
Zweigorganisation der IWW. Allerdings erwie¬ 
sen sich die meisten Versprechungen als hei¬ 
ße Luft, weshalb die ICBU schon nach kurzer 
Zeit wieder Arbeitskämpfe bei Pressed Steel 
initiierte - darunter einer der ersten IWW-ty- 
pischen „Streiks am Arbeitsplatz". 

Und dennoch - trotz dieses bescheidenen 
Endes - ist der Streik von McKees Rocks von 
besonderer Bedeutung. 


... kann ein Anfang sein 

Als erste adäquate Antwort auf die neuen Klas¬ 
senverhältnisse im Zuge der kapitalistischen 
Rationalisierungsoffensive kann dieser Streik 
als „Revolution innerhalb der Arbeiterbewe¬ 
gung" betrachtet werden, da in seinem Ver¬ 
lauf zum ersten Mal wesentliche Spaltungen 
unter den verschiedenen Arbeitergruppen 
überwunden wurden. „Der Streik hat prophe¬ 
tischen Charakter", bemerkte eine reformisti¬ 
sche Zeitung und meinte damit die neuent¬ 
standene Kräftekonstellation, zu deren Aus¬ 
formung die IWW erheblich beitrugen. 

Für die IWW selbst stellt McKees Rocks ei¬ 
nen Wendepunkt in ihrer Geschichte dar. Zwar 
hatten sie sich bereits 1906 bei den Arbeits¬ 
kämpfen in Goldfield (Nevada) einen Namen 
gemacht, seit ihrer Gründung im Jahre 1905 
führten sie jedoch generell ein Schattenda¬ 
sein. Das Beispiel von McKees Rocks machte 
nicht nur aus der lokalen Arbeiterschaft über¬ 
zeugte „Wobblies", sondern ließ die Organisa¬ 
tion überregional zu einer ernstzunehmenden 
Kraft anwachsen. Dass sich der Angriff auf den 
bestreikten Stahlkonzern auch direkt gegen 
die vom Kapital forcierten Spaltungen unter 
den Arbeitern richtete - die grundlegende 
Idee einer Industriegewerkschaft -, lässt 
McKees Rocks als Prototyp des IWW-Streiks er¬ 
scheinen. Was hier sichtbar wurde, stellte eine 
Vorwegnahme späterer Erfahrungen dar - und 
inspirierte die lange Zeit ohnmächtig gewese¬ 
ne Arbeiterklasse. 

Angeblich „unwissende europäische Bau¬ 
ern", die sich in der IWW organisierten, gaben 
den Initialimpuls für einen vier Jahre dauern¬ 
den Aufstand der eingewanderten Arbeiter¬ 
klasse. Die Konfrontationen in der Streikwelle 
von 1909-13 gehören zu den gewaltsamsten 
der - ohnehin blutigen - nordamerikanischen 
Arbeitergeschichte. Und die Militanz der un¬ 
gelernten, migrantischen Arbeitskräfte - in¬ 
klusive der weiblichen außerhalb der Fabrik 
-, der Angriff auf die Arbeitsorganisation so¬ 
wie direkte Aktionen wurden die bestimmen¬ 
den Erscheinungen im Klassenkampf bis hin¬ 
ein in die Nachkriegszeit. 

Holger Mareks 



„Die großen Streiks" - 
die neue Serie 

Mit dieser Nummer beginnen wir 
eine Serie über herausragende 
Arbeitskämpfe in der 
Geschichte. Die geschilderten 
Streiks stehen dabei 
exemplarisch für die 
verschiedenen Dimensionen des 
Arbeitskampfs, vom Bummel- 
bis zum Generalstreik, von der 
Fabrikbesetzung bis zum 
Aufstand, vom Erfolg auf voller 
Linie bis zum totalen Scheitern. 
Im Vordergrund steht dabei 
weniger die historische 
Beurteilung, sondern vielmehr 
das Interesse vom heutigen 
Standpunkt aus. Wir meinen 
nämlich, daß man sehr wohl aus 
der Geschichte lernen kann. 
Z.B., wie man einen Streik 
gewinnt, oder aber mit 
wehenden Fahnen untergeht, 
wie vielfältig und 
unterschiedlich effektiv 
Aktionen sind und wie 
verschieden stark die Hebel 
sind, die man je nach Branche 
ansetzen kann und muß. 

Um welchen Streik es in der 
nächsten Ausgabe gehen wird, 
verrät Euch das Lösungswort 
des Rätsels auf der letzten 
Seite. Parallel zur Serie handelt 
es sich von nun an stets um den 
Namen einer Persönlichkeit, die 
im Zusammenhang mit dem 
Streik steht, der in der 
folgenden Nummer behandelt 
wird. 

Eure Redaktion „Zeitlupe" 


tö 

In nArb Auipai» I J/Wü 
+ R. JmdW: 

ad 

■V 

der Wahl isl jran 

- S 

egal*. flh*T Kijr-hnijf 

5 £ 

in 'C 

E 5 

_□ L-- 

lill 1 uL irihiii , Däl 

Ende Rcn-Gnin 

*■ r.G >'R«hle Kwiiq 

S a - 

r-j m i 

lifnULirjÜkrriiE-3 ?in 

O £ 

hiinifcmt'iii 

tf 

* AST: üModinm 

2 -» 
U lA 
2 £ 

Wequl in C 1 , 1 k, Jrrtny 

■ ncüiä Mannheim 

iZ. E“ - 

dichrl ge^iachi 

1 LI LU 

r-4 

*■ :.Snlk^:;ri;nni<.nrirn 


ran Mis;: ■i-i'lmiHM-:. 

Kampagne zur 
UnfwVützung [Je*- 

SOC in 4 p <&~ 
wächmauireßian 
*on Almerin «ca. 

"i-i l«n*nn- 
but PinhaeiArrplar 


PF 1Q 2G t2 

630*0 ÖFFEWACh 
Fern (Dfr?) 63 11 1A 

Mprt i i ad»£■ ■ □ nliit.-Jt 


Literatur zu McKees 
Rocks 

Bock, Gisela, Die andere 
Arbeiterbewegung in den USA 
von 1905-1922. Die Industrial 
Workers of the World, München 
1976. 

Brecher, Jeremy, Streiks und 
Arbeiterrevolten. Amerikanische 
Arbeiterbewegung 1877-1970, 
Frankfurt a.M. 1975. 

Dubofsky, Melvyn, We Shall Be 
All. A History of the IWW, New 
York 1969. 

Foner, Philip S., Die 
amerikanische 
Arbeiterbewegung von der 
Kolonialzeit bis 1945, Berlin 
1990. 


13 Nr. 170 Kultur 


Juli/fiugust 2005 


Seite 1 4 


KULTUR 6 UERILL 4 



Harry Pross: Lob der Anarchie 

Essaysammlung 


Zeitschriftentipp 

LOTTA 19 - antifaschistische 
zeitung aus nrw 
Der 18-seitige Schwerpunkt 
befasst sich anlässlich des 
anstehenden 60. Jahrestages des 
8. Mai mit dem Thema 
Geschichtspolitik. 60 Jahre nach 
der militärischen Befreiung vom 
Nationalsozialismus ist die 
Erinnerungspolitik, die Frage 
nach der Auseinandersetzung mit 
NS-Vergangenheit und Holocaust 
ein heißumkämpftes Feld. Gerade 
seit 1989 lässt sich eine 
Intensivierung von 
Geschichtspolitik feststellen, die 
den Unterschied zwischen Tätern 
und Opfern zunehmend 
verwischt, einen deutschen 
Opfermythos beschwört und das 
Selbstverständnis einer 
"erwachsenen, selbstbewussten 
Nation" propagiert. Ausserdem: 

Neonazismus im Raum 
Mönchengladbach, Der Würger 
von Stolberg, Landesüberblick 
Neonazismus in Bayern, DerNPD- 
Bundesparteitag 2004, NPD- 
Wahlantritt bei den NRW- 
Landtagswahlen, „Ordensge¬ 
meinschaft der 
Ritterkreuzträger", Razzia bei 
neonazistischer „Re-Enactment- 
Gruppe", Zeitsprung in Völkische: 

Das zehnte „Burgfest", 
Nazidemos am 9. November, ein 
Bericht über das anarcho- 
kapitalistische Blatt 
„eigentümlich frei" sowie 
RechtsRock-Splitter, Aufmarsch- 
Splitter und Kurzberichte. 64 
DIN-A4-Seiten. 
www.free.de/lotta 


A lle Jahre kommen sie heraus, die Bände 
von Sebastian Haffner. Mehr und mehr 
wird aus dem Nachlass des 1999 verstorbenen 
Meisteressayisten zum Druck gegeben und er¬ 
scheint in Massenauflage. Wer das nächste 
Nachlasswerk nicht abwarten kann, für den 
kommt auch eine lesenswerte Alternative in 
Frage, und zwar eine Essaysammlung zum 80. 
Geburtstag des Print- und Radiochefredak¬ 
teurs Harry Pross. Auf knapp 200 Seiten ver¬ 
teilen sich 20 Beiträge aus den Jahren 1968 
bis 1997, die Pross in renommierten Zeitungen 
und Radiokanälen veröffentlichte. 


Vorgestern zu gestern 

Mit Pross unternehmen wir eine Zeitreise 
durch das letzte Jahrhundert, wobei uns aus 
Geschichte, Politik, Philosophie, Literatur und 
anderen Sparten der Geisteskünste so man¬ 
cherlei geboten wird. Es werden sowohl Per¬ 
sonen als auch Epochen scharfsinnig in Be¬ 


ziehung gesetzt. Gustav Radbruch, Gustav 
Landauer, Martin Buber, Albert Camus, Tol¬ 
stoi, N. G. Tschernyschewiski, Herwarth Wai¬ 
den, Heinrich Heine, aber auch der Anarcho¬ 
syndikalist Augustin Souchy bekommen ein¬ 
zelne Unterkapitel. Über Souchy schreibt er 
u.a.: „Verläßlichkeit ging von ihm aus und 
Festigkeit." Die deutschen Programme nah¬ 
men von seinem Tode keine Notiz, im Unter¬ 
schied zum österreichischen Fernsehen. Pross 
zeigt sich „dankbar für diesen Zeitgenossen." 

Auch unabhängig von Einzelpersonen lie¬ 
fert uns Pross anschauliche Kapitel zur Zeit¬ 
geschichte, so über die Münchener Räterepu¬ 
blik oder die gesellschaftspolitischen Verhält¬ 
nisse der „Weimarer Zeit", und zeigt, dass sich 
der tradierte Untertanengeist bis in die Nach¬ 
kriegszeit erhalten hat: „Der bewaffnete 
Untertan, der die deutsche Katastrophe ,aus¬ 
geführt' hat, meldete sich wieder in der Ge¬ 
stalt des Polizisten Kurras, der den arglosen 
Studenten erschoß." Richtig, wir fühlen uns 


doch gleich an den gehorsamen Untertanen 
aus Heinrich Manns Epochenroman erinnert, 
der umjubelt von der Bourgeoisie auf wehrlo¬ 
se Arbeiter schießt. 

Was dieses Phänomen angeht, schließt 
das Buch mit einem Verweis auf den glänzen¬ 
den französischen Philosophen des 16. Jahr¬ 
hunderts, Etienne de la Boetie, der wie kaum 
ein anderer nach ihm den Geist „freiwilliger 
Knechtschaft" beschrieb und analysierte. 

Gestern und heute 

Kontinuitäten zur Nachkriegszeit zeigt Pross 
auch am Beispiel der Berufsverbote auf, die 
vom sozialdemokratischen Kanzler Willi 
Brandt 1972 initiiert wurden. „Erzwungene 
Konformität" habe es schon zu Zeiten des 
Augsburger Religionsfriedens, der Demago¬ 
genverfolgung, von Bismarcks Kulturkampf 
und der Sozialistengesetze gegeben. Dabei 
spart Pross die „Deutsche Demokratische Re¬ 
publik" nicht aus. In der Verbindung dieses 
Ungeistes mit dem Fortschreiten moderner 
Technik sieht er Orwells 1984 herannahen: „Es 
ist nur eine Frage der Zeit, bis die unter¬ 
schiedlichen, noch nicht integrierbaren Com¬ 


puter gleichgeschaltet werden können." Heu¬ 
te wissen wir es. Er verrät uns aus seiner ei¬ 
genen Praxis als Journalist und Chefredakteur 
in sehr ausführlichen Kapiteln auch, warum 
kommunistische Guerillagruppen wie die RAF 
von Politik und Medien stets als „Anarchisten" 
betitelt wurden, obgleich sie sich deutlich von 
jenen unterschieden. Ich möchte es an dieser 
Stelle nicht verraten, aber schon mal darauf 
hinweisen, dass hier Staatspolitik auf Kosten 
der Freiheit deutlich entlarvt wird. 

Wer Lesebücher mit geistreichen Essays 
liebt und für ruhige Stunden, beispielsweise 
fürs Zugabteil, noch etwas zum Schmökern 
sucht, dem sei dieses Büchlein ans Herz ge¬ 
legt. 

H. (FflU Bremen) 

Harry Pross: Lob der Anarchie - Erfahrenes 
und Erlesenes, Karin Kramer Verlag Berlin, 
ISBN 3-87956-290-3, 198 S., 18 EUR 
Als Ergänzung dazu ist vom Karin Kramer Ver¬ 
lag angekündigt: „... Lieber Harry, sitze in ei¬ 
ner Kloster- nicht in einer Knastzelle...". 
Briefwechsel zum Lob der Anarchie. Harry 
Pross und Bernd Kramer, ca. 74 S., ca. 10 
EURO 


Abel Paz und die Spanische Revolution 

Interviews und Vorträge 


vonnöten? Welche Faktoren erschwerten die 
Revolution? 

Wir erhalten hier differenzierte Auskünfte 


D ie acht Kapitel des 120 Seiten starken Bu¬ 
ches gliedern sich auf in vier Interviews, 
die Abel Paz in den letzten Jahren den Zeit¬ 
schriften le monde libertaire, Graswurzelrevo¬ 
lution, Terz und dem „Unabhängigen Radio Bo¬ 
chum" gegeben hat. Den Anfang machen das 
Vorwort der Herausgeber, eine kompetente Ein¬ 
leitung zum Thema Spanische Revolution und, 
der nötigen Übersicht halber, eine Zeittafel zu 
den wichtigsten Ereignissen dieses Zeitab¬ 
schnittes. 

Den Schluss bildet ein aufschlussreicher 
Vortrag von Abel Paz, gehalten in Münster im 
Jahre 2004, bevor wir im Anhang auf weiter¬ 
führende Literatur verwiesen werden. 

Wer neu in das Thema einsteigt, wird sich 
schnell zurechtfinden und leicht durch die Ka¬ 
pitel kommen, was auch der guten Übersetzung 
durch Ingo Saalfeld zu verdanken ist. Dass Abel 
Paz kein herkömmlicher, weitabgewandter Hi¬ 


storiker ist, macht er allerorten deutlich. In sei¬ 
nen Beiträgen spiegelt sich sein ganzes Leben 
wider, dass er, der 1921 geborene, dem Kampf 
gegen die Klassenherrschaft gewidmet hat. Er 
ist Zeitzeuge der Spanischen Revolution von 
1936 bis 1939, an der er als 15-jähriger teil¬ 
nahm. Wegen seiner Untergrundtätigkeit ge¬ 
gen den Francofaschismus verbrachte er viele 
Jahre im Gefängnis. 

Revolution und Kollektivierung 

Die inhaltlichen Schwerpunkte des Buches lie¬ 
gen in der Beschreibung des Kollektivierungs¬ 
prozesses während der Revolution. Die Kapita¬ 
listen und Pfaffen wurden entmachtet, und die 
Gesellschaft verwaltete sich komplett selber, in 
Stadt und Land. Der Staat wurde abgeschafft. 
Aber wie funktionierte diese Arbeiterselbstver¬ 
waltung? Wie wurde kollektiviert? War Geld 



darüber, und das Fazit lautet, dass die Revolu¬ 
tion nicht gescheitert, sondern lediglich mili¬ 
tärisch besiegt worden ist. Paz führt uns die 
praktischen Grundzüge der Revolution vor Au¬ 
gen: „Denn je stärker das Selbstwertgefühl des 
Volkes ist, desto schwächer wird die Macht des 
Staates. (...) Egal, ob man den Nachbarn mag 
oder nicht. Man eilt zur Hilfe. (...) So ist es 


auch in der Revolution. Leute, die sich vorher 
nicht kannten oder sich nicht mochten, kämp¬ 
fen mit einem Mal gemeinsam für eine Sache. 
Und diese Solidarität ist das wichtige an einer 
Revolution." Diese Feststellung ist weder Er¬ 
gebnis einer „empirischen Untersuchung" noch 
eine akademische Fußnotenleistung, diese 
Worte sind direkt aus dem Leben gegriffen und 
lassen sich in kleinerem Rahmen bei den unter¬ 
schiedlichsten Ereignissen, von Studenten¬ 
streiks bis hin zur Selbsthilfe bei Hochwasser, 
wiederfinden. 

Kenner der Ereignisse von 1936 bis 1939 
werden beim vorliegenden Buch allerdings we¬ 
niger fündig, was die Erweiterung ihres Er¬ 
kenntnishorizontes angeht. Hier dürfen wir uns 
auf die ins Deutsche übersetzte Autobiographie 
von Abel Paz freuen, welche in vier Teilen jedes 
Jahr ab 2005 beim Verlag Edition AV erscheinen 
wird. 

H. (FflU Bremen) 

Bernd Drücke, Luz Kerkeling, Martin Baxmey- 
er (Hrsg.): Abel Paz und die Spanische Revolu¬ 
tion. Interviews und Vorträge, Verlag Edition 
AV, 11.00 , 120 S., ISBN: 3-936049-33-5 



Die Entdeckung der Faulheit? 


xacptg ZaTTcmcFTai; 
Özgürlük Kahvesi 



S eit der Arbeitswahn immer verrücktere For¬ 
men annimmt und bei steigender Produkti¬ 
vität Zwangsdienste und Arbeitszeitverlänge¬ 
rungen Einzug halten, häufen sich die Publika¬ 
tionen, die dagegen Front machen und für Faul¬ 
heit und Müßiggang eintreten. „Manifest gegen 
die Arbeit", „Faulheit adelt", die Aufrufe der 
„Glücklichen Arbeitslosen" usw. Dass sich die¬ 
ser Trend nicht auf linskradikale Insiderpubli¬ 
kationen für ohnehin Überzeugte beschränkt, 
sondern auch die Bestsellerlisten erobert, ist 
zunächst einmal zu begrüßen. Der Erfolgstitel 
der französischen Autorin Corinne Maier, „Die 
Entdeckung der Faulheit", gehört allerdings 
eher in die Kategorie Etikettenschwindel, denn 
um eine irgendeine Art der Kritik des Arbeits¬ 
wahn geht es mitnichten. Schon der Anfang 
macht misstrauisch. Gegenüber einem Werk, 
dass es für nötig befindet, sich selbst auf der er¬ 
sten Seite als „provozierendes Buch" anzuprei¬ 
sen, ist Vorsicht geboten. Dabei wird eine Men¬ 
ge Interessantes versprochen: „Von der Kunst, 
bei der Arbeit möglichst wenig zu tun" lautet 
der Untertitel, und im ersten Kapitel wird auf 
das Phänomen der „inneren Kündigung" ein¬ 
gegangen, das sowohl in Frankreich als auch in 
Deutschland bereits ein bedeutendes Ausmaß 


Keine Kritik der Arbeitsethik 

erreicht hat, wenn man neueren Umfragen 
trauen darf. Wer nun präzise Analysen oder we¬ 
nigstens plastische Beschreibungen dieses Phä¬ 
nomens erwartet, wird bitter enttäuscht. Vom 
Arbeitsalltag in modernen Großunternehmen, 
von betrieblichen Hierarchien, zunehmendem 
Arbeitsdruck und anderen Verhaltenszumutun¬ 
gen sowie den Strategien der Betroffenen, da¬ 
gegen Widerstand zu leisten, ist herzlich wenig 
die Rede. Stattdessen wird der Leser mit einer 
Aneinanderreihung von Gemeinplätzen über die 
Absurditäten der modernen „Unternehmens¬ 
kultur" abgespeist. Das Buch ist letztlich eine 
einzige lange Tirade, voller oberflächlicher 
pseudo-provokanter Polemik, deren rhetori¬ 
scher Aufwand im umgekehrten Verhältnis zum 
Erkenntnisgewinn steht. Sobald es ansatzweise 
analytisch wird, ist der Unfug mit Händen zu 
greifen: „Profit entsteht aus der Differenz zwi¬ 
schen Kauf und Verkauf, zwischen der Ware und 
dem Produkt, wie es auf den Markt gebracht 
wird. Marx dachte, ein Teil dieser Differenz re¬ 
sultiere aus einem Diebstahl, den der Kapitalist 
auf Kosten des Arbeiters begeht" (S. 121). Man 
muss kein gläubiger Marxist sein, um dies für 
eine grausame Verhohnepiepelung seiner The¬ 
orien zu halten. 


Was bisher geschah: 

Unser Held versucht, in die 
Schweiz zu fliehen. 


Comic von Lars Sjunneson 


Dass es Maier um keine grundsätzliche Ka- 
pitaüsmuskritik geht, ist offensichtlich. Eher 
ist das Gegenteil der Fall. Sie beklagt vielmehr 
den Verlust einer vermeintlich guten alten Zeit, 
in der Arbeit noch sinnvoll war, Beruf, Erfah¬ 
rung, Qualifikation noch etwas zählten. Was sie 
an der modernen Unternehmensorganisation 
auszusetzen hat, ist ihre mangelnde Effektivität 
und, man ahnt es schon, die Tatsache, dass zu 
wenig gearbeitet wird. Die Franzosen seien 
Nichtstuer, lautet ihr Befund und weiter: „Es 
ist allerdings nur wenigen bekannt, dass die 
Gesamtmenge geleisteter Arbeit in diesem Land 
bezogen auf die Bevölkerung unglaubüch ge¬ 
ring ist. Man braucht keine Statistik, um das zu 
erkennen, es genügt, in Saint-Germain-des-Pres 
zu flanieren. Dort wimmelt es nur so von Er¬ 
wachsenen in arbeitsfähigem Alter, die durch 
ihre Anstrengungen die Wirtschaftskraft des 
Landes mehren könnten, stattdessen aber ge¬ 
hen sie spazieren" (S. 139). 

Das steht übrigens in keinem Widerspruch 
zu ihrer Aufforderung, die innere Kündigung zu 
vollziehen und sich an seinem Arbeitsplatz so 
wenig wie mögüch zu engagieren, sondern ent¬ 
spricht genau dem Kleinbürgerressentiment, 
das die „Moral" des Buches ausmacht: Warum 
soll ich mich anstrengen, wenn ich doch nur 
von Faulpelzen und Nichtstuern umgeben bin. 

MH 

Corinne Maier, Die Entdeckung der Faulheit, 
Goldmann Verlag 2005,156 S., 12 Euro 
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Costa ntini 

Maler des romantischen Anarchismus 


D ie Gemälde von Flavio Costantini zählten 
zeitweilig zu den bekanntesten und popu¬ 
lärsten bildlichen Darstellungen des Anar¬ 
chismus. In Buchform („The Art of Anarchy", 
1975/1986) sowie als Posterserie verbreitet, 
waren sie in der anarchistischen Szene weithin 
bekannt. Inzwischen hat sich der Maler längst 
anderen Themen zugewandt und seine Bilder 
sind ein wenig in Vergessenheit geraten. Viel¬ 
leicht ein Grund, sie aus einer gewissen histo¬ 
rischen Distanz erneut zu betrachten. 


Personen, manchmal auch bestimmte Gegen¬ 
stände (z.B. Pistolen) erscheinen überpropor¬ 
tional groß. Am auffälligsten sind jedoch die 
Gesichter der Hauptpersonen, die nicht wie or¬ 
ganische Bestandteile des Bildes wirken, son¬ 
dern wie nachträglich eingeklebte Fotos (dass 
in manchen Fällen historische Polizeiaufnah¬ 
men als Vorlage gedient haben, ist offensicht¬ 
lich). Gerade dieser „Realismus" verschärft den 
Verfremdungseffekt. Denn im scharfen 
Kontrast zur leuchtenden Farbigkeit des rest¬ 



ATIGNQLLES 


Paris, 17. März 1892 


Faktizität und Symbolik 

Costantini, 1926 in Rom geboren, fuhr bis 1955 
als Marineoffizier zur See, bevor er eine zwei¬ 
te Karriere als Textildesigner, Werbegraphiker 
und nebenbei als Maler begann. In politischer 
Hinsicht betrachtete er sich zunächst als 
Kommunisten, doch eine Moskaureise 1962 be¬ 
lehrte ihn eines Besseren. Er las nun die Dar¬ 
stellung der „heroischen Phase" des Anar¬ 
chismus vor dem ersten Weltkrieg in Victor Ser- 
ges „Erinnerungen eines Revolutionärs" mit 
anderen Augen. Von 1963 bis 1979 machte er 
sich in über 50 Gemälden zum malenden Chro¬ 
nisten dieser Epoche. Dieser Charakter einer 
geschichtlichen Chronik wird noch durch die 
lapidaren Bildtitel verdeutlicht, die einfach Ort 
und Datum des abgebildeten Ereignisses ver¬ 
merken. 

Was an Costantinis Gemälden zunächst be¬ 
sticht, ist die dokumentarische Genauigkeit 
seiner Darstellungen, die auf ausgiebigen Ar¬ 
chivrecherchen beruht. Gesichter, Uniformen, 
Fahrzeuge, Gebäude, Gegenstände aller Art 
sind nach historischen Vorlagen akribisch ge¬ 
malt, eine Sorgfalt, die den langen Entste¬ 
hungsprozess der einzelnen Bilder erklärt 
(Costantini malte im Durchschnitt nicht mehr 
als drei pro Jahr). Vor allem sind es Schriftele¬ 
mente (Straßen-, Laden-Verkehrsschilder, Pla¬ 
kate, Zeitschriftentitel), die der historischen 
Beglaubigung dienen, aber auch als ironische 
Kommentare zu den gezeigten Ereignissen ein¬ 
gesetzt werden, etwa wenn sich Malastesta und 
Angiolillo in London unter einem „Keep Left"- 
Schild unterhalten oder wenn der Attentäter 
Emile Henry vor einem „Arret obligatoire" (Hal¬ 
testelle) von einem Polizisten gestellt wird. 
Manchmal ist die Ironie auch eine bittere, etwa 
bei der Inschrift „Liberte Egalite Fraternite" an 
einem Gefängnistor - mit der Guillotine im 
Vordergrund ... 

Dabei sind Costantinis Bilder nie im stren¬ 
gen Sinne realistisch. Perspektivische Verzer¬ 
rungen und Brüche steigern die Dramatik der 
Szenerie oder unterstreichen die symbolische 
Dimension des Bildes. Hände und Beine der 


liehen Bildes sind die Gesichter stets in 
schwarzweiß gemalt, im Widerspruch zur Kör¬ 
perhaltung der Person meist starr, frontal, auf 
den Betrachter gerichtet, und im Gegensatz 
zur Dramatik der dargestellten Szene ist der 
Gesichtsausdruck gleichgültig, regungslos, fast 
ein wenig gespenstisch. Fast scheint es so, als 
wolle Costantini den Spruch veranschaulichen, 
dass Revolutionäre Tote auf Urlaub sind (über¬ 
haupt ist die obsessive Thematisierung des To¬ 
des eine durchgängige Konstante in Costanti¬ 
nis Werk). 


Anarchie als Gewaltepos 

Costantini erzählt Geschichte in Form von Ge¬ 
schichten, und er tut dies sozusagen auf drei¬ 
fache Weise. Zunächst in Form des jeweiligen 
Ereignisses, das Gegenstand des einzelnen Bil¬ 
des ist. Diese Einzelbilder nehmen häufig auf¬ 
einander Bezug, bilden ganze Zyklen, z. B. zu 
Ravachol, den „Nachtarbeitern" (Marius Jacob 
und seine Einbrecherkomplizen), den „Tragi¬ 
schen Banditen" (Bonnot-Bande). Die Bilder 
schildern zum Teil einzelne Stationen einer Le¬ 
bensgeschichte (Ravachol-Zyklus) oder fügen, 
wie bei einem Comic, verschiedene Phasen ei¬ 
nes einzigen Ereignisses zusammen (je 3 der 
Nachtarbeiter-Bilder sind zwei bestimmten Ein¬ 
brüchen gewidmet). 

Auf einer dritten Ebene schließlich erzählt 
die Gesamtheit der Bilder die Meta-Geschichte 
des Anarchismus um die Jahrhundertwende 
(ca. 1890-1914) als die eines erbarmungslosen 
Klassenkrieges, eines Zyklus von Gewalt und 
Gegengewalt. Auf staatliche Massaker an un- 
bewaffneten Streikenden und Aufständischen 
(Chicago, 3. Mai 1886; Gibellina, 1. Januar 
1894) antworten individuelle Rächer mit Bom¬ 
benanschlägen, Messer- und Pistolenattenta¬ 
ten auf die Repräsentanten des Systems, was 
wiederum die staatliche Repression auf den 
Plan ruft, die sich in Verhaftungen, Ermor¬ 
dungen, Hinrichtungen von Revolutionären 
äußert. 

In ihrer Gesamtheit betrachtet, zeigen die 
Bilder Costantinis also eher die düstere, ge¬ 


walttätige, spektakuläre, nicht selten makabre 
(z.B. Hinrichtungsszenen) Seite des Anar¬ 
chismus. Allerdings beschränkt er sich auch 
auf eine ganze bestimmte Phase (schwer¬ 
punktmäßig die 1890er Jahre), in der ange¬ 
sichts von sozialem Elend, staatlicher Gewalt 
und der Schwäche der organisierten Arbeiter¬ 
bewegung individuelle Akte der Revolte als 
einziger Ausweg erschienen, um die Ohnmacht 
zu überwinden, die Verwundbarkeit der Mäch¬ 
tigen zu zeigen und so die Unterdrückten zum 
Widerstand zu ermutigen. 

Aus heutiger Sicht kann man sicherlich sa¬ 
gen, dass es eher die Aussichtslosigkeit dieser 
Taktik war, die die Suche nach neuen Wegen 
stimulierte und, unter anderem, als mächtige 
Triebfeder für den entstehenden Anarchosyn¬ 
dikalismus wirkte. Dieser Anarchismus der kol¬ 
lektiven, sozialen Praxis, die sich je nach Um¬ 
ständen der Gewalt oder gewaltloser Mittel be¬ 
dient, interessiert Costantini hingegen wenig. 
Sein (künstlerischer) Blick auf den Anar¬ 
chismus betont die existentielle Dimension, 
das individuelle Drama, die Tat des Einzelnen, 
der nicht als Teil eines Kollektivs, einer Bewe¬ 
gung auftritt, sondern in eigener Verantwor¬ 
tung handelt. Immerhin seien die beiden Aus¬ 
nahmen erwähnt: „Ukraine 1917-1921" zeigt 
Machno mit drei Kampfgefährten in einer Tag- 
anka, der für die mobile Kriegsführung der 
Machnowtschina charakteristischen Kutsche 
mit aufmontiertem MG; und „Fresno, Kalifor¬ 
nien, 1910" (siehe Abbildung) ist ein Porträt 
des IWW-Agitator Frank Little, auf einem Po¬ 
dest stehend, mit einem One-Big-Union-Wim- 
pel in der Hand, im Kampf für Rede- und Orga¬ 
nisationsfreiheit. 


Stilistische Änderungen 

Im Laufe der Zeit wandelt sich der Stil Costan¬ 
tinis. Die dramatischen, geradezu tumultarti¬ 
gen Szenen, mit ihrer Vielzahl von Personen, 
ihrer Detailfülle, die manchmal etwas überla¬ 
den wirkt, weichen einem ruhigeren, struktu¬ 
rierteren Bildaufbau, in dem sich der Einfluss 


der abstrakten Malerei niederschlägt. Eine ma¬ 
thematische ausgetüftelte Komposition, geo¬ 
metrische Formen, rechte Winkel, reine Far¬ 
ben, klar abgesetzte Farbflächen, all das kor¬ 
respondiert mit einer Präzision in der Darstel¬ 
lung der Gegenstände, die mitunter einen Zug 
ins Dekorative bekommt. 

Was der Bildaufbau an Klarheit gewinnt, 
verliert der Bildinhalt an Eindeutigkeit. Sind 
seine frühen Bilder noch weitgehend selbst er¬ 
klärend, ist der/die Betrachterin nun auf die 
Bildlegende angewiesen, um zu verstehen, 
worum es geht. Nehmen wir als Beispiel eines 
seiner bekanntesten Bilder, „Paris, 17. März 
1892" (siehe Abbildung): Ein Mann in Anzug 


und mit Zylinder verlässt, einen Koffer in der 
Hand, ein Gebäude. Eine Fassadeninschrift ver¬ 
weist auf eine Apotheke, ein Werbeplakat am 
linken Bildrand kündigt eine mondäne Tanz¬ 
veranstaltung an. Scheinbar nicht mehr als 
eine detailgetreu rekonstruierte Pariser Stra¬ 
ßenszene im ausgehenden 19. Jahrhundert, 
wüsste man nicht, dass der vornehm gekleide¬ 
te Herr Ravachol ist, der in diesem Gebäude ge¬ 
rade eine Bombe deponiert hat. Costantinis 
Spätwerk ist voll von solchen hintergründigen 
Pointen. 

Das Ravachol-Bild ist charakteristisch für 
ein immer wieder variiertes Motiv: Der gesam¬ 
te Bildhintergrund wird von einer mächtigen 
Gebäudefassade (manchmal auch einem 
Innenraum) eingenommen, im Vordergrund 
befindet sich eine einzelne Gestalt, die zumeist 
am (rechten) Rand des Bildes platziert ist. Der 
symbolische Gehalt ist offensichtlich. Es ist die 
Stein gewordene Macht der bürgerlichen Ge¬ 
sellschaft und ihrer Institutionen, die keinen 
Ausweg zulassen und deren repressiver Char¬ 
akter sich in den fast immer auffällig-unauf¬ 
fällig ins Bild gesetzten Gitterstrukturen (Fen¬ 
sterstreben, Zäune, Treppengeländer) äußert. 
Der Einzelne ist nur eine ohnmächtige Randfi¬ 
gur. Doch dieser Schein trügt, denn die Perso¬ 
nen, die Costantini porträtiert, sind Aufbe¬ 
gehrende, die sich zur Wehr setzten, sei's mit 
Gewalt wie Ravachol, sei's mit Witz und Ironie: 
„Tours, 28. März 1903: Die Nachtarbeiter (IV)" 
zeigt ein imposantes Kirchengewölbe mit hoch 
aufragenden Pfeilern. Rechts unten bewegt 
sich eine vergleichsweise winzige Gestalt aus 
dem Bild. Es ist der anarchistische Dieb Marius 
Jacob, der die Kirche gerade ausgeraubt hat. 
Auf dem Pfeiler links hat er eine Botschaft 
hinterlassen: „Allmächtiger Gott, nun find' mal 
deine Diebe!" 


Nach der Anarchie 

Fällt Costantinis Hinwendung zum Anar¬ 
chismus zeitgeschichtlich mit der Aufbruch¬ 
stimmung der 1960er Jahre zusammen, so sei¬ 
ne Abkehr mit dem Abflauen 
der Protestbewegung und dem 
Schwinden der Hoffnungen auf 
eine baldige gesellschaftliche 
Veränderung in den späten 
1970er Jahren. Ein Zyklus über 
die „Titanic" wird zum Sinnbild 
dieser Desillusionierung (ähn¬ 
lich wie, im literarischen Be¬ 
reich, Hans Magnus Enzenber¬ 
gers Gedichtband „Der Unter¬ 
gang der Titanic"). Die Motiv¬ 
konstellation seiner späten An¬ 
archismusbilder bricht sozusa¬ 
gen in ihre beiden Bestandteile 
auseinander. Auf der einen Sei¬ 
te reine Personenporträts (vor 
allem bekannter Schriftsteller), 
auf der anderen Seite men¬ 
schenleere Räume und Archi¬ 
tekturansichten. 

Besonders aufschlussreich 
für diesen Wandel ist ein Zyklus 
von Bildern, den Costantini un¬ 
mittelbar nach Abschluss seiner 
Anarchismus-Serie begann, aber erst in den 
1990er Jahren beendete. „Ipatiev-Haus 1918" 
zeigt nichts als Zimmer für Zimmer die voll¬ 
kommen leeren Räume eines Hauses. Keine 
Menschen, nicht einmal Mobiliar. Nur Wände, 
Türen, Fussboden, Treppe. Allein die zerfetzte 
Tapete in einem der Räume liefert einen ver¬ 
steckten Hinweis auf die Bedeutung der Bilder. 
Es handelt sich um den letzten Aufenthaltsort 
der russischen Zarenfamilie, der Ort, an dem 
sie am 27. Juli 1918 erschossen wurde. Er mar¬ 
kiert auch den Punkt, wo Henker und Opfer die 
Rollen tauschen, revolutionäre Gewalt in staat¬ 
liche Gewalt umschlägt. 

MH 



Fresno, Kalifornien 1910: 
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Regelmäßige Leser der DA können längst 
nicht mehr ohne sie leben: Ostberlin, 
unsere Comicserie von Lars Sjunneson. 
Jetzt auch als Buch, komplett überarbeitet, 
28 Seiten, für nur 3,50 Euro bei jedem 
guten Comicdealer (ISBN 3-00-016193-7) 
oder beim FAU-Materialienvertrieb 
(www.fau.org/fau-mat). Oder als 
Aboprämie. Siehe Seite 6. 



Hier ein paar neue CDs 

BANDA BASS0TTI - amore e odio 
(italienischer Ska) 

JEUNESSE APATRIDE - la victoire 
sommeil (französischer 
Streetpunk) 

HATE THE STATE - fire + flames- 
Sampler 

HAMMERHAI - unterwegs (Ska- 
Punk, Live-Aalbum) 

BRIGADA FLORES MAG0N - Rock 
or die (jetzt auch auf LP) 

LOS FASTIDIOS - Sopra a sotto il 
palco "LIVE" (italienischer 
Streetpunk) 

THE MOVEMENT - revolutionary 
sympathies (Polit-Rock) 


Neues aus dem 
libertären Verlagswesen 

zum Teil angekündigt, zum Teil 
bereits erschienen (ausführliche 
Würdigungen des einen oder 
anderen Titels in den 
kommenden Ausgaben behalten 
wir uns vor) 

Ricardo Flores Magön, Tierra y 
Libertad! Ausgewählte Texte, 
Unrast Verlag, ca. 120 S., ca. 10 
Euro (erste deutschsprachige 
Sammlung von Texten des 
mexikanischen 
Sozialrevolutionärs in 
Buchform) 

Robert Reitzel, „Ich will nur auf 
einem Ohre schlafen, damit ich 
keinen Weckruf zur Freiheit 
verpasse ...". Werkauswahl. 

Karin Kramer Verlag, 180 S., 16 
Euro (Texte des 
deutschsprachigen 
amerikanischen Anarchisten 
(1849-1898) 

Markus Henning/Rolf Raasch, 
Neoanarchismus in Deutschland. 
Entstehung - Verlauf- 
Konfliktlinien, Oppo-Verlag, 220 
S., 24,90 Euro 

Studienkommission der Berliner 
Arbeiterbörsen/Franz Barwich 
(1922), „Das ist Syndikalismus". 
Die Arbeiterbörsen des 
Syndikalismus, Verlag Edition 
AV, 150 S. (FAUD-Texte aus den 
1920er Jahren), 11 Euro 

Jürgen Mümken (Hrsg.), 
Anarchismus in der 
Postmoderne. Beiträge zur 
anarchistischen Theorie und 
Praxis, Verlag Edition AV, 155 
S., 11,80 Euro 

Marc Amann (Hrsg.), 
go.stop.act! Die Kunst des 
kreativen Straßenprotests, 
Trotzdem Verlag, 229 S., 18 Euro 
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Wrs will die 
FAU-IflA? 

Wir finorcho-Syndikalistlnnen 
haben die herrschaftslose, 
ausbeutungsfreie, auf Selbst¬ 
verwaltung begründete Gesell¬ 
schaft als Ziel. 

Die Selbstbestimmung in allen 
Lebensbereichen ist die grund¬ 
legende Idee des flnarcho-Syn- 
dikalismus. 

Daher lehnen wir die Organisa¬ 
tion unserer Interessen in zen¬ 
tralistisch aufgebauten Orga¬ 
nisationen ab, da diese stets 
Machtkonzentration und Hie¬ 
rarchie bedeuten. Weder soll, 
noch kann mensch mit Stell- 
vertreterlnnen-Politik wie sie 
z. B. von reformistischen Ge¬ 
werkschaften, Parteien und 
Kirchen betrieben wird,unsere 
Interessen durchsetzen. 


Maria, the Bolshevikslayer 



FAU*IAA 

Dagegen sind wir direkt und 
indirekt lohnabhängigen Men¬ 
schen für Selbstorganisation in 
unabhängigen Betriebs-, Bran¬ 
chen und Ortsgruppen. Diese 
sind bundesweit (in der FHU) 
und international (in der Iflfi) 
zusammengeschlossen. 

Zur Durchsetzung unserer Ziele 
und For derungen dienen uns 
sämtliche Mittel der Direkten 
Aktion, wie z. B. Besetzungen, 
Boykotts, Streiks etc. Im Ge¬ 
gensatz dazu lehnen wir die 
parlamentarische Tätigkeit in 
jeglicher Form ab. Mit dieser 
Art von Organisation verbinden 
wir die Möglichkeit, Vereinze¬ 
lung und Perspektivlosigkeit 
aufzuheben und so für eine re¬ 
volutionäre Veränderung auf 
freiheitlicher Grundlage zu 
kämpfen. 

Da die Macht und die Stärke des 
kapitalistischen Systems in der 
privaten bzw. staatlichen Ver¬ 
fügungsgewalt über die Pro¬ 
duktionsmittel und in der tag¬ 
täglichen Ausbeutung der ar¬ 
beitenden Klasse begründet 
sind, ist der ökonomische Be¬ 
reich der Hauptansatzpunkt 
für den antikapitalistischen 
Kampf. 

Revolutionäre Arbeit in den Be¬ 
trieben trifft den Kapitalis¬ 
mus nicht nur in seinen Er¬ 
scheinungsformen, sondern an 
seiner Wurzel. Diese Arbeit 
kann nur erfolgreich sein, 
wenn in allen gesellschaft¬ 
lichen Bereichen gleichzeitig 
revolutionäre Arbeit geleistet 
wird, da alle Kämpfe in einer 
Wechselbeziehung zueinander 
stehen. 

Alle Menschen, die in diesem 
Sinne mit uns Zusammenarbei¬ 
ten wollen, sind uns will¬ 
kommen. 


Des letzten Rätsels Lösung: die russische Revolutionärin Maria Spiridonowa 


I rgendwie muß da was schief gelaufen sein in 
den letzten 80 Jahren. Da feiern heutzuta¬ 
ge Kultur- und Medienwissenschaftler Teena¬ 
ger-Horrorfilme, in denen Mädchen mit Arm¬ 
brust und Pflock bewaffnet dem Bösen nach¬ 
stellen, als feministischen Durchbruch, würde 
so doch endlich ein neues, modernes Vorbild 
geschaffen. Dabei hat es das alles schon mal 
gegeben. Vor recht genau 100 Jahren jagten in 
Rußland hunderte junger Mädchen Bösewich¬ 
te. Nur nicht mit angespitzen Stöcken, son¬ 
dern mit Pistolen und Bomben. Und die Schur¬ 
ken waren auch keine Untoten aus Nachmit¬ 
tagsserien, sondern Polizisten, Spitzel, Richter 
und Gouverneure - und die waren leider allzu 
real. 

Als 1905 erstmals eine Revolution in Ruß¬ 
land ausbrach, war Maria Aleksandrowna Spi¬ 
ridonowa kaum 21 Jahre alt; doch ein braves 
Mädchen wollte sie längst schon nicht mehr 
sein. Sie gehörte bereits zum engsten Kreis ei¬ 
ner lokalen Gruppe militanter Sozialrevolutio¬ 
näre (SRy), die die Erhebung der Bauern im 
südlich von Moskau gelegenen Tambow unter¬ 
stützte. Doch noch war ihre Zeit nicht gekom¬ 
men, die Revolution wurde niedergeschlagen, 
in Tambow sogar besonders grausam. Der ver¬ 
antwortliche Gouverneur, der sich mit sadisti¬ 
scher Genugtuung dabei einen zweifelhaften 
Ruf erworben hatte, sollte bald darauf für sei¬ 
ne Taten büßen. Spiridonowa, als Bauersmäd¬ 
chen verkleidet, schlüpfte durch die Reihe sei¬ 


ner Leibwächter, zog die Pistole und feuerte 
ohne Zögern. Der Gouverneur war auf der Stel¬ 
le tot. Nein, ein braves Mädchen, das sich von 
anderen sagen läßt, was es tun und lassen soll, 
war Spiridonowa bestimmt nicht. 

Die folgenden Jahre in Kerkerhaft und Ver¬ 
bannung überstand sie auf geradezu erschüt¬ 
ternde Weise seelisch unbeschadet. Weder 
Mißhandlungen, Schläge noch eine Massen¬ 
vergewaltigung durch ihre Wärter vermochten 
ihren Willen zu brechen oder ihrer Würde etwas 
anzuhaben. Mit der Februarrevolution 1917 
freigekommen, setzte sie sofort ihr Wirken als 
Militante fort, und zählte rasch zu den promi¬ 
nentesten Führern der radikalen Linken. 

Ihre Partei, die vom romantischen Geist 
des 19. Jahrhunderts geprägten Sozialrevolu¬ 
tionäre (PSR), zerstritt sich endgültig über die 
drängenden Fragen der Revolution. Zusammen 
mit anderen vom linken Hügel gründete Spiri¬ 
donowa ihre eigene Partei, die der linken So¬ 
zialrevolutionäre (PLSR). Inhaltlich standen 
sie den Anarchisten nahe, befürworteten ein 
dezentrales Rätesystem und die Organisierung 
der Fabriken nach anarcho-syndikalistischem 
Konzept. Dennoch blieben sie als Partei orga¬ 
nisiert. Trotz vehementer Kritik an der neuen 
Regierung ging die PLSR eine Koaltionsregie- 
rung mit den Bolschewiki ein - um, wie sie 
glaubte, so die schlimmsten Auswüchse des 
autoritären Stils der Partei Lenins und Trotzkis 
unterbinden zu können. Tatsächlich aber ver¬ 


halten sie ihnen dadurch nur zur Macht und 
mußten mitansehen, wie auch in ihrem Namen 
ein despotisches System errichtet wurde. So 
scheiterte die Koalition bereits nach wenigen 
Monaten. 

Im Juli 1918 sahen die Unken Sozialrevo- 
lutionäre die Revolution endgültig durch die 
Bolschewiki erstickt und glaubten, nun sei die 
Zeit gekommen für die „dritte", echte Revolu¬ 
tion. Vertrauend auf eigene bewaffnete Ver¬ 
bände, organisierten sie im Juli 1918 einen 
Aufstand. 

In Moskau führte eine Frau den Aufstand 
an. Sie war nicht nur Kopf und Chefstrategin 
der Operation, sondern schritt mit dem Gewehr 
im Anschlag voran und scheute sich nicht, es 
auch zu benutzen. Zeitzeugen bewunderten 
ihre Entschlossenheit und ihr Organisations¬ 
geschick, fürchteten ihre „terroristische Verve" 
und staunten über ihr elegantes Auftreten. Der 
Name dieser zierlichen Person ließ so manchen 
starken, mächtigen Kerl erzittern: Maria Spiri¬ 
donowa. 

Am 6. Juli wurde der deutsche Botschafter 
Mirbach von zwei linken SRy getötet. Hinter¬ 
grund war der Seperatfrieden mit Deutschland, 
den die Linken als konterrevolutionär be¬ 
trachteten. Das Attentat, vermutlich von Spi¬ 
ridonowa persönlich geplant und organisiert, 
war das verabredete Zeichen für die Erhebung. 
In 23 mittelrussischen Städten besetzten linke 
SRy Kasernen und errichteten Barrikaden. 


Sozialrevolutionäres Kreuzworträtsel Nr. 36 
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Hinweis zum Rätsel: Umlaute (ä, ö, ü) blei¬ 
ben, das ß wird (falls vorhanden) als „ss" ge¬ 
schrieben 


DK 

DIREKTE flKTIOl 


anarchosyndikalistische Zeitum 

anarchosyndikalistische 
Zeitung der Freien 
Arbeiterinnen Union 
(FAU-IAA) 


Direkte Aktion 
Straßburger Str. 
10405 Berlin 


ISSN 0949-1872 


38 


Redaktionsanschriften: 

Schlußredaktion: 

E-Moil da-schlussredaktion@fau.org 
Kultur: F AU Bielefeld, 

E-Moil: fou-kultur@gmx.net 
Zeitlupe: E-Mail: faub26@fou.org 
BuG: FAU Frankfurt 
Globales: E-Mail: foub23@fau.org 
Hintergrund: E-Mail: faums4@fau.org 

Verleger: 

Direkte Aktion e.V., 

Kornstr. 28-30, 30167 Hannover 

ViSdP: Stephan Hagemes 
Druck: Union Druck Berlin 
Redaktionsschluß da 171: 12. August 

Eigentumsvorbehalt: die Zeitung ist solange Eigentum des 
Absenders, bis sie an den Gefangenen pers. ausgehändigt 
ist. Zur-Habe-Nahme ist keine pers. Aushändigung im Sin¬ 
ne des Vorbehalts. 


Waagerecht 

1. Marxens Begriff für die Erwerbslosen hin¬ 
sichtlich ihrer Rolle im Kapitalismus: der 
Arbeit" 9. Gebirge in Afrika 12. Union der eu¬ 
ropäischen Fußballverbände <Abk.> 13. Men¬ 
schenschlag, der im modernen Kapitalismus 
häufig anzutreffen ist 15. Urheber des 
Spruchs: „Die beste Regierung ist die, welche 
gar nicht regiert" 17. Wer arbeitet, macht ge¬ 
legentlich Fehler: „Wo ~ wird, fallen Späne" 
20. Kfz-Kennzeichen für Gummersbach 21. 
estnischer Eigenname für Estland 23. Aktivi¬ 
stin von Earth First! und der IWW (1949-97), 
schmiedete Bündnisse von Gewerkschafterln- 
nen und Umweltschützerinnen gegen den 
Kahlschlag alter Mammutbaumbestände im 
NO der USA, überlebte 1990 einen Spreng¬ 
stoffanschlag des FBI, Vorname: Judi 24. 
Gründer (1911) und Herausgeber der Zeit¬ 
schrift „Die Aktion", Vorname: Franz 


26. „Laura", von Vokalen befreit 27. Zeit¬ 
schrift, um die sich Vertreterinnen der sog. 
Hardcore-Antideutschen organisieren 29. was 
man einer verletzten Person am Unfallort 
schon anbieten kann: ~e Hilfe 30. Begriff 
aus der DDR für Waren, die es in einem Laden 
offiziell nicht zu kaufen gab; diese bekam 
man nur durch Beziehungen 32. früherer 
deutscher Name für Zagreb 33. zerschlagen, 
erschöpft <engl.> 35. unterwürfige oder sehr 
höfliche Anrede im Englischen; Adelstitel 36. 
Hektar <Abk.> 37. Kfz-Kennzeichen für den 
Ilm-Kreis, Thüringen 38. an + dem 40. 1990 
Vorstandsmitglied und nach der Ermordung 
Rohwedders 1991 Chefin der „Treuhandan¬ 
stalt" zur Abwicklung der DDR, Vorname: Bir¬ 
git 42. selten, knapp 43. revolutionäre Ver¬ 
waltung von Paris, 1871 45. die römische Zahl 
sechs 46. Karat <Abk.> 47. tropische Ei¬ 
dechse mit Haftzehen 50. Umbildung des so¬ 
wjetischen politischen Systems unter Gorbat- 


Doch das von ihnen bis in mystische Übertrei¬ 
bung hinein verehrte „Volk" schloß sich nicht 
an; am 23. Juli brach auch der letzte Wider¬ 
stand zusammen. Hunderte SRy wurden ge¬ 
fangengenommen, viele standrechtlich er¬ 
schossen. 

Spiridonowa wurde verhaftet, in ein „Sa¬ 
natorium" eingewiesen, später unter Hausar¬ 
rest gestellt. Jahrelang setzten Sozialisten aus 
dem Ausland sich für ihre Freilassung ein, so 
auch Emma Goldman, die sie auf ihrer Ruß¬ 
landreise 1920 kennenlernen durfte. Ihre Bit¬ 
te, Spiridonowa ins Ausland abzuschieben, 
lehnten die Bolschewiki mit der Begründung 
ab, sie sei „immer noch zu gefährlich". 

Nach mehr als 20 Jahren in sibirischen GU- 
LAGs wurde Maria Spiridonowa, von der 
Außenwelt längst vergessen, 1941 hingerichtet. 

Matt! 



schow, 1985-91 51. kleinere, bei Sturmflut 
überflutete Insel im Wattenmeer 

Senkrecht 

I. Kleinstadt in Brandenburg mit prächtigem 
Schloss und Kurt-Tucholsky-Literaturmu- 
seum; hier war früher das erste AKW der DDR 
(1966-90) 2. Dunst über Industriestädten 3. 
Ansturm von Aktionärinnen auf ein günstiges 
Wertpapier <engl.> 4. Einspruchsrecht 5. Kfz- 
Kennzeichen für Erfurt 6. größter Schweizer 
Nebenfluss des Rheins 7. Satz von Reclus, der 
auch auf Fahnen der Machno-Bewegung ver¬ 
wendet wurde: „Anarchie ist die ~ der Ord¬ 
nung" 8. das Ich 9. ausgeatmete Luft 10. 
Empfang, Aufnahme: frostig, wenig herzlich 

II. „legal, illegal, 14. lat. „d.h." 16. deut¬ 
sche Abkürzung für die von Moskau gesteuer¬ 
te Gewerkschaftsinternationale (1921-38), 
auch „Profintern" genannt 18. Band, die „Ver- 
damp lang her" sang 19. die dem Wind abge¬ 
kehrte Seite eines Bergs usw. 22. 
„Heilige/r/s" in vielen Ortsnamen 23. Schan¬ 
de, Bloßstellung 24. öffentliche Toilette für 
Männer <franz.> 25. Tier, Sinnbild für Schläue 
27. bieder, gehorsam 28. großes deutsches 
Unternehmen der Elektroindustrie, 1985 von 
Daimler-Benz geschluckt 30. Form der direk¬ 
ten Aktion 31. tropische Echse; der Komodo- 
~ ist bis 3m lang 34. „weder ~ noch gacks sa¬ 
gen": überhaupt nichts sagen 36. blöder Kerl 
39. Gesamtausgabe der Werke von Marx und 
Engels <Abk.> 40. Schrift- oder Druckwerk 
aus miteinander verbundenen Blättern 41. Be¬ 
reich des Spektrums der elektromagnetischen 
Wellen <Abk.> 42. Musikrichtung 44. Urhe¬ 
ber des Spruchs, dass die politische Macht aus 
den Gewehrläufen kommt 48. Was haben „Ka¬ 
sper" und „Wodka" gemeinsam? 49. Nachsil¬ 
be in systematischen Namen von Alkoholen 


Wieder gibt es ein DA-Abo (6 Ausgaben) zu ge¬ 
winnen. Das Lösungswort könnt ihr der DA- 
Aboverwaltung schicken, entweder per eMail 
<da-abo@fau.org> oder per Post (Straßburger 
Str. 38,10405 Berlin). 


Auflösung 
N? 35 


HALWA CHAVES CAMUS 
U A R L DA 0 C 
MENSA WOBBLI ES OCH 
A D F AI AA TT R W 
N A A THATCHER ETA 
K UNTOTE AH KOT R 
ADE Gl TS T IC Z 
PERMANENTE PI EHRE 
I AK NIE RIVERA N 
TETANUS X R RUE 
AT SELTSAM AKTG 
LSD ME SPONSORING 
C PFEIL HRSE 
XHOSA N ULANBATOR 























































































































































































































